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Die öffentliche Ausschreibung von Vekehrs-
dienstleistungen –
Effizienzprobleme und Lösungen zur Gestal-
tung ergebnisoptimaler Vertragsbeziehun-
gen

Gernot Haider

1. Einleitung

Vertragsbeziehungen zwischen Verkehrsunterneh-
men (VU) und Aufgabenträgerorganisationen (AT)
zum Zweck der Bereitstellung von Verkehrsdienst-
leistungen mit nicht kostendeckenden Preisen, wer-
den auch in Österreich zunehmend auf Basis einer
Auktion eines zeitlich befristeten und exklusiven
Fahrtrechts abgeschlossen werden. Die Europäische
Kommission geht im Rahmen der neuen Nahver-
kehrsverordnung von einer solchen Ausschreibung
insbesondere im Regionalbusmarkt aus. Bislang
wurden die in Rede stehenden Verkehrsleistungen
des öffentlichen Personennah- und Regionalverkehrs
(ÖPNRV) von den zuständigen Aufgabenträgern
(Verkehrsverbünde und Gebietskörperschaften) über
eine Direktvergabe an den jeweiligen Inhaber einer
linienbezogenen Bedienungskonzession beschafft.
Aus Sicht der Europäischen Kommission sind damit
zusammenhängende Geldflüsse dann als beihilfen-
und wettbewerbsrechtlich unbedenklich einzustufen,
wenn diese im Rahmen eines Verkehrsdienstvertra-
ges die Gegenleistung für eine gemeinwirtschaftli-
che Personentransportleistung darstellen. Dieser
Vertrag regelt dabei die Modalitäten einer formalen
Bestellung als Hoheitsakt.

Der vorliegende Artikel entstand auf Grundlage
einer Diplomarbeit, eingereicht am Fachbereich
Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik der
Technischen Universität Wien. Ausgehend von der
betriebswirtschaftlichen Wirklichkeit des ÖPNRV
sollten darin Erkenntnisse hinsichtlich möglicher
volkswirtschaftlicher (Effizienz-)Wirkungen derarti-
ger Ausschreibung generiert werden. Es hat sich
dabei gezeigt, dass durch die Analyse von wettbe-

werbs-, vertrags- und auktionstheoretischer Konzep-
te sowie einer Diskussion ihrer praktischen Anwend-
barkeit grundlegende und klare Aussagen getroffen
werden können. Die Arbeit wurde im Jahr 2007 mit
dem Peter-Faller-Nachwuchsförderungspreis der
Österreichischen Verkehrswissenschaftlichen
Gesellschaft ausgezeichnet.

2. Möglichkeiten und Folgen
verschiedener
Leistungsbeschreibung bei
Ausschreibungen

2.1 Die Definition des räumlichen
Leistungsumfanges als Spagat
zwischen Großbetriebsvorteilen und
Kleinbetriebsnachteilen

Die Produktion der Betriebsleistung im ÖPNRV ist
durch Größenvorteile kennzeichnet, die Durch-
schnittskosten sinken mit steigender Zahl der
bedienten Routen. Im Detail ergibt sich eine bessere
Auslastung bestimmter Produktionsfaktoren aus a.)
Agglomerations- und Nachbarschaftsvorteile (Dich-
tevorteilen), b.) Stochastischen Größenvorteilen
(bspw. durch produktiver Ausgleich von Nachfrage-
schwankungen mit steigender Betriebsgröße) sowie
c.) Vorteilen aus dem kleinsten gemeinsamen Vielfa-
chen (in Mindestkapazitäten und -Reserven gebun-
denes Kapital verliert mit steigender Betriebsgröße
relativ an Gewicht). Im Ergebnis lässt die Ausschrei-
bung einzelner Strecken Synergiepotenziale unge-
nützt und führt aus ökonomischer Sicht zu einer ver-
meidbaren Kostenvervielfachung. Es besteht daher
in Fachkreisen ein hohes Maß an Übereinstimmung,



dass daher nur Linienbündel1) und/oder Netze für
eine wettbewerbliche Vergabe in Betracht kommen.
Mit steigendem Leistungsumfang der Ausschreibung
erwachsen dem Besteller jedoch zwei grundsätzli-
che Herausforderungen, die in ihren Konsequenzen
bei der Entscheidung abzuwägen sind2):

Abbildung 1 verdeutlicht anhand einer hypotheti-
schen Ausschreibung diese netzspezifische Größen-
vorteile: Die Ausschreibung des Gesamtnetzes hat
sich als die kostengünstigste Variante herausgestellt,
wobei die Differenz zwischen der kostengünstigsten
Variante und der teuersten Variante (119 Einzelli-
nien) rund drei Millionen Euro (ca. 10 %-Punkte)
beträgt.

Abbildung 1: Zuschussbedarf für unterschiedlich
große Linienbündel (Region Minden-Herford)

Quelle: SIEBER, 2002

Einerseits begünstigen steigende Losgrößen auf-
grund kapitalintensiver Beschaffungen und Perso-
nalvorhaltungen solche VU, die von Betriebsgrößen-
vorteilen gekennzeichnet sind, da die damit verbun-
denen betriebsinternen Synergieeffekte sie in die
Lage versetzt, geringere Zuschussforderungen zu
stellen. Anderseits entstehen dadurch für VU in klei-
neren Betriebsgrößenklassen Marktzutrittsbarrieren,
deren Ursache in Kleinbetriebsnachteilen begründet

liegt. Selbst wenn für KMU-Betriebe die Kapital-
und Personalvorhaltung bewältigbar wäre, überstei-
gen große Vergabelose rasch die verfügbaren
Management- und Planungskapazitäten. Das Droh-
potenzial, die relativ zum Gesamtkapital hohen
Kosten für die Gebotserstellung als beziehungsspe-
zifische Investition versenken zu müssen, lassen
einen Marktzutritt unattraktiv erscheinen, oder füh-
ren überhaupt zu einem Markaustritt. Die Anbieter-
struktur durchläuft daher einen Konzentrationspro-
zess.

Mit zunehmender Größe der ausgeschriebenen
Linienbündel und Verkehrsnetze nimmt jedoch die
Wahrscheinlichkeit zu, dass die Anzahl der Bieter
die mindestoptimale Bieterzahl von drei unterschrei-
tet und die geringe Wettbewerbsintensität die Funk-
tionsfähigkeit des Wettbewerbs schwer beeinträch-
tigt. Die Varianz der gebotenen Preise sinkt. Gleich-

zeitig entstehen monopolistische Preissetzungsspiel-
räume, sodass der AT in zunehmendem Ausmaß in
Abhängigkeit marktmächtiger3) Unternehmen gerät
und sich mit steigenden Zuschussforderungen kon-
frontiert sieht. Die gezielte Förderung einer plurali-
stischen und dezentralisierten Marktform sowie eine
auch KMU-orientierte Unternehmenspolitik durch
ausgewogen große Vergabelose ist daher kein Selbst-
zweck der Besteller, sondern ein Instrument zur Auf-
rechterhaltung des Wettbewerbs.
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2.2 Aufgabenallokation zwischen dem
Besteller und dem Verkehrsunterneh-
men

Das Produkt ÖPNV-Dienstleistung entsteht auf drei
unterschiedlichen, in Tabelle 1 dargestellten Ent-
scheidungsebenen:

Tabelle 1: Entscheidungsebenen im ÖPNV

Quelle: nach LEHMANN, 2000, S. 41

Entscheidungen auf der strategischen Ebene werden
im Fall von nicht kostendeckenden Leistungen,
immer vom Staat wahrgenommen. Je nachdem, wel-
cher Vertragspartei die taktische Entscheidungsebe-
ne zugeordnet wird, kann im Ausschreibungsfall in
eine konstruktive oder in eine funktionelle Lei-
stungsbeschreibung unterschieden werden:

Bei der sog. konstruktiven Leistungsbeschreibung ist
ein konkreter Fahrplan, zu welchen die VU den Per-
sonal- und Fahrzeugeinsatz („operative Ebene“) bei
mehr oder wenige detaillierten Vorgaben zur Benut-
zeroberfläche (etwa Fahrzeuge, Dienstuniformen)
optimieren Gegenstand der Ausschreibung. Gegebe-
nenfalls werden den VU geringfügige Spielräume
auf der taktischen Ebene eingeräumt. In einer sol-
chen Konstellation wird das VU zu einem ausfüh-
renden Organ des Aufgabenträgers (vgl. ARNREI-
TER, 2005, S.150). SCHÖNBÄCK et al. (1997, S.
20) sehen in diesem Modell problematisch, dass die
VU lediglich als Zulieferbetriebe für die politischen
Entscheidungsträger als eigentliche ÖPNV-Produ-
zenten auftreten.

Bei der funktionalen Leistungsbeschreibung
beschränkt sich der Besteller in seinen Vorgaben auf
in der strategischen Ebene formulierten Funktionen
der gewünschten Verkehrsdienstleistung. Beispiele
dafür sind die Vorgabe von maximalen Fahrzeiten,
Mindestfrequenzen oder ein bestimmter Prozentsatz
der zu bedienenden Bevölkerung. Ferner wird der
Besteller von Einschränkungen hinsichtlich takti-
scher Fahrpreisentscheidungen Gebrauch machen.
Nicht also der politisch gewünschte Fahrplan zum

günstigsten Preis kommt beim Qualitätswettbewerb
zum Zug, sondern jenes Angebot, das unter Einbe-
ziehung eines unternehmerischen Sachverstandes
und Kosten-Nutzen-Kriterien beider Akteure den
insgesamt besten ÖPNRV verspricht.

Selektionskriterium bei der konstruktiven Leistungs-
beschreibung ist in der Regel nur der Angebotspreis,
aus den Geboten kann daher leicht eine transparente
Entscheidung abgeleitet werden. Es liegt ein Preis-
wettbewerb vor. Gebote auf Basis funktionaler Lei-
stungsbeschreibungen weisen mehrere Bietparame-
ter auf, die sich zudem in ihrer Qualität beträchtlich
unterscheiden können. Es liegt daher ein Qualitäts-
wettbewerb vor. Multidimensionale Angebote müs-
sen künstlich mit klaren und nicht diskriminierenden
Vergabekriterien in eindimensionale überführt wer-
den. Vorweg sei festgestellt, dass ein praktikables
und kostengünstiges Selektionsverfahren, welches
sich auch bei – von unterlegenen Bietern eingeleite-
ten – Nachprüfungsverfahren als juristisch belastbar
erweist, noch nicht aufgefunden ist. Die Theorie hat
auf Grundlage formalisierte Wertsynthesen ökono-
mischer Bewertungsmethoden einige Ansätze dazu
entwickelt. Die Methode, mit nutzwertanalytischen
Zielerreichungsgraden zu einer gewichteten Punkte-
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bewertung zu gelangen, ist gegenüber dem Vorwurf
der Willkür sehr anfällig, aber vergleichsweise ein-
fach durchführbar. Aus ökonomischer Sicht ist eine
Monetarisierung der einzelnen Angebotsparameter
zu bevorzugen. Während jedoch etwa für Reisezei-
ten Bewertungssätze auf Basis von Zahlungsbereit-
schaften der Nutzer vorhanden sind, gilt dies für Kri-
terien wie etwa Komfort, Sauberkeit und Sicherheit
derzeit nicht. Die Methode ist zwar ausgereift, aller-
dings bedürfe es hinsichtlich dieser Kriterien für den
ÖPNRV noch beträchtlichen Grundlagenforschung.

3.Risikomanagement und
Anreizsteuerung bei der Aus-
schreibung von Verkehrsdienst-
leistungen
3.1 Ökonomische Natur einer Auftrag-
geber-Auftragnehmer-Beziehung und
daraus abgeleitete Anforderungen an
die öffentliche Beschaffung von Trans-
portdienstleistungen

In der ökonomischen Theorie werden die für arbeits-
teilige Volkswirtschaften charakteristischen Auf-
tragsbeziehungen zwischen Wirtschaftssubjekten,
anhand eines Prinzipal-Agent-Verhältnisses analy-
siert. Ein Prinzipal (hier ein öffentlicher Aufgaben-
träger) beauftragt vertraglich einen Agenten (ein
Verkehrsunternehmen) mit der Erfüllung der Aufga-
be, eine Verkehrsdienstleistung zu erstellen. Dabei
wird von disharmonischen Zielen ausgegangen.
Während das VU gewinn- und rentabilitätsmaximie-
rende Zielen verpflichtete VU ist, möchte der Prinzi-
pal bei möglichst geringem Einsatz öffentlicher
Mittel eine höchstmögliche Produkt- bzw. Dienstlei-
stungsqualität erhalten. Der Aufgabenträger ist hin-
sichtlich seiner Zielgrößen vom Anstrengungsnive-
au, der Leistungsfähigkeit und den Fähigkeiten des
VU im Allgemeinen abhängig. Das VU verfügt
zudem über den besseren Informationsstand hin-
sichtlich dieser sachverhaltsspezifischen Eigen-
schaften. Da prohibitiv hohe Informationskosten
eine Angleichung des Informationsstandes zwischen
den Vertragspartner AT und VU behindern, entsteht
eine asymmetrische Informationsverteilung. Das VU
ist daher in der Lage, diese zu seinen Gunsten zu
nutzen und im Rahmen des mehrjährigen Auftrags-
verhältnisses eine zusätzliche Rente zu erzielen.

Bei Erfahrungs- und Vertrauensgütern wie dem
ÖPNRV wird die Gefahr des Ausnützens von Infor-
mationsasymmetrien als mittel bzw. hoch einge-

schätzt. Dabei ist zu differenzieren, ob diese Gefah-
ren vor oder nach Vertragsabschluss auftreten.
Abbildung 2 stellt diese Problematik sowie die in der
Theorie und Praxis entwickelten Ansätze zur Imple-
mentierung ergebnisoptimaler Entlohnungsverträgen
zusammenfassend dar.

Vor Vertragsabschluss führen mangelhafte Informa-
tion über die Eigenschaften des VU dazu, dass dem
AT nicht bekannt ist, mit welchem VU ein Kosten-
minimum und Qualitätsmaximum erzielt werden
kann. Dabei besteht die Gefahr der Auswahl eines
unerwünscht schlechten VU (adverse selection).
Praktisch kann der Besteller dieses Risiko durch sig-
nalling und screening mindern. Während sich der
Besteller beim sreening selbst – etwa durch Infor-
mationsaustausch mit andern Bestellern – eine höhe-
re Urteilskraft über die Leistungsfähigkeit der bie-
tenden VU beschafft, wird dieses beim signalling
aufgefordert, durch Zertifikate, Gütesiegel, Mit-
gliedschaften und Garantien die finanziell-techni-
sche und qualitative Leistungsfähigkeit offen zule-
gen4).

Nach Vertragsabschluss könnte sich ein VU opportu-
nistisch verhalten, indem es Spielräume aus unvoll-
ständig definierten5) und hinsichtlich ihres Zielerrei-
chungsgrades nicht beobachtbare Vertragsinhalte zu
seinen Gunsten nutzt. Eine wesentliche Behebungs-
möglichkeit besteht in einem gezielten Vertragsmo-
nitoring, welches vor allem immer dann einzusetzen
ist, wenn dem VU nicht auch das Erlösrisiko über-
tragen wurde (siehe 3.2.3). Monitoring ist im Öffent-
lichen Verkehr immer im Zusammenhang mit der
Angebotsqualität relevant6). Disharmonische Ziele
in der Auftragnehmer-Auftraggeber werden immer
durch eine Interessensangleichung im Sinne einer
Beteiligung oder gänzlichen Übertragung des aus
der marktlichen Verwertung resultierenden Erlösrisi-
kos ausgeglichen – jedoch häufig aufgrund der uner-
giebigen Nachfrage nicht gänzlich beseitigt.

Ferner könnte ein VU sowohl die Gefangenheit des
Bestellers in seiner Leistungsverantwortung als auch
seine getätigten Investitionen in das Vergabenver-
fahren ausnützten, um mit diesen in Nachverhand-
lungen über eine Aufbesserung einzutreten. Der
Besteller kann diese einseitige Abhängigkeit in eine
wechselseitige Interessensangleichung verwandeln,
indem er praktisch einen Teil des Leistungsentgeltes
in Gestalt eines Pfandes, einer Bürgschaft oder von
Gegengeschäften und Abnahmegarantie „in Geisel-
haft nimmt“. Da eine schlechte Reputation die Aus-
sicht auf kommende Aufträge für das VU mindert,
kann der Besteller auch drohen, im Fall von Nach-
verhandlungen Einflussnahme auf die Reputation
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des VU zu nehmen. Praktisch spielt diesbezüglich
Benchmarking eine zentrale Rolle7).

Abbildung 2: Anreize eines Verkehrsunternehmens
sowie Risken und Behebungsstrategien für den Auf-
gabenträger im Rahmen der öffentlichen Beschaf-
fung von Verkehrsdienstleistungen

Quelle: eigene Darstellung (2008)

3.2 Risken der Fahrleistungsproduk-
tion und ihre Allokation im Ausschrei-
bungswesen

Investitionsrisik-Restwertrisiko

Anstrengungen zu höherer produktiver und qualitati-
ver Effizienz resultieren im Ausschreibungswettbe-
werb aus der Rivalität der Bieter im und der Antizi-
pation regelmäßig wiederkehrender Vergabeverfah-
ren. Längere Vertragslaufzeiten setzten diesen Funk-
tionsmechanismus daher außer Kraft. Die buchhalte-
rischen und tatsächlichen betrieblichen Nutzungs-
dauern von Investitionsgütern (insbesondere Fahr-
zeugen) im ÖPNRV sind jedoch deutlich länger als

die wettbewerbsoptimalen, kurzen Vertragsdauern8).
Den Betreibern ist dabei in der Regel nicht bekannt,
ob nach Vertragsende eine alternative Verwendungs-
möglichkeit für das im Fuhrpark gebundene Kapital
zur Verfügung steht. Investitionen stellen daher
einen Risikofaktor für den Betreiber dar, da sie zu
irreversiblen Kosten werden können:

* Werden der Neu(-Ausschreibung) keine spezifi-
schen Anforderungen an die konkrete Beschaffen-
heit der Fahrzeuge zugrunde gelegt, ist der altein-
gesessene Betreiber stets im Wettbewerbsvorteil,
da er in der Lage ist, Anbote unterhalb seiner
Durchschnittskosten zu kalkulieren und gegenü-
ber Wettbewerbern eine Markteintrittsbarriere
aufzubauen. Zusätzlich kann durch die Ausschrei-
bung ein suboptimales Investitionsniveau verur-
sacht werden.

* Ist jedoch aufgrund geänderter Präferenzen der
Besteller eine Neubeschaffung des Fuhrparks
unumgänglich, wird ein rationelles VU das Rest-
wertrisiko in Gestalt höherer Entgeltforderungen
an den Betreiber weitergeben. Die Folge kann ein
(volkswirtschaftlich) suboptimal hohes Investi-
tionsniveau und eine gesamtwirtschaftlich ver-
meidbare Kostenerhöhung sein.
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Die Tabelle 2 gibt einen Überblick über die ver-
schiedenen, in Theorie und Praxis entwickelten
Lösungsmöglichkeiten des Restwertproblems.

In einer verbalen Gesamtinterpretation der Wirkun-
gen kann aus volkswirtschaftlicher Sicht ausschließ-
lich eine Bereitstellung durch Markttransaktionen
empfohlen werden. Sowohl der obligatorische
Eigentumtransfer als auch die Poollösung führen
langfristig zu gravierenden Informationsverlusten
über die Bieter und einer unnötig hohen Regulie-
rungsdichte. Letztere stellt überhaupt eine Quasi-
Verstaatlichung von Unternehmensfunktionen dar.
Die bisherigen Erfahrungen haben jedoch Hoffnun-
gen zu einer Fahrzeugbeschaffung über Leasing-
und Mietgeschäften eher enttäuscht, sodass aus heu-
tiger Sicht der Eigentumtransfer als geringeres Übel
verbleibt. Möglicherweise bringt die Umsetzung der
neuen europäischen Nahverkehrsverordnung eine
dynamischere Entwicklung von Miet- und Leasing-
geschäften mit sich.

Produktionsrisiko

Für das Betriebsergebnis relevante Preissteigerun-
gen für Fahrzeuge, Personal, Energie sowie im
SPNV zusätzlich das Infrastrukturbenützungsentgelt
können im ÖPNV ein Produktionsrisiko begründen.

Ganz allgemein, sind diese im verhältnismäßig gut
kalkulierbar, das Produktionsrisiko kann daher dem
VU voll angelastet werden.

Allerdings verbleiben Unsicherheiten hinsichtlich
der Entwicklung der Faktorpreise, die auf exogene
Einflüsse auf die Zuliefermärkte (insbesondere
Lohn-, Energie- und Trassenpreise) zurück zuführen
sind. In mehrjährigen Vertragsbeziehungen werden
diese von den Verkehrsunternehmen in Gestalt einer
Risikoprämie in der Angebotskalkulation antizipiert,
deren Höhe vom Ausmaß der Risikoaversion und der
jeweiligen Bietstrategien abhängt. Da den VU eine
größere Risikoaversion unterstellt wird als dem
Besteller, erscheint zwecks höherer Planbarkeit und
Transparenz der Kostensteigerungen eine vertragli-
che Vereinbarung über Kostenelementklauseln als
praktikabel (vgl. BORRMANN, 2003, S. 164 f.).
Aufwandsminimal sind dabei Kostenindizes nur für
die wertmäßig relevante Inputfaktoren sowie auf-
grund der geringen regionalen Streuung die Verwen-
dung von national einheitlichen Kostenindizes.

Tabelle 2: Behebungsmöglichkeiten des Restwertri-
sikos bei Ausschreibungen im ÖPNRV durch den
Besteller mittels unterschiedliche Bereitstellungsva-
rianten. Quelle: eigene Darstellung 2008
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Erlösrisiko

Wie bereits festgestellt, stellt das mit dem Absatz der
angebotenen Personentransportleistung verbundene
Erlösrisiko innerhalb der Prinzipal-Agent-Bezie-
hung zwischen VU und Besteller das wirkungsvoll-
ste Instrument zur Interessensangleichung disharmo-
nischer Ziele dar. Dies gilt unter der Bedingung, dass
das Verhältnis Qualitätsvariation/Fahrscheinerlöse
Anreize aussendet, dass Anstrengungsniveau in
Richtung kunden- und qualitätsorientiertem Verhal-
ten zu steigern, ohne dass es einer stetigen Regulie-
rung durch den Besteller in Gestalt eines Vertrags-
monitorings bedarf. Das Erlösrisiko kann einem VU
dann angelastet werden, wenn

* es über eine ausreichende Planungsautonomie
bezüglich der angebotenen Qualität9) und Menge
des Verkehrsangebots verfügt. Andernfalls wür-
den Angebotsentscheidung und Folgenverantwor-
tung auseinander fallen, denn das VU kann auf-
grund externer Planungseffekte einen Teil seiner
Fahrscheinerlöse nicht kontrollieren. Ergebnis
wären hohe Risikozuschläge in den Entgeltforde-
rungen;

* die Nachfrage eine entsprechende Reaktionsver-
bundenheit aufweist, d. h. sie ist qualitätsela-
stisch, da ein hinreichender Anteil der Kunden
wahlfrei reist.

Womit ist zu rechnen, wenn dem VU das Erlösrisiko
nicht angelastet wird (oder kann)? Da Da Qualitäts-
erhöhungen stets mit steigenden Durchschnittsko-
sten verbunden sind, besteht solange ein Interesse an
einer Qualitätserhöhung, solange gute Leistungen
durch steigende Gewinne belohnt und Fehlleistun-
gen durch schrumpfende Gewinne bestraft werden.
Sofern die erbrachte Leistung nicht beobachtbar ist
(oder beobachtet wird) ist das VU in einer solchen
Konstellation jedoch in der Lage, durch Qualitäts-
senkungen die Kosten zu senken und höhere Gewin-
ne zu lukrieren, ohne dass damit ein wirtschaftliches
Risiko verbunden wäre10). Ein solches Verhalten
wird als qualitätsmindernder Opportunismus zu
Lasten des Bestellers11) bezeichnet. Ausgleichend
bedarf es dann einer Regulierung durch den Bestel-
ler in Gestalt eines Vertragsmonitorings.

3.3 Möglichkeiten und Grenzen ver-
traglicher Arrangements für Bestellun-
gen im Rahmen der öffentlichen Aus-
schreibung

Je nachdem, ob nun dem Besteller oder dem VU das
Erlösrisiko angelastet wird, werden folgende beiden
Grundformen des Verkehrsdienstevertrages unter-
schieden:

* Verbleiben die Fahrscheinerlöse (das Erlösrisiko)
beim Besteller, liegt eine Bruttobestellung (Brut-
tovertrag) vor. Das VU erhält für die Vertragsdau-
er ein bindendes, fixes Entgelt für die Erstellung
einer vom Besteller im Detail festgelegten Ange-
botsqualität (vgl. Abbildung 3). Nach SCHÖN-
BÄCK et al. (1997, S. 41) werden die Bieter die
Entgeltforderung (=den Angebotspreis) im Aus-
schreibungsverfahren knapp über den Vollkosten
(kalkulierte Kosten einschließlich einer mehr
oder weniger angemessenen Rendite) ansetzten,
um im Wettbewerb konkurrierender Angebote
bestehen zu können. Den Zuschlag erhält jenes
Verkehrsunternehmen mit der geringsten Preis-
forderung für das ausgelobte Leistungsvolumen.

* Wird dem VU das Erlösrisiko übertragen, liegt
eine Nettobestellung (Nettovertrag) vor. Im Ver-
gabeverfahren rivalisieren die VU um einen fixen
Zuschuss für das sich aus ihrer Sicht aus dem aus-
lobten Verkehrsangebot ergebende Defizit.
Grundlage dafür sind die von den VU erwarteten
Fahrscheinerlöse in Abhängigkeit der von ihnen
festgelegten Angebotsparametern (vgl. Abbildung
4).

Die beiden dargestellten Verfahren stellen Grundfor-
men dar. In der Praxis der Besteller hat sich jedoch
gezeigt, dass eine Verengung auf die eine oder ande-
re Form nicht zu den gewünschten Ergebnissen
führt, da die Rahmenbedingungen für einen Netto-
vertrag meist nicht gegeben und der Kontrollauf-
wand als Resultat des Bruttovertrages enorm ist.
Zwischen diesen Grundformen haben sich unter dem
Überbegriff des Anreizvertrages daher Hybridfor-
men etabliert, die den aus einem Verkehrsdienstver-
trag erwirtschafteten Erlös des VU vom Anstren-
gungsniveau und vom Gesamterlös des AT abhängig
machen. Dabei werden in der Regel messbare Min-
derleistungen monetär bestraft und/oder Übererfül-
lungen belohnt. In weiterer Folge werden die Gren-
zen und Einsatzmöglichkeit des einen oder anderen
Vertragstyps aus ökonomischer Perspektive disku-
tiert.
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Abbildung 3: Ausschreibung nach dem Bruttobestellverfahren

Quelle: eigene Darstellung, 2008

Abbildung 4: Ausschreibung nach dem Nettobestellverfahren

Quelle: eigene Darstellung, 2008

Nachfragebezogenes Marktumfeld

Bei einem hohen Anteil nicht wahlfreier Kunden („captive riders“) kann die Nachfrage als tendenziell (qua-
litäts-) unelastisch bezeichnet werden. Die zu geringe Reaktionsverbundenheit der Nachfrage auf Qualitäts-
steigerungen in diesen zumeist ländlich-peripheren Gebietstypen setzt den Steuerungsmechanismus des Net-
tovertrags außer Kraft. Je gemeinwirtschaftlicher der Charakter der Verkehrsleistung ist, desto höher muss die
Planungs- und Risikobeteiligung des AT sein und desto unzweckmäßiger und ineffizienter wird die Aus-
schreibung auf Nettozuschussbasis. Sind die zu vergebenden Verkehrsleistungen durch die Topografie gut
abgrenzbar, weil etwa durch Talschaften gebündelt sowie der Tourismus bedeutend, scheint das Nettoprinzip
erfolgreich durchsetzbar zu sein. Dies wäre in Österreich innerhalb des Alpenbogens der Fall. Nettobestel-
lungen auf Grundlage innovativer unternehmerischer Leistungsplanung sind wohl auch in einigen Zentral-
räumen denkbar, erforderten aber aufgrund von Parallelinfrastrukturen (Bahn-Bus) vorzugsweise multimoda-
le Konzession für vglw. große Vergabelose, um Risikozuschläge der Bieter aufgrund von Externalitäten zu
vermeiden.
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Unternehmerisches Marktumfeld

Um im Wettbewerb bestehen zu können, müssen
beim Nettobestellverfahren die am betrachteten
Markt teilnehmenden Unternehmer fachlich-plane-
risch in der Lage sein, durch eine Orientierung am
Kunden die Erlöse zu maximieren. Aufgrund der
historischen Entwicklung und insbesondere in
Zusammenhang mit der Dominanz der als Eigen-
wirtschaftlichkeit bezeichneten Zwangsbeförderung
von Schülern ist dies in Österreich nur teilweise der
Fall. Nur wenige Anbieter verfügen über die erfor-
derlichen Planungskapazitäten und Kompetenzen. In
einer solchen Konstellation stellen sich die VU als
auch Besteller wohl mit Bruttobestellungen besser.
Schlechte Erfahrungen der Besteller mit den beob-
achteten Leistungen und der Innovationskraft der
VU lassen in Österreich tendenziell Ausschreibun-
gen auf Bruttobestellbasis erwarten.

Wettbewerbsintensität

Bei Ausschreibungen auf Bruttobestellbasis kann –
vorausgesetzt die Vergabelose weisen eine moderate
Größe auf – bei einer hohen Bieterzahl unter Betei-
lung von KMU ein intensiver Preiswettbewerb
erwartet werden. Die (prohibitiv hohen) Planungs-
kosten beim Nettoprinzip ist für KMU-Betriebe eine
Marktzutrittshürde, die Gefahr, dass diese irreversi-
bel werden, lassen tendenziell einen Marktzutritt
(oder einen Verbleib auf dem Markt) als unattraktiv
erscheinen. Da die Übernahme des Erlösrisikos
Kenntnisse über die Erlösstruktur und die Nachfrage
in der jeweiligen Region voraussetzt, haben diese
Informationen einen strategischen Wert für den ein-
gesessenen Betreiber, der dadurch über einen Wett-
bewerbsvorteil verfügt. Daraus folgt, dass die Wett-
bewerbsintensität beim Nettozuschussverfahren
gering ist, denn die Markteintrittskosten sind hoch,
die Vertragslaufzeiten lang und das Altunternehmen
im Vorteil.

Die VU als wechselseitig abhängige Teammitglieder

Für die ÖV-Kunden ist das Gesamterscheinungsbild
des ÖPNV-Systems relevant. Die von ihnen benütz-
ten und zumeist von unterschiedlichen Unternehmen
bedienten Einzelstrecken der gesamten Transport-
kette stellen aus Kundensicht daher komplementäre
Güter dar. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind die
Erfolgssummen der einzelnen VU im Netz nicht
voneinander separabel, vielmehr hängt ihr Grenzer-
trag vom Aktivitäts- bzw. Qualitätsniveau
(Anschlusssicherheit, Komfort, Bedienungshäufig-

keit usw.) mindestens eines anderen VU im betrach-
teten Netz ab. Die ökonomische Theorie begreift den
öffentlichen Verkehr daher als eine Team-Produktion
(vgl. BORRMANN, 2003, S. 167). An den Verknüp-
fungspunkten zu den Netzen anderer Betreiber treten
durch die Teamproduktion pekuniäre externe Effek-
te auf, die den Erlös des eigenwirtschaftlich han-
delnden Betreibers entweder positiv oder negativ
beeinflussen.

Bei bruttobestellten Verkehrsdienstleistungen sind
diese Interdependenzen zunächst irrelevant, da ja die
erzielten Erlöse für den Betreiber nicht entschei-
dungsrelevant sind uns sich der diese zu einen einzi-
gen Gesamterfolg beim Besteller aufsummieren. Für
nettobezuschussten Verkehrsdienstleistungen stellen
diese jedoch ein Wagnis dar und/oder es bestehen
systematische Anreize, Verkehre außerhalb des eige-
nen Netzes räumlich, zeitlich und preislich zu kon-
kurrenzieren. Grundsätzlich kann davon ausgegan-
gen werden, dass diese Wagnisse12) eines nettobe-
stellten VU in der Zuschussforderung in Gestalt
einer Risikoprämie internalisiert sind. Um diese
jedoch in ihrer Höhe zu begrenzen, sollen Nettover-
träge nur im Falle gut abgrenzbarer Verkehrsräume
mit geringem Verflechtungsgrad angewendet wer-
den, sodass externe Effekte vermieden werden kön-
nen. In die Linienbündelung sollen (im Idealfall
auch multimodal) alle Routen mit Nachfrageinterde-
pendenzen zusammengefasst und die Schnittstellen
zu benachbarten Teilnetzen minimiert werden. Die
Topografie wirkt dabei unterstützend. Komplexe
Agglomerationsverkehre sind mit konstruktiven Lei-
stungsbeschreibungen und Bruttobestellungen der-
zeit effizienter zu bewältigen.

Konflikte auf Ebene der Verkehrsverbünde als Stan-
dardisierer des ÖPNV-Angebots

In Österreich sind bundesweit Verkehrsverbünde
tätig, die die wesentlichen Gestaltungsparameter des
ÖPNRV (Angebotsdichte, Fahrpreis, Benutzerober-
fläche, Marketing usw.) festlegen. Aus vertragstheo-
retischer Sicht stellt ein solcher Verkehrsverbund
eine langfristige vertragliche Franchise-Beziehung
zwischen dem Verkehrsverbund als Franchise-Geber
und mehreren rechtlich selbstständigen VU als Fran-
chise-Nehmern (vgl. BORRMANN, 2003, S. 172),
dar. Der Verkehrsverbund entwickelt dabei ein stan-
dardisiertes Systemprodukt13) innerhalb des Bedie-
nungsgebiets, das die Franchise-Nehmer verpflich-
tend übernehmen und am Markt absetzten.

Nettoverträge können mit der standardisierten Ver-
kehrsverbundoberfläche leicht in Konflikt geraten.
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Konsequenterweise sollten nettobestellte VU durch
größeren unternehmerischen Spielraum in der Lage
sein, ihre Erlöse zu maximieren um so mit möglichst
geringen Zuschussforderungen im Wettbewerb zu
bestehen. Es könnte daher eine Situation eintreten, in
der die VU für eine ökonomisch sinnvolle, aber poli-
tisch wenige opportune Spitzenlastbepreisung oder
eine effiziente Preisdifferenzierung im Allgemeinen
eintreten. Derartige betriebsindividuelle Optimie-
rungen von Struktur und Höhe des Fahrpreises könn-
ten daher eine Erosion der verpflichtenden (und
bewährten) Verbundtarife bewirken, auch wenn
bezüglich der Preisgestaltung keine Gestaltungsfrei-
heiten eingeräumt wurden. Da unterschiedliche
Preissysteme im Verbundgebiet zu Spannungen füh-
ren werden, ist grundsätzlich nur eine verbundweite
Weiterentwicklung der Fahrpreise denkbar. Die
Anforderungen an den Genauigkeitsgrad der Ein-
nahmenaufteilung würde bei Nettozuschussbestel-
lungen mit Sicherheit ansteigen, möglicherweise
jedoch auch die Bereitschaft zu Finanzierungsbeiträ-
gen für genauere Meßsysteme. Weitere Konflikte
können sich ergeben, wenn das eigenverantwortlich
planende VU von der Cooperate Identity des Ver-
kehrsverbundes oder von den Vorlieben der Bestel-
lerorganisation abweichende Ideen entwickelt (z. B.
Fahrplanlayout, Marketing, Gestaltung der Fahrzeu-
ge).

Umgekehrt kann die einfache Durchsetzbarkeit von
Standards bei Bruttobestellleistungen mit ihren kon-
struktiven Leistungsbeschreibungen als ihr wesent-
licher Vorteil assoziiert werden. Dies gilt zumindest
solange, solange der immanente Anreiz zu qualitäts-
mindernden Opportunismus wirkungsvoll hintange-
halten werden kann. Da gilt, dass der Gesamterfolg
des ÖPNV-Systems von den Leistungen aller Fran-
chise-Nehmer VU abhängt, führt nicht systemopti-
males Verhalten zu einer Minderung des durch den
Verkehrsverbund generierten Mehrwerts, bzw. sei-
nes Kapitals. Mindestoptimal kann daher nur eine
anreizorientierte Entlohnung des bruttobestellten
VU sein.

Politischer Handlungsspielraum

Eine konsequente Einführung des Nettoprinzips
erfordert eine stärkere Öffnung gegenüber einem
eigenständigen Unternehmensauftritt. Politische
Nutzenkalküle im Zusammenhang mit gemeinwirt-
schaftlichen Leistungen des ÖPNV treten bei Netto-
verträgen zugunsten von Marktentscheidungen ten-
denziell in den Hintergrund. Dies gilt umso mehr,
umso mehr Gestaltungsfreiheiten den VU einge-

räumt werden. Allerdings wird ein Mindestmaß an
einheitlichen Gestaltungsfestlegungen seitens der
VU zu akzeptieren sein. Trotzdem dürften Bruttobe-
stellungen der politisch-bürokratischen Mentalität
eher entsprechen als der Nettovertrag, mit dem ten-
denziell eine Furcht vor Verlust von politischen
Handlungsspielräumen einhergeht.

Einsparungspotenziale unter Einbeziehung der
Transaktionskosten für das Verfahren

Einsparungspotenziale durch mehr Wettbewerb soll-
ten grundsätzlich immer "Netto" (absolute Einspa-
rung abzgl. Verwaltungs- und Kontrollaufwand)
betrachtet werden. Die Vorteilhaftigkeit der Brutto-
oder Nettobestellung bezogen auf realisierbare Ein-
sparungspotenziale ist heute nur unter Plausibilitäts-
überlegungen möglich, da auf Daten gestützte Ana-
lysen gänzlich fehlen.

Bei der Ausschreibung auf Bruttobestellbasis kön-
nen die hohe Wettbewerbsintensität und die einfache
Zuschlagsentscheidung auf Basis des kostengünstig-
sten Angebot als Potenziale für Einsparungen von
Bestellergeldern angeführt werden. Aufgrund der
geringen Wettbewerbsintensität und aufwendiger
Methoden zur Entscheidungsfindung ist dies bei
Ausschreibungen auf Nettozuschussbasis genau
umgekehrt. Dies gilt zumindest solange ein rechtlich
einwandfreies und standardisierbares Verfahren zur
Selektion qualitativ unterschiedlicher Angebote
nicht aufgefunden ist. Die Notwendigkeit, für die
Bruttobestellungen entsprechende Ressourcen für
die Entwicklung, Verkehrsplanung und Qualitäts-
kontrolle, im Extremfall sogar für die Bereitstellung
des Fuhrparks, bereitstellen zu müssen, treibt jedoch
die Kosten für den öffentlichen Auftraggeber in die
Höhe. Umgekehrt wird ein nettobestelltes VU sämt-
liche Risikofaktoren im Angebotspreis berücksichti-
gen und an die Besteller weitergeben.

Insgesamt ergibt sich also kein eindeutiges Bild. Aus
Plausibilitätsüberlegungen heraus wird hier jedoch
die Ansicht vertreten, dass mit Ausschreibungen auf
Nettozuschussbasis tendenziell eine Qualitätserhö-
hung bei gleich hohem Zuschussbedarf wie vor Erst-
ausschreibung erwartet werden kann.

3.4 Zusammenfassende Beurteilung
der Bruttobestellung

Der Bruttobestellung als Bestellverfahren lastet der
Ruf an, die mit dem öffentlichen Verkehr beauftrage
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Behörde betätige sich als Verkehrsunternehmen und
nehme im Extremfall der Fahrzeugpools gar den
Schraubenzieher gleich selber in die Hand. Am
Markt herrscht Skepsis, ob der politisch gewünschte
Fahrplan auch der für die Allgemeinheit kostengün-
stigste sein kann. Mit Blick auf die Bruttobestellun-
gen auf skandinavischen Märkten wird insbesondere
seitens unternehmerischer Interessenvertretungen
das Bild eines freien Unternehmertums bemüht, wel-
chem dadurch Freiheitsgrade hinsichtlich ihrer
"marktinitiierten Angebote" genommen würden. Die
Unternehmen würden zu "Lohnkutscher" degradiert
und der öffentliche Verkehr bürokratisiert und ver-
staatlicht. Welche Feststellungen können nun aus
Theorie und Praxis getroffen werden?

* Gegenüber einem ausgeschriebenen Fahrplan
bestehen kaum Spielräume, die Umlauf- und Per-
sonaleinsatzplanung zu optimieren14). Freilich
kann dagegen eingewendet werden, dass die
moderne Verkehrsplanung auch im Fall externer
Planungsaufträge durchwegs in der Lage sei, den
Personal- und Fahrzeugeinsatz ressourcenscho-
nend zu planen. Allerdings gilt, dass einzig das
VU über darüber hinausgehende Kenntnisse
betriebsindividueller Optimierungsmöglichkeiten
verfügt. Die Folge ist ein gravierender Informa-
tionsverlust zu Lasten der allokativen und pro-
duktiven Effizienz der Ausschreibung.

* Weitere schwerwiegende Informationsverluste
treten durch die starke Informationsgeneralisie-
rung der betriebswirtschaftlichen Konsequenzen
der (staatlichen) Angebotsentscheidung in der
Gebotshöhe ein. Entscheidungen und Konsequen-
zen fallen dann in unterschiedlichen Rechnungs-
kreisen an, daher gehen von Marktssignalen nur
noch minder spürbare Anreize aus, die gesetzten
Maßnahmen zu korrigieren, weil gegenüber dem
politisch gelenkten Aufgabenträger als regionalen
Angebotsmonopolisten Verluste nur eine geringe
Drohwirkung entfalten15). Daraus folgt, dass
anstelle der betriebswirtschaftlichen, die gemein-
wirtschaftliche Motivation an Gewicht gewinnt
(vgl. SCHÖNBÄCK et al., 1997, S. 20). Ange-
botsentscheidungen werden daher tendenziell auf
Grundlage ihrer politischen Opportunität und zu
Lasten von Budgetrestriktionen getroffen.

* Schließlich harmonisiert die Bruttobestellung
nicht mit dem Planungsprinzip der Nachhaltig-
keit. Da die VU eigene Planungsressourcen weg-
rationalisieren würden, können diese Eigenschaf-
ten und Fähigkeiten nicht mehr nutzbar gemacht

werden, sollten zu einem späteren Zeitpunkt
andere Ausschreibungsverfahren angewandt wer-
den (können), weil sich die Vorraussetzungen
geändert haben.

Offenbar unterstützen ökonomische Argumente das
Bild des mit der Bruttobestellung assoziierten ineffi-
zienten Behörden-ÖPNRV. Allerdings wäre zumin-
dest mit Blick auf die gegenwärtigen Verhältnisse
am österreichischen Markt aufzurufen, „die Kirche
im Dorf zu lassen“. Die subventionierte Zwangsbe-
förderung von Schülern ist wenig angetan, als markt-
initiiertes Angebot bezeichnet zu werden. Überhaupt
sind den VU mit der priviligierten (Monopol-)Stel-
lung im Rahmen des konzessionsrechtlich mög-
lichen sowie die garantierten Alteinnahmen als Ein-
stiegsanreiz in den Verkehrsverbund kundenorien-
tierte und innovatorische Ansätze abhanden gekom-
men. Vor dem Hintergrund schlechter Erfahrungen
der Besteller dürfte es kaum noch verwundern, wenn
diese von der Möglichkeit größtmöglichsten Gestal-
tungsfreiheit zu ihren Gunsten Gebrauch machen.

4. Endogene Effizienprobleme
der Ausschreibung

4.1 Submissionskartelle

Die öffentliche Auftragsvergabe durch eine Aus-
schreibung gilt gegenüber einer Kartellbildung als
besonders anfällig. Submissionskartelle stellen einen
weiteren opportunistischen (preissteigernden) Ver-
haltensanreiz für VU dar. In der Regel einigen sich
die Kartellmitglieder auf einen Bieter, der die Aus-
schreibung gewinnen soll, indem die verbleibenden
Bieter Anbote mit überhöhten Preisforderungen ein-
reichen, den vorgesehenen Gewinner jedoch über-
treffen. Der Kartellgewinn wird dann entsprechend
den Vereinbarungen unter den Kartellmitgliedern
verteilt, indem diese etwa im Rahmen von Subauf-
tragsverkehren die Gewinnverteilung verdecken.
Kartellbildungen führen zu einem gesamtwirtschaft-
lichen Wohlfahrtsverlust, indem eine zusätzliche
Subvention erzwungen wird.

In welchem Ausmaß können nun die Aufgabenträger
des Öffentlichen Verkehrs erwarten, derartigen
Unternehmenskooperationen zu eigenen Lasten
gegenüberzustehen? Kartelle beruhen auf Verhand-
lungen und rücken daher die in der Transaktionsko-
stentheorie zentrale Variabel der Verhandlungsko-
sten in den Mittelpunkt, die aus Sicht der Verhand-
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lungspartner minimal sein sollen. Die kartellbezoge-
nen Verhandlungskosten sind umso niedriger, je

* geringer die Anzahl der Teilnehmer am betrachte-
ten Markt ist;

* je regelmäßiger und beobachtbarer die Ergebnisse
der Transaktion (=der Ausschreibung) sind;

* je geringer und einfacher die zu verhandelnden
Strategieparameter (der Zuschlagskriterien) sind;

* je symmetrischer die Produktionskostenfunktio-
nen der am betrachteten Markt teilnehmenden
Anbieter (führt zu einfach verhandelbaren Vertei-
lungsmechanismen für den Kartellgewinn).

Auf Basis dieser Kollusionsfaktoren kann gezeigt
werden, dass diese Bedingungen auf den ÖPNV-
Märkten weitgehend zutreffen. In Österreich treten
die verkrustete Anbieterstruktur, innerhalb derer die
Marktteilnehmer einander gut kennen, und die gänz-
liche Abwesenheit von Neueinsteigern aus dem Aus-
land als destabilisierende Kraft von außen, als
zusätzliche kartellfreundliche Faktoren hinzu. Das
Auftreten von Submissionskartellen ist daher in
Österreich besonders wahrscheinlich16) und verdient
daher besonderer Beachtung.

Mit welchen Maßnahmen können Kartellabsprachen
abgewendet werden? Kartelle sind dann ein Pro-
blem, wenn sie nicht aufgedeckt und sanktioniert
werden können. Diese Möglichkeit besteht aber, da
die AT durch gemeinsame Datenerfassung und -aus-
wertung zu Informationen über das Bieterverhalten
gelangen und systematische Muster erkennen kön-
nen (Kartellregister). Zusätzlich bedarf es hoher
Strafen, welche grundsätzlich im Rahmen des Kar-
tellrechts auch vorgesehen sind. Vor allem aber muss
die ausschreibende Behörde in der Lage sein, den
erwarteten Preis selbst gut einschätzen zu können
um signifikante und systematische Abweichungen
aufdecken zu können. Fundamental ist die Aufrech-
terhaltung des Wettbewerbs durch Maßnahmen, die
die Bieterzahl erhöhen17). Zulässige Weitergaben
von Teilleistungen an Subauftragnehmern sind im
Ausschreibungswettbewerb heikel und bedürfen
besonderer Vorsicht18). Qualitätswettbewerbe mit
ihrem multidimensionalen Selektionskriterien
erschweren überdies Kartellvereinbarungen enorm.

4.2 Der “Fluch des Gewinners”

Im Ausschreibungsverfahren kalkulieren die Bieter
ihre Kosten gemäß der Leistungsbeschreibung und i.
d. R. gewinnt das Angebot mit der geringsten Preis-
forderung. Prohibitiv hohe Informationskosten
bewirken jedoch, dass Irrtümer bezüglich der
zugrunde liegenden „richtigen“ Bietparameter auf-
treten können. Die Logik der geschlossenen Erst-
preisauktion selektiert bei gegebenen individuellen
Irrtumswahrscheinlichkeiten jedoch jenen Bieter als
zukünftigen Betreiber, der sich am meisten in Bezug
auf seine Produktionskosten verschätzt hat und wäh-
rend der Vertragslaufzeit die eigenen Produktionsko-
sten nicht zu decken imstande ist19). Im Ergebnis
führt dies nicht nur zu unbefriedigenden Ergebnissen
auf beiden Seiten, sondern kann im Extremfall auch
zur Insolvenz des Betreibers führen. Für den AT ist
eine derartige adverse selection mit umgekehrten
Vorzeichen vor allem aus zwei Gründen problema-
tisch:

* die Versorgung des Verkehrsraums mit der
gewünschten Leistung ist gefährdet (bzw. nicht
mehr sichergestellt), was der (politischen) Repu-
tation des Aufgabenträgers schadet;

* der Aufgabenträger muss neuerlich Ressourcen
für die Wiederholung des Ausschreibungsverfah-
rens aufwenden.

Zusätzlich sind Nachverhandlungen über zusätzliche
Zuschüsse zu erwarten, die möglicherweise im Bud-
get des Bestellers nicht vorgesehen sind. Nach
BECK (2006, S. 32) ist das Auftreten des Fluches
insbesondere mit i) unterschätzter betrieblicher
Komplexität (v. a. im SPNV), ii) überschätztem
Fahrgelderlöspotenzial im Fall eines Nettovertrages,
iii) Überschätzung der eigenen Leistungsfähigkeit
im Zusammenhang mit Bonus-Malus-Regelungen
sowie iv) unterschätzten Preissteigerungen der Pro-
duktionsfaktoren zu assoziieren.

Notwendige Vermeidungsstrategien rücken einmal
mehr die Fähigkeiten des Bestellers in den Vorder-
grund, auffällig optimistische Angebote durch
Eigenkalkulationen identifizieren zu können (Prü-
fung der Auskömmlichkeit20)). Fest steht, dass der
Vertragsgeber die Fähigkeit der VU zur Berechnung
des „richtigen“ Erwartungswertes mit der Güte und
Dichte der von ihm zur Verfügung gestellten Infor-
mationen fördern oder hemmen kann. Die Beabsich-
tigung einer Nettobestellung erfordert daher ein
hohes Maß an Güte- und Dichte der den Bietern
bereitgestellten Informationen über alle nachfragere-
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levanten Indikatoren. Grundsätzlich müssen in
Bezug auf die Gefahr des Fluchs des Gewinners dem
Altbetreiber erhebliche Informationsvorsprünge
gegenüber dem Besteller und den Bietern einge-
räumt werden. Ferner werden mit steigender Erfah-
rung der VU im Ausschreibungsmarkt Lernkurven-
effekte erwartet, die das Risiko von Fehlkalkulatio-
nen verringern. Aufgrund der Zuerkennung einer
höheren Gewinnspanne in der Zweitpreisauktion,
hat diese gegenüber dem Fluch des Gewinners eine
dämpfende Wirkung.

5. Erfahrungen

Zur weiteren Vertiefung der Erkenntnisse über Aus-
schreibungen im ÖPNRV wurden dokumentierte
Erfahrungen aus Deutschland, den Niederlanden,
Dänemark, den USA sowie zahlreiche weitere und
hier nicht explizit genannte Einzelerfahrungen ana-
lysiert. Ein umfassender Überblick über Ausschrei-
bungserfahrungen mit Informationen gleicher Güte
und Dichte existiert nicht. Aufgrund der sensiblen
Natur des Themas ist die Auskunftsbereitschaft ent-
sprechend gering21). Eine zufriedenstellende Urteils-
bildung über die Ausschreibung als Effizienzsteige-
rungsinstrument im Öffentlichen Verkehr ist daher
kaum möglich.

Über Einsparungseffekte bei Erstausschreibungen
wurden Werte in einer Spannweite von 5–50%22)

veröffentlicht, sodass sich in der Fachliteratur der
relativ grobe Wert von 30 %-Punkten verbreitet hat.
Als Einflussfaktoren möglicher Kostensenkungen
konnten die Losgröße, die Wettbewerbsintensität,
die Verfahrenskosten sowie sämtliche risikozu-
schlagsbildende Faktoren identifiziert werden. Hin-
weise auf eine strukturelle Ineffizienz der Ausschrei-
bung konnten nicht gefunden werden, obwohl insbe-
sondere die aus reinen Bruttobestellverfahren resul-
tierende Überkapitalisierung aus theoretischer Sicht
sogar zu einer Kostenvervielfachung führen müsste.
Ob die in der Praxis oftmals beobachten Preissteige-
rungen bei Folgeausschreibungen auf Konzentra-
tionseffekte der Anbieterstruktur zurückzuführen
sind, kann derzeit empirisch nicht belegt werden.
Sehr wahrscheinlich sind jedoch auch gestiegene
Qualitätsanforderungen der Besteller sowie erst spä-
ter berücksichtigte Valorisierungen der Zuschüsse
für die Kostensteigerungen verantwortlich. Verengte
Anforderungen an die Beschaffenheit der Fahrzeuge
dürften als weiterer Grund gezählt werden23). Die
Vergabe- und Kontrollkosten sind bezogen auf die

Vertragslaufzeit fix, eine Kostendegression mit
zunehmender Erfahrung des Bestellers (Standardi-
sierung) sowie im Fall längerer Vertragslaufzeiten
wird weitgehend bestätigt.

Tatsächlich weisen internationale Erfahrungen auf
Konzentrationseffekte in der Unternehmensstruktur
und auf abnehmende Bieterzahlen je Ausschrei-
bungsrunde hin. Eine Vergrößerung der Betriebsgrö-
ßen im Transportsektor ist in Österreich unumgäng-
lich, da einerseits die extrem kleine Betriebsgrößen-
struktur – deren Entstehen erst auf die subventio-
nierte Beförderung von Schülern zurück zuführen ist
– unmöglich wettbewerbsfähig sein kann. Anderseits
ist die Abhängigkeit von nur einem marktbestim-
menden Unternehmen in Österreich derzeit enorm
unzufriedenstellend.

Nur in einer Minderheit von Ausschreibungen wer-
den den Unternehmen substanzielle Gestaltungsfrei-
heiten eingeräumt. Ursachen dürften einerseits in der
(mit bisher schlechten Erfahrungen mit überwiegend
verstaatlichten Unternehmer begründbaren) Skepsis
gegenüber der unternehmerischen Leistungsfähig-
keit, anderseits der höheren Praktikabilität des Brut-
tobestellverfahrens liegen. Zusätzlich spricht offen-
sichtlich die verbreitet unergiebige Nachfrage im
öffentlichen Verkehr für eine höhere Erlösrisikobe-
teiligung des Bestellers. Aus den Niederlanden wer-
den gute Erfahrungen mit Verhandlungsverfahren
sowie Konsultationen mit den Verkehrsunternehmen
während der Vorbereitszeit berichtet (vgl. VAN DE
VELDE, 2006, S. 13). Allgemein werden von den
Unternehmen größere Gestaltungsfreiheiten
gewünscht.

Der von Arbeitnehmer-Interessensvertretungen vor-
gebrachte Vorwurf, dass das Fahrpersonal durch
Wettbewerb dauerhaft schlechter gestellt wird, kann
auf Grundlage der Beobachtungen nicht entkräftet
werden, zumal in der Konstellation eines reinen
Preiswettbewerbs kaum wesentliche alternative Ein-
sparungsmöglichkeiten gegeben sind. Freilich ist
hier darauf hinzuweisen, dass die historisch begrün-
deten, zahlreichen "besonderen Beschäftigungsver-
hältnisse" im öffentlichen Verkehr diesen Eindruck
verstärken. Die Aufgabenträger können (und sol-
len24)) in den Verdingungsunterlagen signalisieren,
dass sie eine soziale Verantwortung wahrnehmen.
Grundsätzlich kann diesbezüglich jedoch auf eine
juristische Infrastruktur zurück gegriffen werden,
allfällige Lücken bedürften jedoch einer Anpassung.
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6. Schlussfolgerung
Effizienzsteigerungen und Kostensenkungspotenzia-
le durch Ausschreibungen im Öffentlichen Verkehr
können in dem Ausmaß erwartet werden, in wel-
chem die Leistungsbeschreibung betriebsindividuel-
le Produktivitätssteigerungen durch die VU gestattet.
Eine strenge Anwendung des Bruttobestellprinzips
lässt langfristig Ineffizienzen erwarten. Ursachen
sind die Informationsverluste über betriebsindivi-
duelle Optimierungsmöglichkeiten an der Schnitt-
stelle VU-Besteller, die Dominanz politisch moti-
vierter Angebotsplanung sowie die Regulierungsko-
sten zur Unterbindung von qualitätsmindernden
Opportunismus der VU. Weil jedoch unvollständige
Information über die Erlösstruktur sowie die oftmals
unergiebige Nachfrage auch für eine stärke Risiko-
beteiligung öffentlicher Rechtsträger sprechen, kann
eine verengte Diskussion über das Bestellarrange-
ment keine zufrieden stellenden Ergebnisse liefern.
Mindestoptimal kann aber ausschließlich ein Entloh-
nungsschema sein, welches im Rahmen einer Ergeb-
nisbeteiligung gute Leistungen stimuliert.

Die Kosten für die Verfahrensdurchführung stellen
dabei den Preis für eine transparente Entscheidung
über den Einsatz öffentlicher Mittel in einem forma-
lisierten Verfahren dar, dessen Entscheidungskrite-
rien den Bietern bekannt sein müssen. Eine systema-
tische Grobevaluierung dieser Kosten wird ausdrük-
klich empfohlen. Insgesamt eröffnet die öffentliche
Ausschreibungen von Verkehrsdienstleistungen die
Möglichkeit, durch den institutionalisierten Markt-
zugang Dritter das Anstrengungsniveau der VU sig-
nifikant zu erhöhen. Gleichzeitig gewährleistet das
Vergaberegime eine hohe Stabilität sowie effektive
Möglichkeiten der Qualitätssteuerung.

Eine eindeutig optimale Strategie hinsichtlich der
Gestaltung der Ausschreibung lässt sich nicht identi-
fizieren, diese ist situationsbezogen. Vor dem Hinter-
grund gesamtwirtschaftlicher Überlegungen ist
jedenfalls eine möglichst hohe Integration unterneh-
merischer Planungsverantwortung zu empfehlen.
Denn die Gefahr einer neuen Regulierungswut im
Zusammenhang mit der Durchführung von Aus-
schreibungen ist groß. Wenn jedoch die ausschrei-
benden Behörden im zunehmenden Ausmaß unter-
nehmerische Aufgaben und Risken an sich binden,
wird die Frage zu beantworten sein, was die öffent-
liche Ausschreibung gegenüber einer Leistungsbe-
reitstellung in Gestalt öffentlicher Unternehmen
neues brächte?

1) Ein Linienbündel ist eine bestimmte Anzahl von Strecken
und entspricht dabei einer Teilnetzgröße eines regionalen
Verkehrsnetzes.

2) Vgl. BERECHMAN, 1993, S. 291: „A fundamental problem
in the design of a competitive tendering process,…,how to
define an optimal bundle of service to be tendered” .

3) „Marktmacht bezeichnet die Fähigkeit eines Unternehmens
(oder einer Gruppe von Unternehmen, die zusammenarbei-
ten), den Preis dauerhaft über das Wettbewerbsniveau zu set-
zen und dabei Gewinne zu erzielen“ (vgl. KNIEPS, 2001, S.
6).

4) Eine interessante Möglichkeit von signalling besteht in der
Selbstselektion. In der Agglomeration Kopenhagen lässt man
etwa die Bieter einen aus drei gestaffelt hohen Vertragsstra-
fensätze selbst auswählen. Je leistungsfähiger das Unterneh-
men, desto höhere Vertragsstrafen wird dieses auswählen
(vgl. Haubitz, 2004, S.32).

5) Die Unvollständigkeit von Verträgen aufgrund begrenzter
Information ist eine der zentralen Annahmen der Transak-
tionskostentheorie (vgl. Schumann et al., 1999, S. 473).

6) Dabei sind die kontrollierten Angebotsmerkmale nach ihrer
physischen Messbarkeit zu unterscheiden. Während die
Pünktlichkeit technisch gemessen werden kann, sind Merk-
male hinsichtlich der Kundenzufriedenheit durch Kundenbe-
fragungen oder geschulten Testern (mystery shoppers) zu
evaluieren.

7) LEHMANN (2000, S. 207) begründet dies damit, dass
schlechte Reihungen im Rahmen eines Benchmarkings nicht
nur „an das Ehrgefühl des Managements appellieren“, son-
dern auch „die persönlichen Karriereaussichten der Manager
auf der Koordinationsebene“ beschränken.

8) Die gesetzliche Abschreibungsdauer für Linienbusse beträgt
8 Jahre, jene für Schienenfahrzeuge 25 Jahre.

9) Im ÖPNV bedeutet dies die Bereitstellung einer ‚Verkehrs-
dienstleistung, die sich an den Erwartungen und Erfordernis-
sen der Kunden orientiert und deren Nutzenniveau positiv
beeinflusst, und zwar im Zeitraum vor, nach und während des
Beförderungsvorganges.

10) Eine solche unerwünschte Nebenwirkung trat in Österreich
mit der Einführung der Alteinnahmengarantie ein. Diese
wurde den VU als Einstiegsanreiz in die damals gegründeten
Verkehrsverbünde gewährt, da die Verbundfahrpreise gerin-
ger als die als die Fahrscheinpreise („Haustarif“) der VU
angesetzt waren. Die Alteinnahmengarantie wirkte wie eine
Versicherung die bewirkte, dass trotz gravierender Qualitäts-
absenkungen die Kosten auf jedem Niveau gedeckt waren.

11) Zunächst kann sich dies in einen Nachfragerückgang zu
Lasten der Erlöse des Bestellers auswirken, langfristig kann
jedoch die Reputation des Bestellers oder des politischen
Aufgabenträgers auf dem Spiel stehen.

12) Dazu gehören einerseits sämtliche Eigenschaften von ÖV-
Verkehren, zu denen Nachfrageinterdependenzen bestehen.
Innerhalb des ÖV können dies Minderleistungen zubringen-
der VU, Zu- und Abbestellungen des Aufgabenträgers usw.
sein. Weitere Risken ergeben sich durch mögliche Änderun-
gen bei wichtigen Verkehrserregern (Schließung von
Betriebs- und Schulstandorten) sowie zufallsbedingten
Erreignissen im Allgemeinen. Anderseits stellen selbstver-
ständlich auch alle jene Verkehre, zu denen eine Substitu-
tionskonkurenz besteht ein (Erlös-)Risiko dar. Insbesondere
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gilt dies für Maßnahmen für den Motorisierten Individualver-
kehr.

13) Gemeint sind Standards wie Anschlusssicherheit und Ver-
bundtarife. Diese verursachen bei den Kunden des Nahver-
kehrsnetzes geringere Zeit- Such- und Informationskosten,
was die tragende Idee der Verbundgründungen darstellt.

14) Im ÖPNV sind die Linienführung- und Länge, die daraus
abgeleitete Reisezeit, die Einsatzproduktivität resultierend
aus Steh- und Fahrzeit, die Fahrzeugart- und Kapazität, der
Fahrplantakt, die Knotenkonfiguration (Anschlüsse) und
gegebenen Kooperationsmöglichkeiten (z. B. im Rahmen von
Subaufträgen) die wichtigsten Einflussfaktoren der betriebs-
wirtschaftlichen Kostenoptimierung (vgl. FREDRICH, 2003,
S. 49)

15) Zudem werfen im regionalen Angebotsmonopol Innovation
und kostenminimale Produktion zu geringe Gewinne ab, wes-
wegen aus theoretischer Sicht eine Wohlfahrtsminderung
erwarten werden muss (vgl. FINSINGER, 1991, S. 194).

16) Vor allem dann, wenn die auszuschreibenden Lose klein
gehalten werden und so der Wettbewerb auf einander bekann-
te, lokale Bieter begrenzt wird.

17) Etwa durch eine Europaweite Ausschreibung, durch modera-
te Vergabelose

18) Ein generelles Verbot kann jedoch mit dem Ziel, eine lokal
verankerte Klein- und Mittelbetriebslandschaft aufrechtzuer-
halten, in einen Zielkonflikt treten.

19) In der Auktionstheorie wird dies auf die Kalkulation der Biet-
strategie auf Grundlage des fälschlicherweise ex ante erwar-
teten Gewinns anstelle des ex post erwarteten Gewinns
zurückgeführt (vgl. KRÄKEL, 1992, S. 89).

20) In Hessen wird davon ausgegangen, dass die Auskömmlich-
keit bei Abweichungen der Gebote von der eigenen Schät-
zung um 15% nicht mehr gegeben ist (HESSISCHER
LANDTAG, 2005a, S. 32). Hierbei handelt es sich jedoch um
eine regulierungsähnliche Tätigkeit (price cap) und es wäre
einzuwenden, dass die öffentliche Ausschreibung als Instru-
ment zu einer Regulierungsflut führt.

21) Generell gilt dass tendenziell nur Erfolgreiche von ihren Aus-
schreibungsergebnissen berichten und weniger erfolgreiche
schweigen, wodurch also nur gute Erfahrungen offenbart
werden.

22) Relativwerte sind hier freilich ohne genauer Kenntnis der
Ausgangsniveaus vorwettbewerblicher Bestell-Entgelte
wenig zweckdienlich. Informationen über Absolutwerte wer-
den jedoch kaum preisgegeben.

23) In Dänemark war sogar von einem "zusammenbrechenden
Gebrauchtwarenmarkt" die Rede, was auf zu enge Fahrzeug-
anforderungen zurückgeführt wurde.

24) Soziale Härten spielen in der öffentlichen Wahrnehmung eine
große Rolle. Aus diesem Grund sollte dieses Thema aktiv
angegangen werden.
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1. Problemstellung

Seit Beginn einer institutionalisierten Raumplanung
– die in Österreich etwa Mitte der 1950er Jahren
angesetzt werden kann - sind die Wechselwirkungen
zwischen Raumordnungs- und Verkehrspolitik
bekannt, fachlich breit thematisiert, in der prakti-
schen Politik jedoch kaum operativ umgesetzt
(WEICHART, 20002)); institutionelle Defizite ver-
hindern eine zukunftsorientierte Strategieentwik-
klung. Statt wechselseitiger Abstimmung zwischen
beiden Sektorpolitiken lassen sich deren Beziehun-
gen durch die Eckpunkten eines Dreiecks markieren:
(1) konsequente Nichtwahrnehmung aufgrund der
Bedeutungsüberhöhung des eigenen Bereiches, (2)
einseitige Instrumentalisierung zur Erreichung der
eigenen Ziele und (3) gegenseitige Schuldzuweisung
bei Problemlagen.

Die Anpassungsblockaden finden ihre Begründung
in einem komplexen Ursachengeflecht: die Ver-
kehrsanlagen und Standortstrukturen folgen unter-
schiedlichen politisch-strategischen Vorgaben und
unterliegen spezifischen Entwicklungslogiken; sie
gehorchen aufgrund voneinander abweichender
„Systemgeschwindigkeiten“ jeweils einer eigenen
zeitlichen Dynamik; die politisch-administrativen
Tiefenstrukturen erweisen sich als veränderungsresi-
stent.

Die mangelnde Abstimmung reduziert mögliche
Ansätze zur Optimierung auf Teilsysteme, wobei
Nebenwirkungen weitgehend ausgeblendet bleiben;
dieses Ambiente begünstigt Standortstrukturen mit
erhöhten Folgekosten (durch die Erschließung mit
Infrastrukturen) und verminderter Lebensqualität
aufgrund der negativen Wirkungen des Verkehrs.
Mangels einer regionalen Sicht werden die Standort-
potenziale in Zukunft nur unzureichend ausge-
schöpft, wodurch wiederum die künftigen Optionen
eingeschränkt werden. Diese Dysfunktionalitäten
sind für die Akteure nicht ausreichend überzeugend,
um die Suboptimalität institutioneller Defizite zu

überwinden und koordinierte Problemlösungen
anzustreben.

Raumplanerische Problembereiche lassen sich an
einer Reihe von aktuellen Trends aufzeigen, u. a.
auch in der Entwicklung der Zentralräumen; diese
sind "Wachstumstreiber"; die gute verkehrliche
Erschließung, ein Mix aus Betrieben des sekundä-
ren, tertiären und quartären Sektors, gute Erreichbar-
keiten aus allen Landesteilen und ein ausreichendes
und den betrieblichen Anforderungen entsprechen-
des Arbeitskräftepotenzial sind Beiträge zur hohen
Standortqualität. Dem Standortdruck entsprechend
sind in den letzten Jahren die Städte über ihre Gren-
zen hinaus gewachsen. Dieser Trend der räumlichen
Ausweitung („urban sprawl“) hält weiter an (EEA,
20063)). Ohne gegensteuernde Strategien wird sich
die Problemlage weiter fortsetzen und verschärfen.

Die Abstimmungsdefizite zwischen den Sektorpoli-
tiken haben weitreichende verkehrliche Wirkungen
zur Folge: (1) Die mangelnde Berücksichtigung der
Erschließungsmöglichkeiten des Öffentlichen Ver-
kehrs und die dispersen Standortlagen in den Stadt-
umlandgebieten mindern die Attraktivität des ÖPNV
und reduzieren dessen Wettbewerbsfähigkeit am
Mobilitätsmarkt. (2) Die Standortwahl der Betriebe
nimmt auf die verkehrlichen Wirkungen wenig
Bedacht; oft gibt es für Berufspendler zum privaten
Pkw keine realistische Alternative. (3) Der Güter-
transport verlagert sich immer weiter zum Lkw, des-
sen Flexibilität nahezu konkurrenzlos den Erwartun-
gen der verladenden Wirtschaft entgegenkommt
("der Lkw als universeller Lastesel der Transport-
wirtschaft"). Die Verlagerungsziele bleiben bei man-
gelnder Abstimmung der Standortwahl aufgrund der
kostenintensiven und zeitaufwändigen Umladevor-
gänge außerhalb der transportwirtschaftlichen
Reichweite. Durch das Zusammenwirken dieser
Trends werden verkehrspolitische Ziele durch die
Verkehrspolitik selbst konterkariert.

Im folgenden Beitrag werden die Steuerungskapa-
zität von Verkehrsplanung und Raumordnung
anhand der Standortentwicklung – dargestellt als

Zur Steuerungskapazität von Verkehrspla-
nung und Raumordnung1)
Ein Spannungsfeld zwischen Megatrends, notwendiger Zukunfts-
sicherung und politischer Rhetorik
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Spannungsfeld zwischen Megatrends, notwendiger
Zukunftssicherung und politischer Rhetorik -

in den Zentralräumen analysiert. Strukturierende
Beurteilungsraster bilden die Mechanismen der
Umverteilung und der symbolischen Politik. Aus
instrumenteller Sicht wird die Notwendigkeit koope-
rativen Verhaltens aufgezeigt.

2. Ursachen der Steuerungsdefi-
zite

Die Wechselwirkungen zwischen Verkehrs- und
Raumordnungspolitik wurden wiederholt themati-
siert. Die Umsetzungsdefizite im politischen Bereich
und die Entwicklung der Standortstrukturen mit ver-
kehrs- und umweltpolitischen Folgeproblemen pro-
vozieren die Frage nach der Steuerungskapazität des
politischen Systems. Nach kritischer Einschätzung
gilt, dass die Verkehrspolitik wohl eine Sektorpolitik
mit der größten Diskrepanz zwischen programmati-
schen Ansprüchen und realer Umsetzung ist; diese
Zielabweichung ist offensichtlich größer als in ande-
ren Politikbereichen und nimmt im Zeitablauf zu.
Der Verkehr hat ein Ausmaß erreicht, das den Ziel-
setzungen einer nachhaltigen Entwicklung deutlich
widerspricht (SCHÖLLER, 2007 ). Obwohl die ver-
kehrspolitischen Akteure der verschiedenen Ebene
durch eine Reihe von Einzelmaßnahmen gegenzu-
steuern versuchen, konnten bislang kein überzeu-
gender Gleichschritt erzielt werden.

Durch die überzeugenden Vorteile der "Massenmo-
torisierung" und der Mobilität hinsichtlich der regio-
nalen Erreichbarkeiten wurde der Straßenbau zum
wirksamsten Instrument der Regionalentwicklung
und zur primären Aufgabe der Verkehrspolitik. In
Zeiten der Wachstumseuphorie wurde Straßenbau
und Sicherstellung der Finanzierung mit Verkehrs-
politik gleichgesetzt; andere Verkehrsformen waren
weitgehend sich selbst überlassen. Die Straßenbau-
politik schuf raumplanerisch vollendete Tatsachen.
Die Steuerung der Standortentwicklung wurde insti-
tutionell marginalisiert und de facto zu einer Hilfs-
disziplin der Straßenplanung reduziert. In diesem
Umfeld nahm die Raumplanung vorwiegend Ord-
nung- und Moderationsaufgaben wahr, erkennbare
Entwicklungsimpulse waren nicht möglich.

Die Zunahme der Fahrten, die Vorgaben der Produk-
tions- und Standortstrukturen sowie die gesellschaft-
liche Abhängigkeit vom Kraftfahrzeug haben den
Spielraum für Anpassungen deutlich reduziert.
Parallel dazu steigen die Ansprüche an die Qualität

des Lebensraumes. In der verkehrskritischen Analy-
se wird festgehalten, wenn Automobilität erst einmal
als großtechnisches System etabliert ist, dann folgt
sie einer Eigendynamik, die sich den Versuchen
einer gesellschaftlichen Steuerung erfolgreich ent-
zieht (KRÄMER-BADONI, 19975)). In steuerungs-
pessimistischer Perspektive hat sich die Verkehrspo-
litik von jeder Steuerungsinitiative verabschiedet
und sieht ihre Zuständigkeit in der Schaffung der
Voraussetzungen für einen einigermaßen friktions-
freien Verkehrsablauf und in der Sanierung der Fol-
gewirkungen; Trendkorrekturen liegen außerhalb der
konsensfähigen Handlungskorridore. Damit wird
resignierend der aktuelle Zustand als einzige Option
zu Kenntnis genommen und dieser in die Zukunft
extrapoliert.

Seit Jahren wird in der verkehrspolitischen Debatte
die regionale Standortqualität von ausreichend
dimensionierten Verkehrswegen abhängig gemacht;
dadurch soll die Erreichbarkeit von Bezugs- und
Absatzmärkten sichergestellt und die rasche und ter-
mintreue Belieferung gewährleistet werden. Diese
Anforderung ist immer schwerer zu erfüllen; auf-
grund des anhaltenden Wachstums des Kfz-Verkehrs
und der begrenzten Möglichkeiten zur Erweiterung
der Verkehrsflächen6) öffnet sich die Schere zwi-
schen Angebot und Nachfrage an/nach Verkehrsflä-
chen, sodass eine Schließung der „Nachfragelücke“
durch Infrastrukturpolitik ausgeschlossen erscheint.
Auch die in letzter Zeit favorisierten Systeme der
„elektronischen Aufrüstung“ der Infrastrukturen
(Verkehrstelematik) dürften nur eine vorübergehen-
de Dämpfung bringen und die fehlenden Kapazitäten
nicht anhaltend kompensieren (BUNDESMINISTE-
RIUM FÜR VERKEHR, BAU UND WOHNUNGS-
WESEN, 20047)).

3. Zentralregionen als Problem-
fälle

Zentralräume zeichnen sich lagebedingt durch einen
Mix positiv bewerteter Standortfaktoren, durch gute
Erreichbarkeiten und große Einzugsbereiche, durch
Zugänge zu ausreichenden und den Erfordernissen
genügenden Arbeitskräftepotenzialen, durch ein
breites Spektrum den betrieblichen Anforderungen
entsprechende Serviceleistungen („quartärer Sek-
tor“), sowie durch differenzierte öffentliche und pri-
vate Einrichtungen aus. Nach der Entwicklung der
letzten Jahrzehnte gelten Zentralräume als Wachs-
rumtreiber der regionalen Wirtschaft. Ein Großteil
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der Wertschöpfung wird in den Zentralräumen erar-
beitet; die Aufrechterhaltung der Funktionalität der
Zentralräume ist nationales wirtschaftspolitisches
Anliegen. Aufgrund von systemimmanenten Steue-
rungsdefiziten und mangels koordinierter Strategien
entwickeln sich Zentralräume immer mehr zu plane-
rischen Problemzonen (HIESS, 20078); MANDL-
BAUER, 20079)).

Die politisch-planerischen Optionen zur Steuerung
der Entwicklung in den Zentralräumen werden
unterschiedlich eingeschätzt. Aus marktorientierter-
neoklassischer Sicht besteht kein politischer Inter-
ventionsbedarf, da die Dynamik weitgehend die
Marktkräfte widerspiegelt und diese unter den gege-
benen Rahmenbedingungen zu optimaler Ressource-
nallokation (auch Flächennutzung und Standortauf-
teilung) führen. Diese Sicht setzt allerdings funktio-
nierende Märkte, also volle Information aller Akteu-
re, keine Pfadabhängigkeiten, schelle Reaktions-
möglichkeiten aller Marktteilnehmer und keine
externen Effekte voraus; da diese Voraussetzungen
nachweisbar nicht erfüllt sind, kann die aktuelle Ent-
wicklung als Ausfluss der Überlagerung von Staats-
und Marktversagen bezeichnet werden. Aus staatsin-
terventionistischer Sicht verläuft der Entwicklungs-
pfad weit abseits der optimalen Ressourcenalloka-
tion; eine sich selbst organisierende Problemlösung
ist nicht zu erwarten. Die anstehenden Problemlagen
können nur durch politische Interventionen mittels
planerischer Strategien beseitigt werden (HOLZIN-
GER K., KNILL C., LEHMKUHL D., 200310) ).

Wird eine interventionistische Basisannahme
zugrunde gelegt, lässt sich die Notwendigkeit einer
den Gesamtraum betreffenden und zwischen Verkehr
und Raumordnung abgestimmte Planung als
zukunftsweisende Strategie mehrfach begründen: (1)
wettbewerbspolitisch, denn ohne Berücksichtigung
des Gesamtraumes verschlechtert sich die Konkur-
renzfähigkeit gegenüber konkurrierenden Standor-
träumen; (2) standortpolitisch, weil ohne abge-
stimmte Verkehrs- und Raumplanung werden die
Standortpotenziale suboptimal genutzt; die den
Anforderungen der globalisierten Wirtschaft ent-
sprechenden Faktoren können nicht auf der Ebene
der Einzelgemeinden, sondern nur auf der Ebene des
Gesamtraumes angesprochen werden; (3) vertei-
lungspolitisch, denn ohne zielorientierte Planung
werden Nutzen und Lasten ungleich verteilt; (4) ver-
kehrspolitisch, weil ein Verzicht auf ein integriertes
Management von Standort- und Verkehrsstrukturen
führt zu Widersprüchen in anderen Politikbereichen
und bewirkt hohe Folgekosten; (5) raumordnungs-
und entwicklungspolitisch, denn ohne Gesamtpla-

nung werden Optionen für die Zukunft versperrt.
Eine mehrere Gemeinden umfassende Sicht der Pla-
nungsaufgaben versteht sich als Regionalisierung,
d.h. in der Maßstabsvergrößerung von der kommu-
nalen zur regionalen Ebene, und wird als logisches
Pendant zur Globalisierung interpretiert (NEFI-
SCHER, 200711)).

4. Umverteilungsprozesse als
Problemursache

Die dargestellten Probleme sind nicht „aus dem
Nichts“ – gleichsam naturgesetzlich – entstanden,
sondern ergeben sich aus historisch gewachsenen
Zwängen und gehorchen der Entscheidungslogik des
politisch-adminstrativen Systems, sie bekommen
jedoch mit den zunehmenden Verflechtungen zwi-
schen Zentralstadt um Umland, der intensivierten
Flächennutzung, mit den steigenden Fahrtweiten,
den größeren Einzugsbereichen und dem großräumi-
gen Standortwettbewerb eine Eigendynamik und
eine neue Dimension, die die Dringlichkeit interven-
tionistischer Gegensteuerung verschärfen. Die Pro-
blemlagen überschreiten die kommunale Dimension
und können darum von den Gemeinden im Allein-
gang nicht gelöst werden. Zudem partizipieren die
Akteure in unterschiedlichem Ausmaß am
Wachstum bzw. sind verschieden von den Belastun-
gen betroffen. Nach diesem Verständnis sind Zen-
tralräume räumliche Konzentrationen von monetä-
ren und realen Umverteilungsprozessen („Umvertei-
lungsmaschinen“).

Diese Verteilungseffekte sind Ergebnis evolutionärer
Prozesse, institutionell abgesichert und finden auf
mehreren Ebenen oft im Konsens zwischen den
Betroffenen statt: Beispiele sind Umverteilungen
zwischen öffentlichem und privatem Sektor, zwi-
schen den Gebietskörperschaften, zwischen sozialen
Gruppen, zwischen Regionen (Stadt und Umland),
zwischen etablierten und ansiedlungswilligen Akteu-
ren, zwischen Durchgangsverkehr und Anrainern
und vor allem zwischen Generationen; in diesem
Fall werden Lasten in die Zukunft übertragen.

Die Rollenzuteilung der Akteure hat ihre Ursache in
nur mehr historisch begründbaren Vorgaben und sie
werden mit Interessen verbunden. Änderungen sind
immer konfliktbehaftet, auch dann, wenn durch
Kooperationen für alle Beteiligten bessere Lösungen
erreicht werden könnten. Kooperationen werden
nicht gesucht, da bei einzelnen Akteuren Nutzen und
Kosten (jeweils im weitesten Sinne) in unterschied-
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lichen Perioden (oft auch in unterschiedlichen Legis-
laturperioden) anfallen, sodass bei zu langen time-
lags die Nutzen politisch meist nicht realisiert wer-
den können. Änderungen der Zuständigkeiten sind
darum eine äußerst selektiv wirksame Strategie und
werden nicht angedacht – geschweige denn umge-
setzt. Wiederholt wurde die Aufgabe der übergeord-
neten Gebietskörperschaften für eine positive koope-
rative Regionalentwicklung, ein günstiges Ambiente
für win-win-Situationen zu gestalten, aufgezeigt.

Genese und Entstehungslogik der Problemlagen ent-
sprechen dem Grundmuster eines systemischen
Organisationsverständnisses. Viele Akteure mit
Zuständigkeiten für einzelne Teilsysteme optimieren
innerhalb ihrer administrativen Bereiche und verur-
sachen gesamthaft suboptimale Zustände. Trotz
bestehender Einsicht in die theoretischen
Zusammenhänge ergeben sich die Ursachen des
Scheiterns umfassender Strategien aus der Heteroge-
nität der interagierenden Teilsysteme mit unter-
schiedlichen „Systemgeschwindigkeiten“, aus der
Kosten/Nutzenverteilung der verfolgten Strategien,
der Komplexität der Planungsaufgaben, der Vielfalt
der Akteure mit unterschiedlichen (oft auch wider-
sprüchlichen) Interessen und Zielsetzungen und vor
allem aus der Struktur der Problemlagen. Trotz der
Einsicht in die Problemlagen ist aufgrund der Kom-
plexität der Zuständigkeiten niemand z einer Ände-
rung in der Lage.

5. Problemlösung durch symbo-
lische Politik

Nach bisherigen Erfahrungen zählt die Planungssitu-
ation in den Zentralräumen zu den "schlecht struktu-
rierten" oder politisch „unlösbaren“ Problemen
(FÜRST, 199912)). Bei dieser Einschätzung ist auch
die Fristigkeit der Wirkung von Maßnahmen vor
dem Hintergrund der im politischen Geschehen übli-
che Stimmenmaximierung innerhalb der Legislatur-
perioden, und dadurch Dominanz von kurzfristigen
Lösungsansätzen gegenüber längerfristigen Erfor-
dernissen und die Notwendigkeit von Kooperationen
("Politikverflechtung", siehe SCHARPF, 199713))
entscheidend. Dabei werden institutionelle Altlasten
unterstellt, nach denen es dem politisch-administra-
tiven System ist es nicht gelungen, die administrati-
ven Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass sie
der Komplexität der Problemlagen entsprechen.

Unlösbare Probleme werden durch symbolische
Politik behandelt. Von symbolischer wird dann Poli-

tik gesprochen, wenn ein Zustand als Problem dia-
gnostiziert wurde, die eingesetzten Maßnahmen und
Strategien jedoch nicht die Ursachen des Problems
beseitigen, sondern die Symptome verdecken oder
unwirksame Maßnahmen medial inszeniert werden
und dadurch Aktivität suggeriert werden soll. Die
Logik der symbolischen Politik wurden von einigen
politikwissenschaftlichen Autoren (zum Beispiel
EDELMAN, 200514) und SARCINELLI, 200515))
konzeptualisiert. In der Politikwissenschaft wird der
steigende Stellenwert der symbolischen Problemlö-
sung mit zunehmender Medialisierung der Politik
begründet. Beispiele für symbolische Problemlö-
sung lassen sich bei allen politischen Systemen dia-
gnostizieren; zum Beispiel16) Klimaschutz, Biotreib-
stoffe, Radverkehr, Verkehrskonzepte etc.

In den Zentralräumen ist Problemlösung durch sym-
bolische Politik höchst aktuell. Beispiele sind die
Beschäftigung von Gremien, die Auslagerung in
Kommissionen, die Beauftragung von Expertisen
(Produktion von „Wegwerfwissen“ nach POTYKA,
200717)) oder Forschung durch öffentlichen Finan-
zierung ohne erkennbaren Bedarf ("Mäzenatentum"
nach SCHNEIDEWIND, 200718)). Nach einer kriti-
schen (oder fatalistischen) Sicht lernen komplexe
Gesellschaften nicht durch Zielvorgaben und Pro-
gramm, sondern mehr durch Leidensdruck; dieser
wird entsprechend der Position im "Umverteilungs-
spiel" unterschiedlich eingeschätzt, sodass diese
Option als Konsenslösung ausscheidet. Unter den
gegebnen (und kurz analysierten) Umständen ist
eine sich selbst organisierende Problemlösung durch
Eigeninitiativen der Akteure nicht zu erwarten -
gefragt sind Auswege aus dem Dilemma. Ange-
sichts der Komplexität der Problemlagen, der Viel-
falt der Akteure und der Vorlaufzeit von Strategien
tendiert das politische System zu relativ risikofreien
"Maßnahmen in kleinen Schritten".

Aus steuerungsoptimistischer Sicht wird in soge-
nannten Gouvernance-Prozessen – d.h. durch ziel-
orientierte Interventionen öffentlicher und privater
Akteure - eine übereinstimmende Problemsicht und
Steuerungskapazität erwartet (BENZ, 200719)); in
Einzelfällen sind Erfolge erkennbar. Trotz der not-
wendigerweise kooperativen Problemdefinition
muss die Festlegung des zeitlichen Handlungshori-
zonts, die Ausrichtung der strategische Grundorien-
tierung und Prozessmoderation von öffentlichen
Akteuren ausgehen. Ein kooperationsfreundliches
Ambiente ist ein öffentliches Gut (SCHÖNBÄCK,
2008).Aus steuerungspessimistischer Sicht scheint
in den Ballungsräumen die Fortsetzung des bisheri-
gen Trends als wahrscheinlich; auftretende oder
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absehbare Problemlagen werden fragmentiert (nach
administrativen Einheiten und Gebietskörperschaf-
ten) angegangen, auch wenn durch integrierte Strate-
gien bessere Resultate erzielt werden könnten. Die
Akteure partizipieren in unterschiedlichem Ausmaß
(wirtschaftlich, politisch) an der laufenden Umver-
teilung, sodass keine ausreichenden Anreize für eine
mehrheitlich tragbare Änderung gesehen werden;
win-win-Situationen sind damit ausgeschlossen.

6. Auswege aus der institutio-
nellen Endlosschleife

Die empirischen Befunde sind eindeutig. Als struk-
turbestimmende Problemursache wurde das histo-
risch entwickelte institutionelle Setting diagnosti-
ziert; funktional interagierende Bereiche werden von
mehreren Akteuren mit unterschiedlichem Problem-
zugang, oft widersprüchlichen Zielsetzungen und
voneinander abweichenden zeitlichen Planungshori-
zonten planerisch betreut und entsprechend ihren
Zielvorgaben optimiert. Nach einer mittleren Posi-
tion zwischen steuerungsoptimistischer und steue-
rungspessimistischer Sicht befinden sich die Pro-
blemlagen in den Zentralräumen im "blinden Fleck"
der Wahrnehmung, sodass ein eventueller Steue-
rungsbedarf nicht oder erst bei unmittelbar anstehen-
den politikwirksamen Problemlagen gesehen wird.
Steuerung mittels politischer Intervention ist unver-
zichtbar. Gefragt sind Auswege aus dem Dilemma
zwischen den politisch-planerischen Altlasten und
den Erfordernissen der Zukunft.

Basisvoraussetzung einer erfolgreichen Lösungs-
strategie ist die Einsicht, dass die dass die Entwik-
klung nicht naturgesetzlich verläuft, sondern Steue-
rungsmöglichkeiten bestehen, auch wenn diese „jen-
seits“ bisher verfolgter Denkkategorien liegen. Ein
Blick über Grenzen zeigt, dass in anderen Ländern
die Probleme erkannt und entsprechende Strategien
entwickelt werden. Beispiele mehr zukunftsorien-
tierter Planungskulturen finden sich in der Schweiz
(zum Beispiel öffentlicher Verkehr), in Deutschland
(z. B. Siedlungsentwicklung), den Niederlanden
(Abstimmung von Siedlung und Verkehr) und Eng-
land (KREUZER, 200420)). Auch wenn eine Ideallö-
sung nicht in Sicht ist, sind nach dieser komparati-
ven Analyse die eigentlichen Problemursachen insti-
tutioneller Natur. Aus finanzwirtschaftlicher Sicht
naheliegende Strategien der Änderung der admini-
strativen Grenzen zur Schaffung größerer räumlicher
Einheiten – wie Eingemeindungen – scheiden offen-

sichtlich aus (KLUG, 200321)). Als Lösungsweg ist
anzustreben, dass die Akteure einen Teil ihrer Kom-
petenzen abgeben und zum Nutzen des Gesamtrau-
mes zu einer gesamthaften Planung finden.

Auswege wurden wiederholt aufgezeigt und betref-
fen unter anderem die politisch-administrativen
Zuständigkeiten, die gemeindeweise Zuscheidung
der Steuereinnahmen und die Bildung von Koopera-
tionen. Die bestehenden Entwicklungspotenziale der
zentralen Regionen können nur durch eine gemein-
same und institutionalisierte Regionalentwicklung
gehoben werden. Daraus ergeben sich für die han-
delnden Akteure (insbesondere die Gebietskörper-
schaften) oft paradoxen Situation: um die eigene
Position zu stärken, müssen vorab die Handlungs-
möglichkeiten jener Akteure erhöht werden, die bis-
her im kommunalen Entwicklungsprozess als
Kontrahenten angesehen wurden. Das dabei zu
lösende Dilemma kann als Inversion des Allmende-
Problems beschrieben werden (WEICHHART,
199022)). Danach können unter bestimmten Umstän-
den durch das kollektive strategische Handeln regio-
naler Akteure gemeinsam nutzbare Ressourcen (also
„Allmende“) in Form verbesserter regionaler Ent-
wicklungspotenziale neu geschaffen werden; diese
Produktion eines Gemeingutes ist allerdings nur
dann möglich, wenn alle Akteure vergleichbare stra-
tegische Ziele verfolgen und zudem die eigenen
Handlungsmöglichkeiten einschränken (PUCHIN-
GER, 199623)).

Bisherige Erfahrungen mit staatlicher Problemlö-
sung haben gezeigt, dass die aufgezeigte planerische
Ineffizienz durch informelle Kooperationen staat-
licher und privater Akteure leichter behoben werden
kann als durch Anpassungen der institutionellen
Rahmenbedingungen. Trotz dieser Umsetzungspro-
bleme scheinen diese als Governance-Prozesse
(BENZ, 200724)) bezeichneten Strategien für die
Lösung raumplanerische Probleme, oder zur Sanie-
rung von Defiziten im Stadt-Umlandbereich
besonders geeignet. Deren Implementierung auf
breiter Ebene wird als Voraussetzung für den Weg
aus dem Dilemma angesehen.

Der Verkehr ist kein Einzelfall. Steigender Bedarf an
der Zusammenarbeit über die tradierten Grenzen der
Gebietskörperschaften wird auf verschiedenen Ebe-
nen geortet. Mit zunehmender Vernetzung der Pro-
blemlagen können gegensteuernde Maßnahmen oft
nur mehr im Verbund mehrerer Gebietskörperschaf-
ten gesetzt werden. Diese geforderten neuen Qua-
litäten von Politik- und Planungsprozessen werden
zusammenfassend als "Governance Capacity"
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bezeichnet (BIEKER, OTHENGRAFEN, 200525));
darunter wird die Fähigkeit von Regionen zu Koope-
rationen und Selbststeuerung im Hinblick auf die
regionale Handlungsfähigkeit verstanden (HÖF-
LER, 200626)).

Goverance Capacity wird durch das Zusammenspiel
von drei Faktoren bestimmt: (1) Social Capacity
bezeichnet den Aufbau von Kooperationsbeziehun-
gen und Wertvorstellungen als Folge der wechselsei-
tigen Bindungen über Vertrauen, Austauschbezie-
hungen und sozioökonomische Beziehungen zwi-
schen den regionalen Akteuren ("Beziehungsres-
sourcen"), (2) Intellectual Capacity - in Form von
kooperativ gewonnen Wissen und Know-How -
beinhaltet die Wissensressourcen, das institutionelle
Arrangement, gemeinsame Problemdefinitionen
sowie das strategische Politik- und Planungswissen
einer Region, und (3) Political Capacity bezeichnet
die kollektive Handlungs- und Entscheidungsfähig-
keit einer Region (Mobilisierungsressourcen, Orga-
nisations- und Artikulationsfähigkeit sowie politi-
sches Machtpotenzial und Durchsetzungsvermö-
gen), die Organisationen und Netzwerke (BIEKER,
OTHENGRAFEN, 200527)).

Kooperationen sind ambivalent: Kooperationen
erzeugen zusätzliches Wissen, setzten aber auch
Wissen voraus. Da dieser Innovationsprozess durch
einen rückgekoppelten Kreislauf von Innovation und
Diffusion (Verbreitung) gekennzeichnet ist, muss es
Ziel einer innovationsorientierten Politik sein, die-
sen zirkulären Prozess anzuregen und dessen kumu-
lative Wirkung zu nutzen. Je eher es gelingt, Wissen-
Spillovers innerhalb ihrer Grenzen zu erleichtern,
desto stärker ist die kumulative Wirkung des Inno-
vationsprozesses für die Region. (KRAMAR,
200528)). Angesichts der Herausforderungen im
Öffentlichen Verkehr ist die Förderung von Koope-
ration eine strategische Notwendigkeit für die Auf-
gabenträger.

Erst sukzessive, nachdem wesentliche Entscheidun-
gen getroffen sind und die Verkehrslandschaft nicht
rückgebaut werden kann, werden in Anbetracht der
Grenzen bisheriger Strategien Forderungen nach
integrativer Verkehrspolitik laut (siehe
BAUM/BECKMANN, 200229)). Dadurch sollen die
traditionell entlang der Trennlinien zwischen den
Verkehrsträgern fragmentierten Ansätze überwunden
werden. Es wird gefordert, dass die Trennung der
Sektorpolitiken durch ein integriertes Management
der regionalen Standort- und Verkehrsstrukturen
abgelöst werden muss (KUTTER, 200530)). Für die
Umsetzung bieten sich Governance-Strukturen an.

Die Analyse anstehende Planungsfälle bestätigt die
Erfahrung, dass weitgehend Konsens über die Not-
wendigkeit von Kooperationen auf den verschiede-
nen Ebenen besteht; auch wird der Lösungsbeitrag
der Zusammenarbeit eingestanden. Offen bleibt die
Frage, wie die Akteure zu einem kooperations-
freundlichen Ambiente finden, dass nach einer
gewissen Übergangszeit für alle Partner Vorteile
nachweisbar und politisch verwertbar sind. Damit
kommt dem Problemverständnis und den Lösungs-
initiativen der übergeordneten Gebietskörperschaf-
ten ein erfolgskritischer Stellenwert zu. Notwendig
ist, die Voraussetzungen für ein Denken in Kateg-
orien der Regionen zu etablieren. Eine unvoreinge-
nommene wissenschaftliche Beratung kann die Ent-
scheidungen erleichtern.

7. Zusammenfassung und
Schlussfolgerung

Seit Beginn einer institutionalisierten Raumordnung
sind die Wechselwirkungen zwischen der Raumord-
nungs- und Verkehrspolitik bekannt, in der prakti-
schen Politik jedoch wenig operativ umgesetzt. Die
Beziehungen zwischen den Sektorpolitiken lassen
sich durch ein zwischen den Eckpunkten (1) einsei-
tige Instrumentalisierung (3) konsequente Nicht-
wahrnehmung und (3) gegenseitige Schuldzuwei-
sung bei Problemlagen aufgespanntes Dreieck mar-
kieren. Trotz verschiedener Ansätze konnten die
divergierenden Problemlagen bisher nicht harmoni-
siert werden. Der Verzicht auf abgestimmte Strate-
gien hat für die betroffenen Gebietskörperschaften
Nachteile, wie erhöhte Kosten der Infrastrukturbe-
reitstellung, Beeinträchtigung der Umweltsituation
und schlechtere Ausgangspositionen im Standort-
wettbewerb.

Ein erheblicher Teil der Schwierigkeiten der Abstim-
mung ergibt sich aus der historischen Entwicklung
(„Pfadabhängigkeiten“) und den Zuständigkeiten
verschiedener Akteure ("Politikverflechtung"). Wäh-
rend die Raumplanung in der Kompetenz der Länder
und Gemeinden liegt, wird die Verkehrspolitik von
bundespolitischen Entscheidungen (und der EU)
bestimmt. Die Vertreter der Gebietskörperschaften
haben naturgemäß Eigeninteressen im Fokus und
verfolgen nicht zwangsläufig einfach harmonisierba-
re Zielsetzungen.

In Zentralräumen überlagern sich mehrere Umver-
teilungsprozesse; diese sind Ergebnis mehrere Jahre

Heft 3/2008

Verkehrsplanung und Raumordnung

22



dauernder Entwicklungen, institutionell abgesichert
und finden auf mehreren Ebenen statt: Wie bei
Umverteilungen üblich gibt es Gewinner und Verlie-
rer. Änderungen sind immer konfliktbehaftet, auch
dann, wenn durch Kooperationen für alle Beteiligten
bessere Lösungen erreicht werden könnten und wer-
den darum nicht angedacht – geschweige denn
umgesetzt. Die Probleme der Ballungsräume erge-
ben sich aus der Überlagerung mehrerer Dilemmasi-
tuationen.

Nach einer Kategorisierung der Problemlagen zählt
die Planungssituation in den Zentralräumen zu den
sogenannten „unlösbaren“ Problemen; „unlösbar“
heißt, dass im aktuellen politischen Kontext die
Nachteile einer Lösung (allgemein die politischen
„Kosten“) höher bewertet werden als deren Nutzen.
Bei dieser Einschätzung mag auch die im politischen
Geschehen übliche Stimmenmaximierung innerhalb
der Legislaturperioden, und dadurch Dominanz von
kurzfristigen Lösungsansätzen gegenüber längerfri-
stigen Erfordernissen eine Rolle spielen.

Unter den gegebnen Umständen ist eine sich selbst
organisierende Problemlösung durch Eigeninitiati-
ven der Akteure nicht zu erwarten. Nach einer kriti-
schen (oder fatalistischen) Sicht lernen komplexe
Gesellschaften nicht durch Zielvorgaben und Pro-
gramm, sondern mehr durch Leidensdruck; dieser
wird entsprechend der Position im "Umverteilungs-
spiel" unterschiedlich eingeschätzt, sodass diese
Option als Konsenslösung ausscheidet. Nach dem
Verständnis der Politikwissenschaft werden unlösba-
re Probleme durch symbolische Politik gelöst.

Als konsensfähiges Leitbild gilt eine nachhaltige
Entwicklung, die allerdings bis zur operativen Ebene
konkretisiert werden muss; bei Fortsetzung der bis-
herigen Verkehrspolitik werden die Ziele eines nach-
haltigen Verkehrssystems deutlich verfehlt. Die Fol-
gen dieser Zielabweichung beschränken sich nicht
auf die Beeinträchtigung der Wohn- und Aufent-
haltsqualität durch Lärm und Schadstoffe und stei-
gende Beiträge zur Veränderung des Weltklimas,
sondern betreffen auch die Qualität des Verkehrsab-
laufes auf den Straßen, die Erreichbarkeit von
Bezugs- und Absatzmärkten, die Genehmigungsfä-
higkeit weiterer Betriebe; zwangsläufig sind dadurch
Standortqualität und Wettbewerbsfähigkeit der hei-
mischen Wirtschaft insgesamt betroffen. Im Fokus
stehen die Zentralräume als Standortregionen und
Wachstumstreiber.

In Regionen mit dichter Nutzung tun sich neue Pro-
blemfelder auf, die unter „Emissionskonkurrenz“
zusammengefasst werden können. Der von der Euro-

päischen Union verfolgte Umgebungsschutz
begrenzt die Schadstoffbelastung von Regionen,
vorerst ohne Berücksichtigung der Emissionssekto-
ren. Bei Annäherung an die oder Überschreitung der
Grenzewerte ist die Genehmigung von Betriebsanla-
gen (Erweiterung oder Neuerrichtung) an Auflagen
zu binden. Ohne wirksame gegensteuernde Maßnah-
men wird dadurch regionale Standortqualität erheb-
lich eingeschränkt.

Gegenwärtig ist Nachhaltigkeit im Verkehr mehr
Utopie oder Gegenstand der symbolischen Politik
als konkrete Entscheidungsgrundlage oder Hand-
lungsanweisung. Als Hinderungsgründe gelten
demokratiepolitische Bedenken, nach denen
zwangsläufig kurzfristige Erfordernisse Priorität vor
längerfristigen Notwendigkeiten zukommt. Wenn
die in programmatischen Dokumenten formulierten
Ziele mehr als politische Rhetorik sein sollen, ist
eine Trendänderung unverzichtbar. Notwendig
erscheint ein qualifizierter öffentlicher und fach-
licher Diskurs, in dem Nachhaltigkeit als Zukunfts-
strategie entwickelt wird, und in dem aufgezeigt
wird, dass Nachhaltigkeit nicht nur Verzicht oder
Einschränkung bedeutet, sondern der einzig gangba-
re Weg in die Zukunft. Handlungsbedarf ergibt sich
auch aus der Sicht der Standortentwicklung. Not-
wendig ist die Gebietskörperschaften übergreifenden
Problembewusstseins. Hinderungsgründe sind dabei
nicht allein Umsetzungsmängel, sondern auch
Erkenntnisdefizite. Damit kommt einer wissen-
schaftlichen Beratung ein hoher Stellenwert zu.

Erst sukzessive, nachdem wesentliche Entscheidun-
gen getroffen sind und die Verkehrslandschaft nicht
rückgebaut werden kann, werden in Anbetracht der
Grenzen bisheriger Strategien Forderungen nach
integrativer Verkehrspolitik laut. Dadurch sollen die
traditionell entlang der Trennlinien zwischen den
Verkehrsträgern fragmentierten Ansätze überwunden
werden. Es wird gefordert, dass die Trennung der
Sektorpolitiken durch ein integriertes Management
der regionalen Standort- und Verkehrsstrukturen
abgelöst werden muss. Für die Umsetzung bieten
sich Governance-Strukturen an. Dabei kommt den
übergeordneten Gebietskörperschaften – insbeson-
dere den Ländern – ein entscheidender Stellenwert
zu.

1) Erweitertes Referat anlässlich der FSV-Veranstaltung "Raum-
und Verkehrsplanung auf dem Prüfstand" am 31. November
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Mehr als 50 Jahre Entwicklungszusammenarbeit
(EZA) in der Welt konnten nicht dazu führen, dass
die Entwicklungsländer entscheidend gegenüber den
Ländern des Nordens aufholen konnten. Armut,
Analphabetismus sowie Unterernährung blieben in
großen Teilen der Welt bestehen. Die Maßnahmen
der Entwicklungszusammenarbeit orientierten sich
über die Jahrzehnte immer an den vorherrschenden
Paradigmen zur Erreichung der Entwicklung:
Entwicklung durch Wachstum in den 60er Jahren,
das Ziel der Bereitstellung der menschlichen
Grundbedürfnisse in den 70er Jahren oder am
Begriff der nachhaltigen Entwicklung in den 90er
Jahren (vgl. Fischer et al., 2003, S. 29-33).

Zahlreiche Autoren bewerten die bis jetzt im Rah-
men internationaler Finanzinstitutionen sowie im
Rahmen bilateraler Programme getätigte Entwick-
lungszusammenarbeit sehr kritisch (vgl. u.a. Easter-
ly, 2006; Kanbur, 2003; de Walle, 2005; Rottenburg,
2002) und stellen ihre Wirksamkeit sowie
Sinnhaftigkeit in Frage. Sie sehen in der EZA teil-
weise eine Verfolgung der Interessen der Geberna-
tionen sowie ein Verhindern der selbstständigen
Entwicklung der Länder des Südens.

Im neuen Jahrtausend wurde im entwicklungspoliti-
schen Diskurs die Diskussion über die Wirksamkeit
der EZA intensiviert, die Deklaration von Paris setz-
te den Rahmen für künftige Strategien der Entwick-
lungszusammenarbeit (OECD, 2006, S. 5-11): Die
Stärkung der Eigenverantwortung der Entwick-
lungsländer (ownership) bei der Verfolgung des
Ziels der Entwicklung ist nun zentrales Thema der
EZA, Maßnahmen der internationalen Gebergemein-
schaft sollen an die nationalen Strategien der
Entwicklungsländer angepasst werden (harmoniza-
tion & alignment), die Harmonisierung der Geber
untereinander soll verfolgt werden um Doppel-
gleisigkeiten und den nicht effizienten Einsatz von
Mitteln zu vermeiden. Neue Instrumente wie die
Budgethilfe, in der eine Geberinstitution ein
Entwicklungsland durch einen direkten Finanztrans-
fer bei der Implementierung ihrer eigenen Ziele
unterstützt, oder Poverty Reduction Strategy Papers,

in welchen die Regierungen der Entwicklungsländer
den Rahmen zur Armutsbekämpfung aufstellen, sind
Ergebnisse dieser Diskussion um mehr Wirksamkeit.

Neue Alte Herausforderung für die
Länder des Nordens

Die Länder des Nordens stellten sich – wie schon oft
in der Geschichte - genaue quantitative Ziele zur
Erhöhung ihrer EZA-Leistungen. Beim Europäis-
chen Rat von Barcelona 2002 beschlossen die Mit-
gliedsstaaten der EU eine stufenweise Anhebung
ihrer ODA1) auf 0,33% des BNE (Bruttona-
tionaleinkommen) bis 2006, was 17 EU-Mitglieder
erreichten, auf 0,51% bis 2010 sowie auf 0,7% bis
zum Jahr 2015. Um diese Quotenziele wirklich ein-
halten zu können bedarf es einer politischen
Kraftanstrengung vieler Staaten. 2006 lagen
lediglich Schweden, Luxemburg, Norwegen, die
Niederlande und Irland mit ihrer Quote über dem
Ziel von 2015. Zahlreiche Staaten, welche die
2005er Zielsetzung nur dank zahlreicher (nicht auf
Dauer möglicher und auch nicht planbarer)
Entschuldungsmaßnahmen erreicht hatten, müssen
ihre ODA-Quote abseits der Entschuldungen bis
2015 mehr als verdoppeln, um ihren Teil der auch in
den Millennium Development Goals2) festgelegten
globalen Partnerschaft zu erfüllen.

Für Österreich bedeutet das, seine Leistungen
abseits von Entschuldungen bis ins Jahr 2010 zu ver-
doppeln, wofür eine enorme Kraftanstrengung und
vor allem viel politischer Willen von Nöten sein
wird. Auf Grund der immer enger werdenden
staatlichen Budgets steigt dadurch auch die Begrün-
dungspflicht der politischen Verantwortungsträger
hinsichtlich der Notwendigkeit, EZA zu leisten.
Ergebnisse werden in Zukunft genauer beobachtet
werden.

Für Jeffry Sachs, ökonomischer Berater des ehema-
ligen und des aktuellen UN Generalsekretärs, ist die
Erreichung der 0,7 Quote eine der Voraussetzungen
für eine Entwicklung Afrikas (Sachs, 2005, S. 310-
313). Er widerspricht der u.a. von dem Ökonomen

Analyse der ländlichen Entwicklung als
Schwerpunkt der Aktivitäten der Österre-
ichischen Entwicklungszusammenarbeit am
Beispiel Nicaraguas
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Bhagwati aufgestellten Theorie, dass eine sub-
stantielle Steigerung der Hilfsgelder nicht produktiv
in den Entwicklungsländern umgesetzt werden kann
(Bhagwati, 2007, S. 93-97). Sachs Ansicht nach per-
formen z.B. Afrikas Regierungen schlecht, weil sie
arm sind: "Africa's governance is poor because
Africa is poor" (Sachs, 2005, S. 310). Steigt das
Einkommen eines Landes, verbessert sich die
Regierungsführung aus zwei Gründen: Erstens, eine
gebildete Bevölkerung kann eine bessere Kontrolle
über die eigene Regierung ausüben, Zeitungen,
Fernsehen, Bücher oder Internet bieten den Rahmen
dazu. Zweitens kann eine wohlhabendere
Bevölkerung in eine bessere Qualität der Regierung
investieren: Eine Regierung mit höheren Steuerein-
nahmen weist über einen besser ausgebildeten
Beamtenapparat auf, die Informationsflüsse werden
verbessert und die öffentliche Verwaltung wird pro-
fessioneller geführt

Jedoch gibt es auch Gegenpositionen, welche die
Position Sachs als sehr vereinfachte und populistis-
che Annäherung betrachten und meinen, dass eine
Steigerung der Mittel der EZA nicht nur nicht zu
good governance führt, sondern sogar die Qualität
von Regierungen senken kann (Easterly, 2006, S.
135f). Politische Insider - sehr oft korrupte Insider –
werden bevorzugt. Sie versuchen, eine weitere
Demokratieentwicklung zu verhindern, da sie zu
einer gerechteren Aufteilung der ODA in der
Bevölkerung führen könnte.

Die EZA Struktur Österreichs

Die größte Herausforderung der Gebernationen wird
sein, in einem modernen, den aktuellen Gegeben-
heiten angepassten System Entwicklungszusamme-
narbeit umzusetzen. In Österreich zeigt sich eine
Fragmentierung von Kompetenzen bei der
Zuständigkeit hinsichtlich der Umsetzung der EZA.
Das Außenamt, welchem laut EZA-Gesetz die Koor-
dinationsrolle bei der Umsetzung von Maßnahmen
der EZA inne hat, ist gemeinsam mit der ihr unter-
stellten Austrian Development Agency (ADA)
lediglich für die Umsetzung von rund zehn Prozent
der gesamten österreichischen Entwicklungszusam-
menarbeit (OEZA) verantwortlich. Die größten Teile
werden im Rahmen von Entschuldungsmaßnahmen
oder Beiträge zu internationalen Organisationen
über das Finanzministerium abgewickelt, im Jahr
2005 betrug diese Anteil beispielsweise 79,1% der
gesamten ODA (BMF, 2007, S. 210). Zahlreiche
weitere Ministerien und staatliche Stellen mischen

ebenfalls stark bei der Abwicklung der EZA mit,
wodurch nur schwer eine kohärente Politik erreich
werden kann. Abb.1 gibt einen Überblick über die
verschiedensten Akteure im öffentlichen EZA-Sys-
tem Österreichs.

Für die bilaterale EZA Österreichs, in der Pro-
gramme, Projekte sowie technische Hilfe in
Entwicklungsländern durchgeführt werden, zeigt
sich die ADA verantwortlich. Als staatliche
Entwicklungsagentur ist sie ein institutionell ausge-
lagerter Bereich der staatlichen Bürokratie,
weisungsgebunden und öffentlich orientiert sie sich
an den politischen Forderungen (Schicho & Nöst,
2006, S. 57). Die Finanzierung der ADA erfolgt über
Zuwendungen des Bundes, welche ihr zur Durch-
führung der operationellen Maßnahmen zur Verfü-
gung gestellt wird, 2006 waren dies 94,82 Mio.
Euro, zwei Jahre zuvor waren es noch 73,95 Mio.
Euro3). Zusätzlich deckt der Bund den administra-
tiven Aufwand der ADA, welcher sich im Jahr 2006
auf 10,14 Mio. Euro belief, und welcher ebenso bei
der OECD als ODA eingereicht wird. In der ADA-
Zentrale in Wien sind 70 Personen beschäftigt4),
hinzu kommen 20 entsandte Fachkräfte in den 15
Koordinationsbüros in den Partnerländern sowie um
die 70 lokal rekrutierte MitarbeiterInnen.

Zur konkreten Umsetzung von Projekten bedient
sich die ADA verschiedenster Durchführungsorgani-
sationen, von österreichischen NGOs über Profitor-
ganisationen hin zu staatlichen Stellen oder zivilge-
sellschaftlicher Organisationen in den Partnerlän-
dern. Im Trend der Stärkung der Eigenverantwor-
tung der Entwicklungsländer wird in Zukunft die
Zusammenarbeit mit lokalen Institutionen vor Ort
gestärkt werden sowie eine größere Bedeutung auf
Instrumente der Budgethilfe gelegt werden. Die
führte naturgemäß zu Skepsis unter den österreichis-
chen NGOs, welche ihre Bedeutung als Projekten-
twickler und Projektdurchführer – im Jahr 2006 wur-
den über 40% des Budgets der ADA in von österre-
ichischen NGOs durchgeführten Projekten umgeset-
zt5) - im Schwinden sehen (vgl. AGEZ, EU-Plat-
tform, 2006).

Nicaragua als Schwerpunktland der
OEZA und seine
Entwicklungsperspektiven

Bei der näheren Betrachtung des zentralamerikanis-
chen Entwicklungslandes Nicaragua kommen einige
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Entwicklungshemmnisse zum Vorschein: eine nicht
gegebene Rechtssicherheit schreckt ausländische
Investitionen ab, die schlechte Qualität der Bildung
führt zu einer schlecht ausgebildeten Bevölkerung,
die soziale Kohäsion ist auf Grund ungleicher
Einkommensverteilungen nicht gegeben. Infrastruk-
turelle Mängel im Verkehrssektor, im Energiesektor
sowie Mängel bei der Bereitstellung sozialer Infra-
struktur bremsen die Entwicklung des Landes. Der
Staat kann auf Grund zahlreicher Hinterziehungen
nur geringe Steuereinnahmen lukrieren und sieht
sich in die Abhängigkeit von der internationalen

Gebergemeinschaft gedrängt. Eine geringe Diversi-
fikation der Exportgüter führt zu einer Verwund-
barkeit der Wirtschaft gegenüber Einflüssen von
außen. Zahlreiche Naturkatastrophen in der Vergan-
genheit trugen ihr übriges dazu dabei, dass
Nicaragua heute das zweitärmste Land Amerikas ist.

Abbildung 1 Übersicht Akteure im offiziellen öster-
reichischen EZA-System

Quelle: eigene Darstellung, in Anlehnung an
(OECD, 2004, S. 48).
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Österreichs Engagement in Nicaragua begann in den
70ern auf Grund der in der österreichischen
Öffentlichkeit herrschenden Sympathien für die san-
dinistische Revolution6). Das offizielle Österreich
unterstützte die Alphabetisierungskampagne der
ersten sandinistischen Regierung (1979 – 1990), die
Versorgung der Bevölkerung in ausgewählten
Regionen des Landes mit Nahrungsmittel sowie ver-
gab dem Land Kredite zu günstigen Konditionen
(vgl. Jagschitz, 2005, S. 62). Aus Privatinitiativen
heraus entstand ein großes Solidaritätsnetzwerk mit
Nicaragua, zahlreiche Städtepartnerschaften zwis-
chen österreichischen und nicaraguanischen Städten
förderten den kulturellen Austausch aber auch
konkrete Projekte.

Der Solidaritätsbewegung und der schon
vorherrschenden Zusammenarbeit ist es wahrschein-
lich zu verdanken, dass Nicaragua 1992 im Zuge der
Neustrukturierung der OEZA als einziges Land in
Lateinamerika zu einem der acht offiziellen Schwer-
punktländer der OEZA im Süden erklärt wurde (vgl.
Hödl, 2004, S. 259ff). Seitdem wurden vor allem
Projekten in den vier Schwerpunktbereichen Bil-
dung, Gesundheit, ländliche Entwicklung und
Förderung von Mikro-, Klein- und Mittelbetrieben
durchgeführt (BMaA, 2002, S. 20). Dabei arbeitete
die OEZA – auch auf Grund korrupter staatlicher
Strukturen - immer eng mit im Land aktiven österre-
ichischen NGOs zusammen. Seit unter der
Regierung Bolaños (2001-2006) Fortschritte bei der
Korruptionsbekämpfung gemacht wurden, wird die
Partnerschaft mit lokalen staatlichen sowie zivilge-
sellschaftlichen Institutionen gestärkt, die Zusam-
menarbeit mit österreichischen NGOs dagegen wird
langsam zurückgefahren.

Aktuelle politische Entwicklung

Bei den Präsidentenwahlen 2006 ging der Kandidat
der FSLN und ehemalige Präsident der ersten san-
dinistischen Regierung, Daniel Ortega, als Sieger
hervor, allen voran auf Grund der Zersplitterung des
rechten Lagers, welches sich nicht auf einen Kandi-
daten einigen konnte, aber auch auf Grund der
Unzufriedenheit des Volkes mit der sozialen Agenda
der Liberalen Partei (Ortega Hegg, 2007, S. 212f).
Außenpolitisch führte der Antritt der Regierung
Ortega sofort zu einer starken Wende: Noch am Tag
der Angelobung kündigte die neue Regierung den
Beitritt zum Wirtschaftsbündnis ALBA (Bolivarian-
ische Alternative für Amerika) an, zwei Monate

später erfolgte der Beitritt. Damit startete die sandin-
istische Regierung eine Annährung zu den Linken
Lateinamerikas, allen voran Hugo Chavez und Evo
Morales, mit denen Daniel Ortega ganz im Gegen-
satz zu seinem Vorgänger Bolaños intensiven Kon-
takt sucht (Albrecht, 2007). Der venezolanische
Präsident Hugo Chavez beeinflusst seitdem die
Außenpolitik Nicaraguas soweit, dass sich
Nicaragua ähnlich wie Venezuela international an
die Staaten annähert, welche eine besonders
schlechte Beziehung zu den Vereinigten Staaten
aufweisen. Die Unterstützung des international stark
kritisierten iranischen Präsidenten Mahmud
Ahmadineyad „in seinem Kampf für den Frieden“
auf der 62. UN Vollversammlung 2007 sowie die
Anerkennung Südostens und Abchasiens als einziges
Land weltweit neben Russland im September 2008
zeigen den Konfrontationskurs zu den westlichen
Staaten.

Innenpolitisch setzte die Regierung (wie in Zeiten
des Sandinismus der 80er Jahre) wieder den kosten-
freien Zugang zur Gesundheitsversorgung und zur
Grundschulbildung um, ist zugleich aber massiven
Vorwürfen der Korruption, autoritärer Amtsführung
und Machtkonzentration ausgesetzt (Hess, 2008, S.
15-18). Geringe Toleranz gegenüber Kritiken aus
den Medien, unzureichende Informationen über die
Ziele der Regierung sowie die Tendenz, für die Sym-
pathisanten des Sandinismus zu regieren, ließen
erste Kritiken aufkommen (Ortega Hegg, 2007, S.
218). Daniel Ortega regiert in einem engen Zusam-
menspiel mit seiner Ehegattin Rosario Murillo,
welche zahlreiche wichtige politische Ämter beklei-
det, und versucht immer mehr Macht an sich zu
binden.

Im Land fährt die Regierung den Dialog mit den
internationalen Entwicklungsagenturen stark zurück.
Die autoritäre Einstellung sowie aufkommende Ten-
denzen zur Korruption und Misswirtschaft lassen
einige Entwicklungsagenturen ihr Engagement in
Nicaragua in Frage stellen: die schwedische
Entwicklungsagentur – bis vor kurzem zweitgrößter
bilateraler Geber – zieht ihre ODA beginnend mit
Mitte 2008 völlig ab, Nationen wie Deutschland,
Großbritannien oder Finnland fahren ihre Gelder für
die finanzielle Zusammenarbeit (Budgethilfe) stark
zurück. Im Ausgleich dazu steigt das Engagement
Venezuelas im Land stetig an, Hugo Chavez stellt
der nicaraguanischen Regierung bis zu 500 Mio.
USD für die aktuelle Legislaturperiode zur Verfü-
gung, dieses Geld wird jedoch am parlamentarisch
kontrollierten Staatshaushalt vorbei verwaltet und
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versickert so ohne jegliche Transparenz im Land
(Hess, 2008, S. 16f).

Der Einfluss der Entwicklungs-
zusammenarbeit auf das Land

Insgesamt flossen in den letzten 30 Jahren (bis inkl.
2006) 13,6 Milliarden US-Dollar von der interna-
tionalen Gebergemeinschaft nach Nicaragua, 12,2
Mrd. davon seit der Abwahl der Sandinisten ab 1990
(OECD, 2008, www). Etwa 70% der Gesamtsumme
stammen von bilateralen Gebern, der Rest von mul-
tilateralen Organisationen (Weltbank, inter-
amerikanische Entwicklungsbank, EU-Kommis-
sion). Diese für ein kleines Land wie Nicaragua mit
heute knapp über 5 Mio. Einwohner sehr hohe
Summe zeigt, wieso Nicaragua oft als Liebkind der
internationalen Gebergemeinschaft bezeichnet wird:
die auf Grund ihrer politischen und wirtschaftlichen
Entwicklung gut mit Nicaragua vergleichbaren
Nachbarstaaten, Honduras und El Salvador, empfin-
gen im selben Zeitraum um 3 Mrd. bzw. 6 Mrd. USD
weniger Mittel an ODA, obwohl sie beide jeweils
zwei Millionen Einwohner mehr als Nicaragua
aufweisen können.

Um die Wichtigkeit der ODA für die Wirtschaft
Nicaraguas zu verdeutlichen, ist in der Abb.2 das
Verhältnis zwischen ODA-Finanzflüsse und BIP des

Landes dargestellt. Ebenfalls in der Grafik vertreten
ist der Anteil der Rücküberweisungen von im Aus-
land lebenden Nicaraguanern an deren Familien im
Heimatland, da es sich ebenso wie bei der ODA um

einen Fluss von im Ausland produzierten Kapital ins
Land handelt, welches im Laufe der Jahre eine mit
der ODA vergleichbare Bedeutung erlangte.

Im Jahr 2006 empfing Nicaragua 804 Mio. USD an
ODA, pro Kopf sind dies 155 USD (OECD, 2008,
www). Nimmt man den im Zensus 2005 ermittelten
Schnitt von durchschnittlich 5,2 Personen pro
Haushalt, so machten die Entwicklungshilfezahlun-
gen im Jahr 2006 durchschnittlich 805 USD pro
Familie aus.

Das Engagement der zahlreichen Entwicklungsagen-
turen im Land konnte sicherlich zu zahlreichen meist
jedoch nur punktuellen Verbesserungen im Land
führen. Positive Projektbeispiele, wie das von der
OEZA geförderte Frauenförderungsprojekt Miri-
am7), welches kostenlose Rechtsberatung sowie
Stipendienprogramme für Frauen anbietet, oder das
Zentrum für eine sauberere Produktion8), dessen
Ziel die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit und
der Produktivität von nicaraguanischen Betrieben
unter Gesichtspunkten von sozialer und ökologisch-
er Nachhaltigkeit, zeigen, wie EZA-Projekte einen
wichtigen Einfluss auf die gesellschaftliche und
wirtschaftliche Entwicklung des Landes haben und
wichtige Impulse ins Land bringen können.

Abbildung. 2 Anteil der ODA und der Rücküber-
weisungen am BIP Nicaraguas im Jahresverlauf

Quelle: OECD Statistik, (BCN, 2007, www), Eigene
Darstellung.
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Es treten jedoch auch zahlreiche Probleme auf,
welche die Wirksamkeit der ins Land fließenden
Gelder beschneiden: Die mangelnde Koordination
unter den Geberinstitutionen führt zu Effizienzver-
lusten. Oft werden von den Gebern teure Parallel-
strukturen aufgebaut, welche die Eigenverantwor-
tung der lokalen Institutionen untergraben. Die
starke Präsenz von Gebern führt teilweise zu einem
Mangel an Eigeninitiative lokaler Akteure sowie zu
einer Abhängigkeit von organisatorischer und
finanzieller Unterstützung durch externe Initiativen;
„komm ich mit einem Projekt in ein Dorf, und will
einen Eigenmittelanteil, kann es schon mal vorkom-
men, dass die sagen, nein, wir warten auf den näch-
sten Geber, der keine Eigenmittel vorschreibt“ – so
ein Zitat eines seit langen in Nicaragua im Bereich
der EZA tätigen Europäers. Hinzu kommt der meist
sehr hohe und komplexe administrative Aufwand bei
der Projektdurchführung auf Grund der Vorgaben
der Geberinstitutionen, welcher zu Verzögerungen
und mangelnder Effizienz vieler Projekte führt.

Die unverminderte Bedeutung der
ländlichen Entwicklung als Strategie
zur Armutsbekämpfung

Programme der ländlichen Entwicklung im Rahmen
der Entwicklungszusammenarbeit zielen auf die
ärmste Bevölkerung eines Landes ab, im Gegensatz
zu Projekten z.B. der Förderung von Mikro-, Klein-
und Mittelbetreiben, die eher schon vorhandene
Potentiale unterstütze. Auf Grund der Tatsache, dass
trotz der steigenden Urbanisierung nach wie vor der
größte Teil der armen Bevölkerung der Erde in
ländlichen Gebieten lebt (vgl. Ravallion & Chen,
2007, S.39), beanspruchen Programme der
ländlichen Entwicklung weiterhin ihre Berechti-
gung, um die Ziele der Entwicklungspolitik,
darunter vor allem die Armutsbekämpfung, zu erre-
ichen.

Die Förderung der ländlichen Wirtschaft auf eine
nachhaltige Weise birgt das Potential, die
Arbeitsmöglichkeiten in den ländlichen Regionen zu
erhöhen, die regionalen Einkommensdisparitäten zu
verringern, der Migration in die Städte vorzubeugen
und die Armut an ihrer Quelle zu bekämpfen (vgl.
Anríquez & Stamoulis, 2007, S.6). Des Weiteren
kann die ländliche Entwicklung zur Pflege der
ländlichen Kulturlandschaft und zum Schutz von
indigenen Kulturen und Traditionen beitragen, die
ländliche Gesellschaft kann während wirtschaftlich-

er Krisenzeiten als sozialer Puffer für die arme
städtische Bevölkerung dienen.

Auf Grund veränderter Rahmenbedingungen im
ländlichen Raum, wie beispielsweise die immer
wichtiger werdenden nicht landwirtschaftlichen
Tätigkeiten, die steigende Mobilität der
Bevölkerung, Prozesse der Dezentralisierung oder
der Bedeutungsgewinn des Umweltschutzes, bein-
halten Programme der ländlichen Entwicklung heute
nicht mehr nur Initiativen zur landwirtschaftlichen
Entwicklung (vgl. u.a. Anríquez & Stamoulis, 2007,
S. 7f; World Bank, 2007, S. 6f). Themen wie die
Stadt-Land Beziehung, die Integration marginal-
isierter Regionen mit urbanen Gebieten, der Schutz
der natürlichen Lebensbedingungen, das Nutzen der
Chancen der neuen nicht traditionellen Land-
wirtschaft sowie die Diversifizierung der Wirtschaft-
struktur sind Herausforderungen, welchen sich die
ländliche Entwicklung in einem ganzheitlichen
Ansatz zu stellen hat.

Über ganz Nicaragua gesehen leben laut Zensus vom
2005 44,1% der Bevölkerung in ländlichen Gebieten
(INEC, 2006, S. 32). Der ländliche Raum
Nicaraguas charakterisiert sich durch einen deut-
lichen Rückstand in der technologischen Entwick-
lung, einen im Vergleich zu städtischen Gebieten
deutlich schlechteren Bildungsgrad, durch ein
eingeschränktes wirtschaftliches Potential, wenig
Angebot an Arbeitsplätzen in der produktiven
Wirtschaft und einen oft rücksichtlosen Umgang mit
den natürlichen Ressourcen und der Umwelt, welch-
er zur Verwundbarkeit der Natur und der daraus
resultierenden ständigen Bedrohung vor Naturge-
fahren führt (UN, 2007, S. 17). Weitere Merkmale
sind eine schlechte infrastrukturelle Ausstattung,
starke Anzeichen der Marginalisierung, extremer
Armut, Unsicherheiten in der Ernährungssituation
und eine eintönige unausgewogene Ernährung.

Die ländliche Entwicklung als
Schwerpunkt der OEZA-Aktivitäten in
Nicaragua

Die „Steigerung der kleinbäuerlichen Produktion
und des Einkommens der armen ländlichen
Haushalte inklusive der Förderung des rationalen
und ökologisch nachhaltigen Umgangs mit den
Hauptressourcen Wald, Boden und Wasser“ (BMaA,
2002, S. 25) ist das Oberziel des Engagement Öster-
reichs in der ländlichen Entwicklung Nicaraguas.
Diese Ziel soll im Einklang mit der Förderung der
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Rolle der Frauen als wichtiger Faktor der ökonomis-
chen und sozialen Entwicklung und der Stärkung der
Zivilgesellschaft verfolgt werden (BMaA, 2002, S.
26f). Mit den Unterstützungsmaßnahmen der OEZA
sollen die wesentlichen Entwicklungshemmnisse der
kleinbäuerlichen Betriebe (diese werden wie folgt
identifiziert: geringe Produktdiversifikation, Eng-
pässe in der Lagerung und Vermarktung land-
wirtschaftlicher Produkte, Mangel an Investitions-
und Arbeitskapital, geringes Bildungsniveau,
geringe Unternehmer- und Organisationskapazität)
überwunden werden, die Förderung von strategis-
chen Produktionszweigen und Warenketten wird
angestrebt.

Schwerpunktregionen sind die Region Rio San Juan
im Süden des Landes sowie die Region um El Rama
in der südlichen autonomen Atlantikregion (RAAS),
in beiden Regionen kann die OEZA auf eine lange
Kontinuität zurückweisen. Beide Regionen sind
geprägt von einer hohen Armut und geringer
wirtschaftlicher Entfaltungsmöglichkeiten,
wichtiges Thema ist die Zerstörung des Waldbe-
standes (feuchte Tropen) mit all seinen Neben-
wirkungen wie der Verschlechterung der Grund-
wassersituation oder der Zerstörung der Boden-
fruchtbarkeit (BMaA, 2001, S. 26). In diesen Scher-
punktregionen liegen auch die hier näher betra-
chteten Projekte, das Projekt „Produktdiversi-
fizierung und ländliche Entwicklung in den feuchten
Tropen“ in El Rama und das „Programm zur nach-
haltigen ländlichen Entwicklung in der Gemeinde El
Castillo“.

Das Projekt „Produktdiversifizierung
und ländliche Entwicklung in den
feuchten Tropen“

Das Projekt der OEZA startet im Jahr 1992 in
Zusammenarbeit mit der österreichischen NGO
IIZ9) sowie den beiden lokalen NGOs IPADE10)

und CIPRES11). Es dauerte in mehreren Projekt-
phasen mit verschiedenen Projekttiteln („Land-
wirtschaftsökologie und wirtschaftliche Entwick-
lung in zwölf Gemeinden südlich von Rama“,
„Nachhaltige Land- und Forstwirtschaft im Süden
von El Rama“, „Agroökologie und wirtschaftliche
Entwicklung im Süden von El Rama“) bis ins Jahr
2006 an.

Zum Start des Projektes lassen sich die Probleme der
Region wie folgt darstellen (Jagschitz, 2005, S. 89f):
wirtschaftliche Probleme (auf Subsistenzwirtschaft

ausgerichtete Bauern; nach zehn Jahren Krieg kein
vorhandenes Kapital), soziale Probleme (politische
Polarisierung als Folge des Krieges, Vernachlässi-
gung durch die Regierung in den Bereichen Gesund-
heit und Bildung), Produktions- und Umweltprob-
leme (ungeeignete Kultur der Brandrodung, geringe
Sensibilität für den Schutz natürlicher Ressourcen,
geringe Diversität der für den Markt geeigneten Pro-
dukte) und Organisationsprobleme (geringe organ-
isatorische Kapazitäten der Gemeinde und Gemein-
schaften, Unkenntnis von Rechten und Pflichten als
Staatsbürger).

Als Oberziele des Projektes lassen sich eine
Verbesserung des Lebensniveaus der Bauernfamilien
unter Berücksichtigung der ökologischen Rah-
menbedingungen, die Schaffung einer permanenten
Einnahmequelle durch diversifizierten Anbau unter-
schiedlicher Produkte auf den jeweiligen Fincas
(Bauernhöfen), das Verhindern des Abwandern der
Familien sowie die Förderung einer ökologische
verträglichen Land- und Forstwirtschaft identi-
fizieren.

In verschiedenen Projektphasen war zuerst die
Wiedereingliederung der Bauernfamilien in die Pro-
duktion sowie das Experimentieren mit neuen Pro-
duktionsmethoden zentrales Thema (IPADE, 2004,
S. S. 16ff). In der zweiten Phase lag der Fokus auf
der Diversifikation der Fincas im kleinen Maßstab,
die Selbstversorgung und Nahrungsmittelsicherheit
stand im Vordergrund, sowie eine agroökologische
Ausrichtung. Den Produzenten wurde ermöglicht,
neue Anbaukulturen kennen zu lernen, die Viehzucht
als Möglichkeit zur Risikoabsicherung vor schlecht-
en Marktpreisen beim Getreide wurde vorgestellt.
Den Familien wurden Setzlinge und Samen im Rah-
men eines Art Kreditsystems zur Verfügung gestellt,
es fanden Schulungen zur Stärkung der gemein-
schaftlichen Führungskapazitäten statt, die Frauen
wurden vor allem im Bereich der Vermarktung in das
Projekt eingegliedert. In der dritten Phase übernah-
men Promotoren (ehrgeizige Bauern mit
Führungsqualitäten) die Aufgabe der Wissensvermit-
tlung an weitere Familien. Das Hauptaugenmerk lag
in der Bildung von Kapazitäten, drei Bauernvereini-
gungen wurden gegründet, organisatorisch gefestigt
und durch Kreditprogramm unterstützt. Herzstück
der vierten Projektphase (ab 2001) war die integri-
erten Planung der Fincaaktivitäten, welche die tradi-
tionelle Finca in eine Finca mit nachhaltiger und
integrierter ökologischer Bewirtschaftung umgestal-
ten sollte (IPADE, 2004, S. 30-35): unter Ein-
beziehung der Männer, Frauen und auch der Kinder
wurden auf allen teilnehmenden Fincas Bestands-
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analysen durchgeführt sowie Pläne mit einer Veror-
tung angebauten Produkte erstellt. Auf Basis der
Bestandspläne sowie in Beachtung der Zukunftsvi-
sionen der Familien wurden zukünftige Strategien
und Schwerpunktsetzungen für jede Finca ausgear-
beitet, operative Jahrespläne wurden erstellt. Zum
direkten Verkauf der Produkte wurde ein Produzen-
tenmarkt im Hauptort El Rama eingerichtet, an dem
die ProduzentInnen direkt an die Kunden weiter-
verkaufen können, ohne auf etwaige Zwischen-
händler angewiesen zu sein (IPADE, 2004, S. 56-
62).

Die Formel „Mehr Selbstbewusstsein und besser
angepasstes Wissen“ führte laut ehemaligen Umwel-
treferenten des OZEA-Koordinationsbüros in Man-
agua, Georg Grünberg, zu einem unerwarteten
Erfolg des Projektes (Grünberg, 2004, S. 10). Aus
analphabetischen Überlebenskünstlern „am Ende der
Welt“ – so schreibt er – „entwickelten sich organ-
isierte Produzenten, welche heute aktiv an der
regionalen Entwicklungsplanung und an den politis-
chen Entscheidungen ihrer Gemeinderegierung
beteiligt sind. 180 Familien haben gelernt, in der
Pufferzone eines großen Schutzgebietes auch ohne
jährliche Brandrodung erfolgreich zu wirtschaften“.
Die ADA teilt diese positive Einschätzung Grün-
bergs über die Erfolge des Projektes, es dient ihr als
eine Art Vorzeigeprojekt der ländlichen Entwick-
lung, welches gerne österreichischen Journalisten
oder sonstigen interessierten Besuchern präsentiert
wird. Genauso wird es von der verantwortlichen
Durchführungsorganisation IPADE als Erfolgspro-
jekt betrachtet, die NGO veröffentlichte ein Buch
sowie eine DVD über den Verlauf und die Erfolge
des Projektes.

Es ist unbestritten, dass Projekte der ländlichen
Entwicklung, vor allem solche, bei denen mit
lokalen Bauernfamilien zusammengearbeitet wird,
einen langfristigen Horizont aufweisen, jedoch
erscheinen die 14 Jahre, welche für das Projekt in El
Rama aufgewendet wurden, doch als sehr lang. Sie
lassen Schwierigkeiten in der Vermittlung der Pro-
jektideen an die teilnehmenden Familien in der
Anfangsphase vermuten. Der Evaluierungsbericht
aus dem Jahr 2001, neun Jahre nach Projektbeginn,
machte einige Probleme bei der Umsetzung deutlich,
auf welche in den Folgejahren reagiert wurde. Sehr
positiv ist die aufgeschlossen begleitende, lernende
Rolle der OEZA im Projektverlauf hervorzuheben,
welche trotz Umsetzungsschwierigkeiten in der
Anfangsphase das Projekt aktiv weiter begleitete.
Anstatt eines sturen Festhaltens an der
Anfangsstrategie war man durchaus bereit, Fehler

einzugestehen und laufend eine Anpassung der
Methoden und Ziele laut den gelernten Erfahrungen
durchzuführen. Genauso positiv ist in diesem
Zusammenhang die örtliche NGO IPADE her-
vorzuheben, welche die laufende Anpassung der
Ziele durch ihre Arbeit stets in die Tat umsetzte und
als Durchführungsorganisation sicher den größten
Teil zum Erfolg des Projektes beigetragen hat.

Eine detaillierte Bewertung über den Erfolg des Pro-
jektes ist nur schwer durchführbar, da es dazu
notwendig wäre, eine aufwendige Evaluierung,
welche alle 180 am Projekt beteiligten Familien
miteinschließt, durchzuführen. Juan Jarquin-Vargas,
Haushaltsvorstand einer im Zuge meiner
Recherchen besuchten Familie, bemängelt, dass
lediglich ein kleiner Teil der Familien der Region am
Projekt teilnahmen (180 von ca. 800), dass selbst bei
den teilgenommen Familien viele nur bescheidene
Erfolge erzielen konnten und dass die übrigen Fam-
ilien, welche nicht am Projekt teilnahmen, weiterhin
nicht nachhaltige Bewirtschaftungsmethoden sowie
das Mittel der Brandrodung verwenden. Laut Daten
des nicaraguanischen Umweltministeriums gab es
im Jahr 2005 in El Rama immer noch 97 von der
Behörde mittels Satellitenauswertung registrierte
Brandrodungen, im Jahr 2006 68 (MARENA/SINA,
2007, S. 9).

Betrachtete man die Effizienz der eingesetzten Mit-
tel, so zeigt sich laut Statistik der OECD, dass ca. 3,6
Mio. US-Dollar für das Projekt aufgewendet wur-
den. Stellt man die Summe im Vergleich zu den 180
Familien, welche am Projekt teilgenommen haben,
so ergibt dies (in einer sehr vereinfachten Rechnung,
welche auf Grund ihrer zu hohen Komplexität nicht
die positiven Effekte des Projektes für die übrigen
Bewohner der Region betrachtet) 20.500 USD,
welche über die Jahre pro Familie aufgewendet wur-
den. Viele dieser Gelder wurden sicher für so beze-
ichnete Experten, sowohl günstigere lokale als auch
teure internationale, aufgewendet. Das Geld für die
lokalen Experten ist neben dem Nutzen im Projekt
noch aus weiteren Gründen gut investiert, weil
dadurch der nicaraguanische Markt für diese Tech-
niker und Wissenschaftler stimuliert wird und
Kapazitäten in den NGOs aufgebaut. Die interna-
tionalen Experten, meist Österreicher, konnten zu
Anfang des Projektes lokal nicht vorhandene
Fähigkeiten einbringen und weitervermitteln, positiv
zu werten ist, dass zu Ende des Projektes nicht mehr
auf sie zurückgegriffen werden musste und das Pro-
jekt gänzlich von nicaraguanischen Institutionen
durchgeführt wurde.
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Weitere positive Effekte aus dem Projekt sind das
gestiegene Selbstbewusstsein der teilnehmenden
Personen sowie eine im Projekt erzeugte Dynamik,
welche sich am besten an den Plänen der im Zuge
der Recherchen besuchten Familie Jarquin-Vargas
verdeutlichen lässt, ein kleines Schwimmbad als
lokales Ausflugsziel errichten zu wollen. Durch das
gestärkte Selbstbewusstsein konnte erreicht werden,
dass die Bewohner heute aktiver an der Entwicklung
der Gemeinde teilhaben und von der lokalen Verwal-
tung die ihnen zustehenden Rechte besser einfordern
können. Der Hauptort El Rama erhielt durch die
gesteigerte Produktion der Bauernfamilien und der
darauf folgenden steigenden Konsumation sowie
durch den neuen Produzentenmarkt wichtige
Impulse.

Das „Programm zur nachhaltigen
ländlichen Entwicklung in der
Gemeinde El Castillo“

Der Start des österreichischen Engagements am Rio
San Juan bzw. in der sich dort befindenden
Gemeinde El Castillo geht ebenfalls auf die Initia-
tive österreichischer NGOs zurück, 1984 wurde ein
kleines Sägewerk mit dem Ziel der lokalen Verwen-
dung eingerichtet, Kleinprojekte im sozialen und
produktiven Bereich folgten. Seit den 90ern konzen-
trierten sich die Aktivitäten der OEZA auf das Ziel
der Stabilisierung der Ackerbaugrenze durch
agronomische und landwirtschaftliche Produktion-
ssysteme aufbauend auf kleinen Produzenten, auf die
Entwicklung und Stärkung von Sektoren mit nach-
haltigem wirtschaftlichen Potential (Ölpalme,
Forstwirtschaft) und auf die Kapazitätsentwicklung
und Stärkung lokaler Organisationen zur Schaffung
nachhaltiger institutioneller Rahmenbedingungen
für wirtschaftliche Prozesse (PRODESOC, o.J.,
www).

Zu Beginn der aktuellen Projektphase, welche von
Ende 2004 bis 2008 dauert (und Anfang 2008 mittels
Folgeprojekt um weitere drei Jahre erweitert wurde),
stellt sich die Situation in der Gemeinde wie folgt
dar: wirtschaftliche Probleme (fehlender Absatz-
markt in der Region, geringe Rentabilität des Acker-
baus, wirtschaftliche Probleme des Sägewerks als
Hauptarbeitgeber der Region), infrastrukturelle
Probleme (schwer überwindbare Entfernung zum
Markt, fehlende Möglichkeiten zur Lagerhaltung,
unzureichender Zugang zu Kommunikation und
Informationen), soziale Probleme (Armut, schlechter
Bildungsstand, schlechte Gesundheitswerte, Migra-

tionsverluste), Produktions- und Umweltprobleme
(ungeeignete Kultur der Brandrodung, dadurch
stetiger Rückgang des Waldes, Umweltgefahr durch
Ölpalmenproduktion in Monokulturen), institu-
tionelle Probleme (schlechte Durchführungskapaz-
ität von öffentlichen Instanzen, mangelnde Koordi-
nation zwischen den Institutionen).

Die Region weist jedoch auch über eine Vielzahl
vorhandener Potentiale auf: die Fortwirtschaft mit
dem Aufbau weiterverarbeitender Betriebe, neue
Produktionsformen und Anbauprodukte in der Land-
wirtschaft, das zurzeit noch intakte angrenzende
Ökosystem und sein Potential im Ökotourismus
sowie die Nähe zu Costa Rica mit finanzkräftigen
Investoren. Einige dieser Potentiale konnten schon
in den vorangegangenen Projektphasen genutzt wer-
den, aus welchen ein Sägewerk, Betriebe zur Ölpal-
menproduktion, Erfahrungen im Bereich der ökolo-
gischen Landwirtschaft, die Organisation von
Bauern in Gruppen, ein gut funktionierendes Stipen-
dienprogramm oder ein Kreditfonds hervorgegangen
sind. Das Projekt knüpft in seiner aktuellen Periode
an den gewonnen Erfahrungen und an den erreichten
Erfolgen an.

Oberziel des Projektes ist die Verbesserung der
Lebensbedingungen der Bevölkerung in der Puffer-
zone des Naturschutzgebietes Indio Maíz in der
Gemeinde El Castillo. Dieses Ziel soll durch die
Stärkung der Gemeindeverwaltung, durch eine nach-
haltige Forstwirtschaft und durch Diversifizierung
der landwirtschaftlichen Produktion erreicht werden.

In der Programmkomponente „Nachhaltige Land-
wirtschaftliche Forstsysteme“ werden Kleinbauern
dabei beraten und unterstützt, für die Zone geeignete
Produkte anzubauen, ein besonderer Augenmerkt
soll auf den Anbau von Kakao und Zimt – Produkte
mit großem Marktpotential – gelegt werden. Ziel ist
die Schaffung eines zusätzlichen Einkommens, eine
Verbesserung der Nahrungsmittelvielfalt und eine
nachhaltige Ressourcenbewirtschaftung. In der
Komponente „Förderung der Forstwirtschaft“ sollen
die Kapazitäten der nationalen Forstbehörde auf
Gemeindeebene gestärkt werden, damit diese ihre
Aufgaben als Aufsichtsorgan im Gebiet des
Umweltschutzes nachkommen kann. Am Programm
beteiligte Familien werden bei der Wiederauf-
forstung unterstützt und erhalten Jungpflanzen sowie
technische Beratung, ein Anreizsystem zur Sicher-
stellung der Pflege der forstwirtschaftlichen Flächen
wurde ausgearbeitet. Des Weiteren sollen ganz in der
Tradition der EZA in einer weiteren Komponente die
Bürgerbeteiligung sowie die institutionellen Kapaz-
itäten gefördert werden. Als ein Ergebnis soll der
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Zugang der Bürger zu den Basisdienstleistungen der
Gemeinden (Ausbildung, Gesundheit, Politik,
Grundkataster, etc.) verbessert werden. Als
ergänzende Maßnahmen wurde ein revolvierender
Kreditfonds eingerichtet, mit welchem
wirtschaftliche Initiativen in der Region gefördert
werden sollen, sowie ein Stipendienprogramm zur
Verbesserung der Ausbildung der Jugendlichen. Des
Weiteren soll im Laufe des Projektes das in vorange-
gangenen Projektperioden aufgebaute Sägewerk
verkauft werden.

Die Koordinierung der Aktivitäten wird seit dem
Projektstart 2004 von einem deutschen Consulting-
Büro durchgeführt, welche mit einer internationalen
Fachkraft und einigen lokalen Projektmitarbeitern
ständig vor Ort ist und gemeinsam mit lokalen
NGOs und staatlichen Institutionen für die Projekt-
durchführung verantwortlich ist.

Abseits der Probleme mit dem Sägewerk, welches
hohe Verluste einfuhr, zwischenzeitlich geschlossen
werden musste und nur mit Mühe an einen costa-
ricanischen Investor verkauft werden konnte,
entwickelten sich die übrigen Projektkomponenten
laut Auskunft des Projektleiters sehr positiv: Auch
wenn ein Teil der am Projekt beteiligten Familien im
agrowirtschaftlichen Bereich nur marginale
Fortschritte erzielen würde, gäbe es doch eine große
Gruppe von Familien, die motiviert und erfolgreich
am Projekt teilnehmen. Einige Kleinunternehmen
zur Produktion von Pflanzenstecklingen konnten
gegründet werden. Insgesamt erreichte der Pro-
grammpunkt der nachhaltigen forstwirtschaftlichen
Systeme bis Mitte 2007 213 Familien. 320 ha an
alternativen Produkten, davon 259 ha Kakao und 43
ha Zimt, konnten auf den Fincas etabliert werden,
der Stipendienfonds sowie der revolvierende Kredit-
fonds arbeiten sehr erfolgreich. Ende 2006 wurden
216 ha Wald mit Nutzholzarten angereichert und
über das Programm gepflegt.

Das 1984 gegründete und in den 90ern stark erweit-
erte Sägewerk vereint viele der Sünden, welche in
Jahrzehnten der Entwicklungszusammenarbeit
weltweit getätigt wurden. Mit der Förderung der
Plantagenzucht der afrikanischen Palme als
Nutzholz wurde das Ziel des Wirtschaftswachstums
verfolgt, ohne ausreichend auf ökologische
Gegebenheiten zu achten. Nicht funktionierende
Spezialmaschinen österreichischer Hersteller in
einem Sägewerk mitten im tropischen Regenwald
verdeutlichen die Unangebrachtheit von liefergebun-
dener Entwicklungshilfe. Das Problem der nicht
vorhandenen Rechenschaftspflicht in der EZA wird
durch die langjährige Misswirtschaft im von der

OEZA eingerichteten Sägewerk deutlich (dass ein
Projekt der OEZA trotz des Ziels der Selbst-
ständigkeit und aller gegebenen Potentiale zur Selb-
stständigkeit über mehrere Jahre hinweg auf
außerordentliche Zuschüsse in der Höhe von
mehreren 100.000 USD angewiesen ist, zeigt, dass
„keiner wirklich zuständig war“). Es bleibt zu hof-
fen, dass der (unter Wert) erfolgte Verkauf des
Sägewerks an einen costa-ricanischen Investor die
versprochene Wiederbelebung des Werkes 2008 zur
Folge hat und durch die Führung als pri-
vatwirtschaftlicher Betrieb endlich eine rentable
Form des Wirtschaftens Einzug nimmt, damit das
Werk wieder als Hauptarbeitgeber und
wirtschaftlicher Motor der Region auftreten kann.

Bei der Übergabe des Projektes 2004 von einer an
die nächste Durchführungsorganisation kam eine
eklatante Schwäche der OEZA zur Tage: etwa ein
halbes Jahr stand das Projekt still, da die alte Projek-
tphase ausgelaufen war, die neue jedoch noch nicht
beginnen konnte (Projektphasen der OEZA dauern
grundsätzlich nicht länger als 3,5 Jahre, Fristen bei
Ausschreibungen müssen eingehalten werden, etc. ).
In einem halben Jahr Stillstand geht natürlich einiges
an Kontinuität und auch an Vertrauen der beteiligten
lokalen Partner verloren, aber vor allem der Wis-
senstransfer von einer Phase in die nächste kann
nicht sichergestellt werden, speziell wenn zwischen
zwei Phasen die Durchführungsorganisation ausge-
tauscht wird.

Zahlreiche Regenwaldflächen in der Gemeinde ver-
schwanden während vorrangegangenen Programm-
laufzeit zu Gunsten der Ölpalmenplantagen, welche
ausschließlich als Monokulturen kultiviert werden
und zu Lasten der lokalen Umwelt geht: sie laugt die
Böden aus, die zahlreich angewendeten Pestizide
und Düngemittel verschmutzen die Gewässer,
Bodenerosion findet statt. Erst 2007 sprach das
nicaraguanische Umweltministerium einen Stop des
weiteren Ausbaus der Anbaufläche der afrikanischen
Palme aus, da sie „die Biodiversität des Ökosystems
zerstöre“ (Rosthchuh, 2007). Die OEZA unterstützte
die Anbauform dieser Ölpalme (unter dem etwas
beschönigenden Titel „nachhaltige Produktion von
Holz und Öl von der afrikanischen Palme“) bis ins
Jahr 2004, und dies obwohl zu diesem Zeitpunkt
schon länger zahlreiche Umweltschutzorganisatio-
nen und wissenschaftliche Publikationen über die
Bedenklichkeit des Anbaus vor allem im Hinblick
auf die Verträglichkeit mit dem tropischen Regen-
wald warnten (vgl. Donald, 2004, S. 29ff).

Die fortwirtschaftliche Komponente der Förderung
des Anbaus gewinnbringender Nutzhölzer durch die
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ansässigen Bauernfamilien kann als Erfolg betra-
chtet werden. Es ist gelungen, den eher an
kurzfristige Subsistenzwirtschaft gewohnten
Bauernfamilien den Nutzen einer sehr langfristigen
Investition wie den Anbau von Nutzholzarten
näherzubringen, auch wenn wahrscheinlich erst die
nächste Generation der Familien in frühestens
zwanzig Jahren durch die Erlöse des dann markt-
fähigen Holzes Profite erzielen wird können. Ebenso
erfolgreich stellte sich die Arbeit der Diversi-
fizierung der landwirtschaftlichen Produkte dar. Die
während meiner Recherchen besuchten Familien
bauten erfolgreich neue Produkte wie Kakao oder
Zimt an, was für sie ein zusätzliches Einkommen
bedeutet.

Auch die Bestärkung der Forstbehörde INAFOR
zeigt einige Früchte: so konnte Ende 2006 zwar
nicht die gewerbsmäßige illegale Abholzung von
220 teilweise geschützten Bäumen in der Gemeinde
im Wert von ca. 50.000 USD verhindert werden, die
Täter konnten jedoch gestellt werden und mit einer
hohen Strafe belegt werden, welches als Abschreck-
ung für etwaige Nachahmungstäter dienen sollte
(Rosthchuh, 2007). Auch der erfolgreiche Kampf
gegen den weiteren Ausbau der Anbaufläche der
Ölpalmenfirma Palcasa S.A., welcher u.a. auch von
der Forstbehörde geführt wurde, kann als Indiz für
ein gestärktes Umweltbewusstsein in der Region
gewertet werden.

Die Österreichische Entwicklungs-
zusammenarbeit mit Nicaragua im
aktuellen entwicklungspolitischen
Diskurs

Die Betrachtung der Aktivitäten der OEZA in
Nicaragua macht deutlich, dass Inhalte aus dem
aktuellen entwicklungspolitischen Diskurs, wie sie
in der Deklaration von Paris aus den Jahr 2005
zusammengefasst wurden, verfolgt und auch umge-
setzt werden. Themen wie die Stärkung der Eigen-
verantwortung (ownership) werden durch das für die
OEZA relativ neue Instrument der Budgethilfe sowie
durch die stärkere Zusammenarbeit mit lokalen
Institutionen und Organisationen verfolgt. Der von
der Gebergemeinschaft vieldiskutierte Genderaspekt
findet sich in jedem Programm wieder, genauso The-
men wie die Stärkung der Bürgerbeteiligung oder
der Aspekt der Nachhaltigkeit.

Zur Deklaration von Paris alternative Konzepte zur
Erhöhung der Wirksamkeit in der EZA, wie zum

Beispiel die Verfolgung von randomized trials (vgl.
Banerjee, 2007, S. 10-14), finden jedoch keine
Beachtung. Kritische Stimmen über die
Sinnhaftigkeit und Glaubwürdigkeit der EZA wer-
den ebenso nicht behandelt, was sich auch an der
mangelhaften Einbindung österreichischer zivilge-
sellschaftlicher Organisationen in die Strategieausar-
beitung der OEZA zeigt.

Im Sinne von harmonization und alignement wurden
alle Strategien der OEZA an die nationalen Pro-
gramme angepasst, auch wenn dies auf Grund der
sehr offen formulierten Entwicklungsstrategien
Nicaraguas keine große Hürde darstellt. Hier zeigt
sich, dass die Führungsrolle der Entwicklungsländer
im eigenen Entwicklungsprozess von der interna-
tionalen Gemeinschaft zwar immer wieder
beschworen wird, in der Realität jedoch weiterhin
die multilateralen Organisationen Weltbank und
IWF entscheidenden Einfluss auf die Entwick-
lungsstrategien Nicaraguas nehmen (vgl. Dijkstra,
2005, S. 448f). Nicaragua kann sich auf Grund sein-
er Abhängigkeit von den Hilfsgeldern keine Abwen-
dung aus der Gunst der Gebergemeinschaft erlauben.
Durch nur mäßige Programme der Entschuldung im
Rahmen der HIPC Initiative, welche die Schulden
des Landes nur auf ein bedienbares Niveau absenk-
ten, ist die Abhängigkeit des Landes für die Zukunft
weiterhin gegeben (vgl. Bhattacharya, 2004, S. 106).
Um dieser Abhängigkeit vom Westen entgegen-
zutreten, versucht Nicaragua nun seit der Wieder-
wahl der Sandinisten 2007 eine Annäherung an alter-
native Partner wie Venezuela, Bolivien, Kuba oder
den Iran, was verständlicherweise nicht immer zum
Wohlgefallen des Westens geschieht.

Die geringe Wirksamkeit der ODA an
Nicaragua

Die Gründe warum Nicaragua nach 12,2 Mrd. USD
an Hilfsgeldern, welche seit der Abwahl der Sandin-
isten im Jahr 1990 in das Land flossen, trotzdem
nach Haiti immer noch das zweitärmste Land des
amerikanischen Kontinents ist, liegen sicher in der
konfliktreichen Geschichte des Landes, bei den
zahlreichen Naturkatastrophen aber auch bei den
stattgefundenen Fehlern in der nationalen Politik wie
Korruption und Misswirtschaft. Die Betrachtung der
Geschichte der EZA in Nicaragua verdeutlicht
jedoch auch, dass das Land stets Spielball politisch-
er Interessen der westlichen Nationen war, allen
voran der Vereinigten Staaten, weshalb die Hilfs-
gelder sehr oft im Eigeninteresse des Westens ins
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Land flossen (vgl. Easterly, 2006, S. 322). Auf
gesamtstaatlicher Ebene manifestiert sich dies an
den extrem starken Schwankungen der Hilfszahlun-
gen je nach der an der Macht befindenden politi-
schen Partei. Auf Projektebene verdeutlichen sich
die Eigeninteressen des Westens bei der vielfach ver-
folgten Lieferbindung der Mittel der ODA, welche
stets zu Effizienzverlusten von Maßnahmen führten.
Eine mangelnde Geberkoordination, der kost-
spielige, die Führungsrolle des Landes unter-
grabende Aufbau von Parallelstrukturen sowie Män-
gel in der Umsetzung vieler Programme sind weitere
Gründe, welche die Wirksamkeit der Entwick-
lungszusammenarbeit in Nicaragua stark beein-
trächtigte.

Die über die Jahre durch die Flüsse der ODA ent-
standene Nehmerhaltung nicaraguanischer Institu-
tionen führte zu einer geringen Eigeninitiative
lokaler Akteure. Der niedrige Bildungsstand der
nicaraguanischen Bevölkerung und die Emigration
vieler guter Kräfte ins Ausland bedingen einen
ungenügenden Reifegrad bei der Planung und
Abwicklung komplexerer Vorhaben in Eigenregie.
Dies hemmt eine eigenständige Entwicklung des
Landes nach dem Vorbild des homegrown develop-
ment (vgl. Easterly, 2006, S. 363).

Erfolgskriterien von Projekten der
ländlichen Entwicklung

Eine Blaupause für ein erfolgreiches Projekt zur
ländlichen Entwicklung gibt es genauso wenig wie
in der entwicklungspolitischen Diskussion Einigkeit
über den richtigen Weg zur Entwicklung der Länder
des Südens existiert. Die Erfahrungen aus den betra-
chteten Beispielprojekten zeigen, dass eine genaue
Auseinandersetzung mit den lokalen Gegebenheiten
unabdingbare Voraussetzung für den Erfolg eines
Projektes ist. Vorhandene Potentiale der Region
müssen herausgearbeitet und verfolgt werden, beste-
hende Entwicklungshemmnisse analysiert und ihnen
gegengesteuert werden.

Der Erfolg eines Projektes startet mit einer sorgfälti-
gen Projektkonzeption. Genaue Grundlagen-
forschungen müssen durchgeführt werden sowie
Lehren aus vergleichbaren schon existierenden Pro-
jekten gezogen werden, Querschnittsmaterien wie
der Umweltschutz, Gender oder Bürgerbeteiligung
müssen bedacht werden. Dabei darf nie die institu-
tionelle Nachhaltigkeit von Projekten für die Zeit

nach dem Abgang des Gebers aus den Augen ver-
loren werden.

Als überaus wichtig erwies sich eine laufende
Evaluierung von Projekten in Durchführung und
eine flexible Anpassung der Ziele und Aktivitäten.
Durch sich ständig ändernde politische, rechtliche
aber auch ökologische Rahmenbedingungen kann
ein Projekt schnell aus der Bahn geworfen werden,
falls keine flexible Anpassung durchgeführt wird.

Das besondere Durchhaltevermögen und die Konti-
nuität der OEZA, welche Projekte der ländlichen
Entwicklung trotz Misserfolge und nicht einge-
tretener Zielerreichung langfristig unterstützt um
durch laufende Anpassung der Strategien
schlussendlich doch noch zu einem positiven Ergeb-
nis zu kommen, erscheint ebenso als wichtiges
Erfolgsrezept. Die Wichtigkeit externer Evaluierun-
gen wurde bei der Betrachtung des Projektes „Pro-
duktdiversifizierung und ländliche Entwicklung in
den feuchten Tropen“ deutlich, da sie durch den
Blick von außen Probleme in eingefahrenen Struk-
turen erkennen und unabhängige Empfehlungen zur
Verbesserung abgeben können.

Lehren aus der Betrachtung des „Programm zur
nachhaltigen ländlichen Entwicklung in der
Gemeinde El Castillo“ unterstreichen die immer
wieder von Entwicklungsexperten geforderte
stärkere Rechenschaftspflicht der Entwick-
lungsagenturen: Misserfolge von Teilkomponenten
eines Projektes müssen schnell erkannt werden,
deren Ursache ausgeforscht werden und gegebenen-
falls Veränderungen in der Aufteilung der Verant-
wortung durchgeführt werden.

Die in direkter Zusammenarbeit mit den an den Pro-
jekt teilnehmende Familien erstellten individuellen
Handlungsmaßnahmen für jede Familie, wie sie in
den beiden betrachteten OEZA-Projekten im Rah-
men der integrierten Fincaplanung stattfand,
erwiesen sich als sehr positiv zur Steigerung des
Engagements der Familien im Projekt. Es wurde
nicht versucht, den Familien Ziele aufzuoktroyieren,
welche sie aus natürlicher Skepsis nicht verfolgen
würden, sondern es wurden in einem partizipa-
torischen Prozess eigene Entwicklungsideen der
Familien gehört, strukturiert, und in verfolgbare wie
erreichbare Ziele umgewandelt. Die Mitein-
beziehung hinsichtlich der wichtigen Entscheidun-
gen der gesamten Familien inklusive Frauen und
auch Kindern, welche als nächste Generation den
Hof weiter führen werden, fördert die gesamte
soziale Entwicklung der Familie und stellt die nach-
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haltige Anwendung im Projekt vermittelter Kennt-
nisse sicher.

Maßnahmen, sehr langfristigen Ziele mit einem Hor-
izont von 20 Jahren auf jährlich erreichbare Zwis-
chenschritte herunterzubrechen, erwiesen sich als
sehr wichtig, den ländlichen Familien ein besseres
Gefühl für die Bedeutung der Verfolgung
langfristiger Ziele, welche sonst nur allzu oft aus den
Augen verloren werden, zu vermitteln. Das im
konkreten Fall im Projekt in El Castillo angewendete
Anreizsystem mit einer jährlichen Belohnung für die
Pflege sich im Wachstum befindlicher Nutzholzarten
entwickelte sich zum Erfolgsprojekt, welches auf
ähnliche Maßnahmen übertragbar scheint.

Neben den wirtschaftlichen Komponenten von Pro-
jekten führen begleitenden Maßnahmen wie die
Stärkung der Bürgerbeteiligung oder die Stärkung
lokaler Institutionen zu einer institutionellen Nach-
haltigkeit von Projekten. Hierbei wird die Fähigkeit
der Bevölkerung gestärkt, Leistungen bei den
staatlichen Institutionen, die auch dank des Prozess-
es nach mehr Eigenverantwortung immer wichtiger
werden, einzufordern und so zu einer besseren Per-
formance der öffentlichen Verwaltung beizutragen.

Erfolgschancen für die zukünftige
EZA in Nicaragua

Für die Zukunft muss gehofft werden, dass die in
Nicaragua tätigen Entwicklungsagenturen aus den
Fehlern der Vergangenheit gelernt haben und diesel-
ben Fehler in Zukunft vermeiden werden. Die
Umsetzung der Deklaration von Paris muss weiter
verfolgt werden, eine bessere Geberkoordination
angestrebt werden und die bis jetzt angedeutete
Forcierung der Eigenverantwortung Nicaraguas
durch Instrumente wie Budgethilfe oder durch die
Stärkung nationaler Strukturen verstärkt werden. Die
alleinige Führungsrolle in der Entwicklungsstrategie
soll beim Staat liegen, solange dieser alle Kriterien
der Rechtsstaatlichkeit respektiert. Entwick-
lungszusammenarbeit darf nicht wie in der Vergan-
genheit als politisches Instrument zur Förderung
gewünschter oder zur Verhinderung ungewünschter
Ideologien von außen missbraucht werden.

Die Entwicklungsagenturen müssen einsehen, dass
ihr wichtigstes Ziel nur sein kann, selbst einmal
nicht mehr benötigt zu werden. Nicht die dauerhafte
Beschäftigung zahlreicher teurer Mitarbeiter als
reiner Selbstzweck soll Ziel der Agenturen sein.

Bei der Durchführung von Programmen der
ländlichen Entwicklung muss von Anfang an klar
sein, dass sie auf einen längeren Zeithorizont aus-
gelegt sind, kurzfristig einsetzende Erfolge zu
erwarten ist verfehlt. Externe Evaluierungen und
eine flexible Anpassung von Strategien helfen den
Programmen, bei sich wechselnden Rahmenbedin-
gungen langfristigen Erfolg zu haben.

Im Staat Nicaragua müssen Kapazitäten aufgebaut
werden, welche den Entwicklungsprozess des Lan-
des abseits von innenpolitischen Machtspielen ver-
folgen können. Die Unabhängigkeit dieser Kapaz-
itäten vor politischer Einflussnahme muss durch eine
breite Verankerung in der Zivilgesellschaft
gewährleistet werden.

Nicaragua bietet sich auf Grund der gerade in Kraft
getretenen sowie in Verhandlung befindlicher Frei-
handelsabkommen mit den größten westlichen aber
auch regionalen Wirtschaftsmächten eine große
Entwicklungschance. Die internationale Gemein-
schaft muss die gegenüber Entwicklungsländern
nachteiligen Strukturen im internationalen Handel
abbauen, damit den Entwicklungsländern wie
Nicaragua eine ehrliche Chance gegeben wird, ihr
Potential am Weltmarkt zu nutzen und so einen
Schritt hinaus aus der Abhängigkeit von interna-
tionalen Hilfsgeldern zu machen.
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Die gleichbedeutenden Begriffe „Fair Trade“ und
„Fairer Handel“ waren besonders in den letzten
Jahren verstärkt zu hören und standen auch durch
öffentliche Kampagnen zunehmend im Vordergrund.
Gleichzeitig wurde nicht nur die Auswahl an Pro-
dukten, die mit dem entsprechenden Fairtrade Güte-
siegel gekennzeichnet sind, immer vielfältiger, son-
dern sie fanden auch verstärkt Eingang in die Super-
märkte, die heute zumeist eine Reihe unter-
schiedlicher fair gehandelter Produkte vertreiben.

Dieser kommerzielle Erfolg des Fairen Handels
wirft rasch die Frage auf, welche Kriterien bzw.
Standards überhaupt hinter dem Fairtrade Gütesiegel
stehen, in welcher Form diese kontrolliert werden
und welche Ziele mit der dementsprechenden Zerti-
fizierung verbunden sind.

Was Letztere anbelangt, so stellt sich bei einer
genaueren Auseinandersetzung mit der Thematik des
Fairen Handels heraus, dass dessen grundlegendes
Ziel in der Unterstützung ökonomisch
benachteiligter Arbeiter1) bzw. Produzenten des
Südens durch die Schaffung besserer Handelsbedin-
gungen besteht. Diesbezüglich geht es also darum,
welche realen Auswirkungen der Faire Handel auf
die Produzenten des Südens hat und ob bzw. in
welcher Art und Weise diese Auswirkungen über die
Zahlung höherer Preise - jenes Kriterium, das in der
Öffentlichkeit als die Errungenschaft des Fairen
Handels präsentiert wird - hinausgehen.

Neben der Armutsreduzierung strebt der Faire Han-
del aber ebenso Bewusstseins- und Kampagnenar-
beit an, um auf die Ungerechtigkeiten im konven-
tionellen Handel aufmerksam zu machen. Dabei geht
es nicht nur um die Schaffung eines
dementsprechenden Bewusstseins bei den Kon-
sumenten des Nordens, sondern auch um die Verän-
derung der Handelspraktiken konkurrierender, pri-
vatwirtschaftlicher Unternehmen.

Die Auswirkungen des Fairen Handels gehen dem-
nach weit über die Produzenten hinaus und sind sehr
breit gefächert.

Dieser Aufsatz soll nicht nur einen Überblick über
die Ziele, Prinzipien sowie die Funktionsweise des
Fairen Handels ermöglichen, sondern v.a. Auf-
schluss über die erwähnten verschiedenen Ebenen,
auf denen der Faire Handel Einfluss ausübt, geben.
Ebenso sollen die Schlüsselprobleme, mit denen der

Faire Handel momentan konfrontiert ist, bzw. die
zukünftigen Herausforderungen kurz skizziert wer-
den.

Es sei darauf hingewiesen, dass im folgenden der
Ausdruck Fair Trade (bzw. Fairer Handel) immer
dann verwendet wird, wenn allgemein auf die Fair
Trade Bewegung bzw. die Arbeit von alternativen
Handelsorganisationen (ATOs) oder Netzwerken des
Fairen Handels Bezug genommen wird. Der Term
Fairtrade kommt hingegen dann zum Tragen, wenn
ein Zusammenhang mit dem Zertifizierungsprozess
bzw. dem Labelling-System der FLO, der dafür
zuständigen Organisation, besteht.2)

1. Der Faire Handel
1.1 Die Entwicklung der Fair-Handels-
Bewegung

Historisch gesehen kann die wirtschaftliche
Entwicklung der Fair Trade Bewegung in ver-
schiedene Phasen eingeteilt werden.

So nahm der Fair Trade Gedanke erstmals nach dem
zweiten Weltkrieg Gestalt an, als Wohltätigkeitsor-
ganisationen aus Westeuropa und den USA handw-
erkliche Produkte bzw. Stickereien (v.a. aus
lateinamerikanischen Staaten) zu importieren began-
nen, um das ökonomische Dasein der betroffenen
Produzenten zu unterstützen.3) In den darauffolgen-
den Jahren nahmen sich in vielen Ländern Europas
diverse Aktionsgruppen des Fairen Handels an und
gründeten eigenständige Importorganisationen (vgl.
Pilz, 2001, S.16), um Produzenten in südlichen Län-
dern erstmals die Chance zum direkten Handel
(möglichst ohne Zwischenhändler) mit der entwick-
elten (westlichen) Welt zu eröffnen.4) Als Beispiele
sind die heutigen Importorganisationen EZA
(Entwicklungszusammenarbeit mit der Dritten Welt
Gesellschaft m.b.H.) in Österreich, GEPA in
Deutschland oder etwa CLARO in der Schweiz zu
nennen.5)

In den 1980er Jahren - einem aus Sicht vieler
Entwicklungsländer „verlorenen Jahrzehnt“ -
bewirkten zu niedrige Warenpreise, ein
schrumpfender Weltmarkt für einen Teil der Produk-
te kombiniert mit steigenden Schulden sowie höher

Fair Trade - der Faire Handel und sein Funk-
tions- und Wirkungsweise
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werdenden Zinsen ein Auseinanderklaffen der glob-
alen Armutsschere und die Entwicklung einer immer
größeren Handelsfalle für Entwicklungsländer.6)

Mit dem Zusammenbruch der sozialistischen Plan-
wirtschaft hielt die neo-liberalistische Wirtschafts-
theorie mit dem Leitbild einer freien kapitalistischen
Marktwirtschaft mit mehr Wettbewerb, Marktöff-
nung und Abbau von Handelsschranken Einzug (vgl.
Kleine, 2005, S.24). Der internationale Konsens
darüber, dass Handel das beste Mittel zur Armutslin-
derung in den Entwicklungsländern darstellt, wuchs
beständig7) und die Forderung nach „Trade not Aid“
wurde immer lauter.

Dieser Ruf nach „Hilfe zur Selbsthilfe“ - im neo-lib-
eralen Kontext umgesetzt in „Handel statt Hilfe“
(vgl. Kleine, 2005, S.28) - sowie die ursprüngliche
Intention zur Verbesserung der ökonomischen Situa-
tion südlicher Produzenten veranlasste die ATOs
(alternative Handelsorganisationen) bzw. Importor-
ganisationen zur Entwicklung von Strategien, um
fair gehandelte Produkte zusätzlich absetzen zu kön-
nen8). Die entscheidende Idee, ein Fair Trade Siegel
nach dem Vorbild bereits vorhandener und erfolgre-
ich eingeführter Ökosiegel zu entwickeln und so den
Zugang zur breiten Öffentlichkeit zu schaffen, kam
aus den Niederlanden und resultierte 1988 in der
Schaffung des „Max Havelaar Labels“ für Kaffee9).
Dieses Label galt als Nachweis, dass Produkte
entsprechend vorgegebener Kriterien fair gekauft,
gehandelt und verkauft wurden10). In den folgenden
Jahren entstanden in Europa und Nordamerika 17
derartige non-profit Fair Trade Siegelinitiativen (vgl.
Pilz, 2001, S.17), die sich schließlich im April 1997
zusammenschlossen und die Dachorganisation FLO
International - Fairtrade Labelling Organizations
International - gründeten.11) Diese Organisation ist
nunmehr verantwortlich für die Entwicklung inter-
nationaler (einheitlicher) Fairtrade Kriterien, die
Zertifizierung von Produkten sowie die Kontrolle
des Handels entsprechend dieser Kriterien (vgl.
Kocken, 2003, S.3). Seit 2003 ersetzt das interna-
tional einheitliche Fairtrade Logo (s. Abb.2) die
zuvor unterschiedlichen nationalen Siegel, u.a. das
in Österreich für zehn Jahre gültige TransFair-Logo
(s. Abb.1).

Das einheitliche Siegel soll den internationalen
Warenverkehr erleichtern, die Möglichkeit bieten,
fair gehandelte Produkte in vielen Ländern sofort zu
erkennen12) und nicht zuletzt diese Produkte mit
dem dahinterstehenden Konzept bei einer breiteren
Konsumentenschicht bewerben.

Die jüngste Phase des Fairen Handels ist durch das
Wachstum in der Breite (das „going mainstream“ des
Fairen Handels) gekennzeichnet, da der augen-
scheinliche Erfolg des Fairen Handels zunehmend
auch traditionelle Akteure - wie etwa Starbucks in
der Kaffeebranche - dazu ermutigt, in diesen neuen
Markt einzudringen.13)

Abbildung 1: Das alte Transfer-Siegel

Quelle: www.transfer.org, 7.8.2007

Abbildung 2: Das neue Transfer-Siegel

Quelle: www.transfer.org, 7.8.2007

1.2 Die Grundsätze des Fairen Handels

Im Rahmen des informellen Netzwerks FINE14)

wurde im Oktober 2001 eine gemeinsame, interna-
tional anerkannte Definition des Fairen Handels
entwickelt15) :

„Fairer Handel ist eine Handelspartnerschaft, die
auf Dialog, Transparenz und Respekt beruht und
nach mehr Gerechtigkeit im internationalen Handel
strebt. Durch bessere Handelsbedingungen und die
Sicherung sozialer Rechte für benachteiligte Pro-
duzentInnen und ArbeiterInnen – insbesondere in
den Ländern des Südens – leistet der Faire Handel
einen Beitrag zu nachhaltiger Entwicklung. Fair-
Handelsorganisationen engagieren sich (gemeinsam
mit VerbraucherInnen) für die Unterstützung der
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ProduzentInnen, die Bewusstseinsbildung sowie die
Kampagnenarbeit zur Veränderung der Regeln und
der Praxis des konventionellen Welthandels.“ 16)

In erster Linie zielt der Faire Handel demnach darauf
ab, den am meisten benachteiligten Produzenten in
Entwicklungsländern den Weg aus der Armut zu
weisen, indem er ihnen ermöglicht, eigenständig zu
produzieren und am internationalen Handel teil-
nehmen zu können. Entgegen den konventionellen
Handelsbeziehungen steht nicht der maximale Ertrag
der weiteren Abnehmer (Zwischenhändler etc.) im
Vordergrund, sondern das Ziel der Bezahlung von
fairen Preisen, welche den Produzenten neben der
Deckung grundlegender Lebensbedürfnisse auch
Weiterentwicklung ermöglichen.

In operationaler Hinsicht ist Fairer Handel durch fol-
gende Schlüsselpraktiken charakterisiert:

• Zahlung festgelegter Mindestpreise, die üblicher-
weise über dem Weltmarktniveau liegen und
Löhne ermöglichen, welche die Lebenshal-
tungskosten der Produzenten decken.

• Fokus auf Entwicklung und technische Hilfe
durch Zahlung von Fairtrade Prämien für länger-
fristige soziale Projekte (z.B. Schulen, Gesund-
heitsversorgung, Trinkwasseraufbereitung, Infra-
struktur etc.).

• Direkter Handel mit den Produzenten unter Auss-
chluss ausbeuterischer Zwischenhändler in der
globalen Versorgungskette.

• Transparente und langfristige Handelsbeziehun-
gen.

• Gegenseitig förderliche und nicht konkurrenzbe-
tonte Geschäftsabschlüsse zur Stärkung der auf
beiderseitigem Respekt basierenden Beziehung
zwischen Käufer und Produzent.

• Bereitstellung von Krediten auf Nachfrage sowie
Vorfinanzierung.

• Weitergabe von Marktinformation (über Preise,
neue Trends etc.) an Produzenten.

• Demokratische Organisation der Produzenten und
Arbeiter.

• Forcierung nachhaltiger Produktionsweisen –
Zahlung einer zusätzlichen Prämie für biologisch
kontrollierten Anbau.

• Verbot von Kinder- und Zwangsarbeit17) .

Indem also der Faire Handel seinen Fokus nicht auf
die Konsumenten, sondern auf die Produzenten legt,

versucht er den Aufbau gerechterer Beziehungen
zwischen der „ersten“ und „dritten Welt“ zu
ermöglichen. Direktere Handelsbeziehungen zwis-
chen Produzenten- und Konsumentengruppen in den
beiden Welten sollen geschaffen und nicht zuletzt
das Verständnis der Konsumenten für die
Notwendigkeit unabhängiger bzw. eigenständiger
Entwicklung der benachteiligten Produzenten her-
vorgebracht werden.18)

Die Grundvoraussetzung für die Erreichung dieser
Ziele bildet die Einhaltung der von der FLO
entwickelten spezifischen Standards und Kriterien
seitens der Handelspartner im Süden, was in weiter-
er Folge zur entsprechenden Zertifizierung der Pro-
dukte führt19). Zu den Handelspartnern zählen
sowohl Kleinbauern und Kleinproduzenten - sofern
diese demokratisch geführte Kooperativen, Ver-
bände oder andere Arten von Organisationen
gebildet haben -, als auch Unternehmen mit
angestelltem Personal, wie etwa Farmen, Plantagen,
Fabriken oder Manufakturen. 20)

In Hinblick auf die Fairtrade-Zertifizierung21) kön-
nen prinzipiell die Generic Fairtrade Standards
sowie die Product-specific Fairtrade Standards
unterschieden werden22). Während es sich bei
Ersteren um allgemeine Standards handelt, die sich
auf die soziale, ökonomische und ökologische
Entwicklung der Handelspartner beziehen23), legen
Zweitere spezifische Anforderungen an die unter-
schiedlichen Produkte fest und regulieren zusätzlich
die Beziehungen unter Fairtrade Produzenten,
Exporteuren und Importeuren. Diese Regelungen
inkludieren die Zahlung des Mindestpreises, die
Bereitstellung von Kreditmitteln sowie die
langfristigen Handelsbeziehungen.24)

Bei der Herausgabe dieser Standards folgt die FLO
bestimmten international anerkannten Standards
sowie Konventionen, wobei besondere Beachtung
der International Labour Organization (ILO) gilt,
welche die weltweit meist akzeptiertesten Grund-
Arbeitsrechte entwirft. Darüber hinaus fordert die
FLO aber auch die Einhaltung nationaler Gesetze,
sofern diese nicht im Widerspruch zu internationalen
Standards und Konventionen stehen.25)

1.3 Der Weg zum Zertifikat

Die FLO besteht grundsätzlich aus zwei Organisa-
tionen: Während die FLO International e.V. die
zuvor erwähnten Standards formuliert, überprüft und
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weiters den Produzenten Hilfestellung gibt, die Fair-
trade Zertifizierung zu erwerben und aufrechtzuer-
halten, ist die FLO-Cert GmbH jene im Eigentum
der FLO stehende internationale Zertifizierungsge-
sellschaft, die für die Inspektion und Zertifizierung
von Produzentenorganisationen und Händlern
zuständig ist26). Sobald also das Zerti-
fizierungskomitee der FLO-Cert die Einhaltung der
Standards seitens der Produzentenorganisationen
bestätigt und die Zertifizierung genehmigt hat, kön-
nen auch weltweit tätige Exporteure, Importeure und
Weiterverarbeitungsbetriebe um die Teilnahme am
Fairtrade System ansuchen. Ebenso wie die Pro-
duzenten müssen sich auch diese „Trader“ einer
genauen Prüfung seitens der FLO-Cert unterziehen,
bei der die Einhaltung der Standards genau kontrol-
liert wird. Zudem erklären sie sich bereit, sämtliche
Transaktionen offenzulegen, indem sie der FLO
und/oder den nationalen Siegelinitiativen Bericht
über Kauf und Verkauf von Fairtrade Produkten
erstatten.

Sobald eine Import-Organisation Fairtrade zerti-
fizierte Produkte (bzw. Rohstoffe) gekauft hat, fällt
die Überwachung und Überprüfung der weiteren
Versorgungskette bis hin zum Endprodukt, auf dem
schließlich das Fairtrade Siegel angebracht wird, in
den Zuständigkeitsbereich der jeweiligen nationalen
Siegelinitiative. Aus diesem Grund müssen alle
Unternehmen, welche die entsprechenden Rohstoffe
bzw. Produkte von den FLO-authorisierten
„Tradern“ bzw. zertifizierten Handelspartnern
ankaufen, von den nationalen Siegelinitiativen bzw.
der FLO lizenziert sein27). So hat z.B. das
Unternehmen „Starbucks“ die Lizenz von TransFair
USA erworben, gerösteten Fairtrade Kaffee zu
verkaufen.28)

Um die kontinuierliche Einhaltung aller relevanten
Standards sicherzustellen, werden einerseits Pro-
duzenten und „Trader“ in einem jährlichen Zyklus
re-inspiziert, andererseits sind unangekündigte
Besuche von FLO-Inspektoren jederzeit möglich29).
Zusätzlich zu den Kontrollen während der Produk-
tion wird auch der gesamte Vertriebsweg ständig
überwacht (Warenflusskontrolle), um die Glaub-
würdigkeit der zertifizierten Produkte
sicherzustellen. Dieses Ineinandergreifen von Zerti-
fizierung, Überwachung und Lizenzvergabe
garantiert, dass nur Produkte und Inhaltsstoffe, die
auf der Produktionsstufe zertifiziert wurden, am
Ende auch als zertifizierte Fairtrade Produkte
gekennzeichnet werden können und somit die
Integrität der Vertriebskette nicht verletzt wird. 30)

2. Die Auswirkungen des Fairen
Handels

Was bewirkt der Faire Handel und worin besteht der
Unterschied zum konventionellen Handel? Wie
wirkt er sich in der Realität auf Produzenten und
deren Familien aus? In Bezug auf diese oft gestellten
Fragen ist festzuhalten, dass die Auswirkungen auf
Produzenten zum einen sehr stark von verschiedenen
Faktoren wie der Struktur und spezifischen Situation
der Produzentenorganisation, dem Kontext der
Region und des Landes sowie dem hergestellten Pro-
dukt abhängen, zum anderen dürfen die Auswirkun-
gen nicht auf ökonomische Aspekte (wie z.B. den
Mindestpreis) reduziert werden. Zwar spielen Let-
ztere eine entscheidende Rolle bei der Armutslin-
derung und Lebensstandardverbesserung der betrof-
fenen Produzenten, die reine Ökonomie ist jedoch
für eine umfassende Erklärung der Auswirkungen
nicht ausreichend31).

Die angesprochenen Effekte auf die Produzenten des
Südens sind unumstritten, aber nicht die alleinigen.
Daneben trägt der Faire Handel entscheidend zur
Bewusstseinsbildung von nordischen Konsumenten
und damit zur Weiterentwicklung des „ethischen
Konsums“ bei. Die dritte Art von Auswirkungen
liegt auf der Ebene der freien Marktwirtschaft32).
Diese drei Ebenen, auf denen der Faire Handel Ein-
fluss ausübt, sollen im folgenden nun kurz skizziert
werden.

2.1 Die Auswirkungen des Fairen
Handels auf die Produzenten des
Südens

Es ist enorm wichtig zu untersuchen, welchen Ein-
fluss der Faire Handel tatsächlich auf das Leben der
Produzenten hat. Schließlich behauptet der Faire
Handel, einen effektiven Beitrag zur Verbesserung
der Lebensbedingungen zu leisten und Konsumenten
kaufen die Produkte in dem Glauben, damit einen
entwicklungspolitischen Beitrag zu leisten.33) Ohne
nachweisliche Auswirkungen auf die benachteiligten
Produzenten würde das konsumentenbasierte Sys-
tem des Fairen Handels in sich zusammenfallen.

Es existiert eine Reihe von zumeist qualitativen Fall-
studien und Überblicksstudien, die sich allesamt mit
der Frage der Auswirkungen des Fairen Handels auf
Produzenten des Südens auseinandersetzen.34)

Demnach kann eine grobe Differenzierung nach den
finanziellen und nicht finanziellen Auswirkungen
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erfolgen. Was Erstere betrifft, so müssen v.a. der
garantierte, zumeist über dem Weltmarktpreis
liegenden Mindestpreis35), sowie die Fairtrade
Prämie, welche die Produzenten pro verkauftem
Pfund bzw. für Produkte aus biologischem Anbau
erhalten36), genannt werden. Aufgrund der Tatsache,
dass die Weltmarktpreise für zahlreiche Produkte
wie etwa Kaffee oder Reis stark schwanken und
zumeist unter den Produktionskosten liegen, ist ger-
ade ein stabiler Preis, der zumindest die Produk-
tions- und Lebenskosten deckt, eine essentielle
Voraussetzung für Kleinproduzenten der Armut zu
entkommen.37) Darüberhinaus können Mindestpreis
und Prämie zur Erhöhung des Wettbewerbs in der
Region beitragen, da die Fairtrade-Kooperativen,
welche ihren Mitgliedern die Produkte um einen
höheren Preis abnehmen, eine starke Konkurrenz zu
Privatabnehmern darstellen38). Ebenso kann es zu
einer Steigerung des Ausmaßes an Investitionen
innerhalb der Kooperative kommen39). Der Grund
dafür liegt darin, dass ein gewisser Anteil der Prämie
immer in einen seitens der Kooperative ein-
gerichteten Sozialfonds gelangt, über dessen Ver-
wendung demokratisch entschieden wird40). Dabei
stehen kollektive Interessen wie Gesundheit, Bil-
dung, kommunale Projekte, das Abzahlen von
Schulden, Infrastruktur, Umstellung auf ökologische
Produktion oder technisches Training im Vorder-
grund.41)

Einen wesentlichen finanziellen Vorteil stellt weiters
die Bereitstellung von Krediten sowie die Vorfi-
nanzierung dar: Fairtrade Lizenznehmer (Importeure
etc.) sind dazu verpflichtet, eine Vorauszahlung von
bis zu 60% des Preises zu leisten, damit die Kooper-
ativen ihre Mitglieder nicht zu lange auf die Entloh-
nung warten lassen müssen.42) Diese Vorauszahlung
sowie die Bereitstellung von Krediten seitens der
Kooperative befreien die Kleinproduzenten einer-
seits von der Notwendigkeit, teure Kredite zur Deck-
ung der Ernte- sowie anderweitiger Kosten von tra-
ditionellen Kreditinstitutionen aufzunehmen43) und
ermöglichen anderseits Investitionen in ihr Hab und
Gut (vgl. Ronchi, 2002, S.19).

Anderweitige ökonomische Vorteile ergeben sich
v.a. durch „economies of scale“44). Diese entstehen
aufgrund des Zusammenschlusses von Kleinpro-
duzenten in einer Kooperative und kommen bei
Aktivitäten wie Verarbeitung, Vermarktung, Trans-
port landwirtschaftlicher Produkte sowie der Aneig-
nung von Information über Absatzmöglichkeiten
zum Ausdruck.45)

Als Fazit kann festgehalten werden, dass alle ange-
sprochenen finanziellen Auswirkungen zu einer
gesteigerten ökonomischen und sozialen Stabilität
der Kleinproduzenten beitragen und überdies eine
größere Planungssicherheit in Bezug auf Produktion,
Personal sowie Bedürfnisse der Familie und
Gemeinschaft ermöglichen.46)

Neben den finanziellen Vorteilen, die aus der
Zusammenarbeit mit Fairtrade Organisationen
entstehen, gibt es eine Reihe weiterer Vorteile, die
als mindestens ebenso wichtig von den betroffenen
Kleinproduzenten eingeschätzt werden47), aber
wesentlich schwerer mess- und quantifizierbar
sind48). In diesem Kontext schätzen die Kleinpro-
duzenten besonders den Beitrag, den die Koopera-
tiven zu erhöhtem Verständnis über internationalen
Handel liefern, als sehr hoch und essentiell für den
Austritt aus der Armut ein. Zu diesem Beitrag zählen
Informationen über die Funktionsweise interna-
tionaler Märkte, die Entwicklung geschäftlicher und
technischer Fähigkeiten (oftmals in Zusammenhang
mit biologischem Anbau) sowie die Erleichterung
des Handels mit anderen Fairtrade Organisationen
und profitorientierten Unternehmen. Dieser
Bewusstseinsbildungsprozess fördert das Verständ-
nis sowie die Kontrolle über die eigene Situation und
zukünftige Möglichkeiten am Markt. Besonders vor
dem Hintergrund, dass Kooperativen immer nur
einen Teil ihrer Produkte über Fairtrade Kanäle ver-
markten, wird die Bedeutung obiger Faktoren bei
Verhandlungen mit privaten Abnehmern
ersichtlich49). Marktinformation und Kontakte, die
den Produzenten seitens des Fairen Handels zur Ver-
fügung gestellt werden, bringen diese in wesentlich
bessere Verhandlungspositionen bei Verkäufen
außerhalb des Fairen Handels.50)

Weiters tragen die langfristigen Handelsbeziehungen
zwischen Kooperativen und Abnehmern zur Qual-
itätssteigerung der Produkte und erhöhter Wettbe-
werbsfähigkeit bei, weil dadurch den Produzenten
Rückmeldungen über die Qualität ihrer Produkte
sowie Erwartungen der Kunden gegeben werden
können.51) Ebenfalls nicht zu vergessen sind die pos-
itiven Effekte des Fairen Handels auf das Selbstbe-
wusstsein, den Stolz sowie das Gefühl ökonomisch-
er Sicherheit unter den Beteiligten. Viele Produzen-
ten schätzen es, Teil einer internationalen alternativ-
en Handelsbewegung zu sein.52) Zuletzt sind noch
der Beitrag des Fairen Handels zum Überleben indi-
gener Kulturen53) sowie der Beitrag zu ökologis-
chen Erfolgen zu nennen. Der Faire Handel fördert
allgemein die Idee des Umweltschutzes sowie den
Erhalt der Artenvielfalt und trägt aufgrund seiner
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ökologischen Anforderungen zu sichtlich höheren
Ernteerträgen bei (vgl. Taylor, 2002, S.24).

2.2 Die Auswirkungen des Fairen Han-
dels auf die Konsumenten des Nor-
dens

Das Interesse von Produzenten und dem Einzelhan-
del am Fairen Handel wird laufend größer,
Unternehmen streben nach umweltfreundlichen und
sozial bewussten Images und beträchtliche
Verkaufsvolumina von ethischen Nahrungsmitteln
sowie fair gehandelten Produkten weisen auf das
wachsende Konsumentenbewusstsein über die kom-
merzielle Ausbeutung von Entwicklungsländern
sowie den Wunsch der Konsumenten, etwas dagegen
zu unternehmen, hin.54) So hat sich das Kon-
sumverhalten im Laufe der Jahre bzw. Jahrzehnte
deutlich geändert, wobei in jüngster Zeit über-
wiegend ökologische und ethische Fragen aufgewor-
fen wurden, die in direktem Zusammenhang mit dem
gesellschaftlichen Engagement von Unternehmen
sowie der Idee der sozialen Verantwortlichkeit ste-
hen. Das NRI (Natural Resources Institute, UK)
charakterisierte diese Welle als das ethische Kon-
sumverhalten, welches durch das Bewusstsein der
Konsumenten über das Wohlergehen von Lebewe-
sen, Umwelt-Degradation sowie Menschenrechte,
Arbeitsbedingungen und Gerechtigkeit im Handel
gekennzeichnet ist.55) Waren es in den Anfängen
v.a. biologische sowie gentechnisch unmanipulierte
Lebensmittel, welche die Diskussion über ethisches
bzw. entwicklungsfreundliches Konsumverhalten
dominierten, so sind dies seit Mitte der 1990er die
Produkte des Fairen Handels.56) Dieser versteht es,
Konsumenten und Produzenten durch eine verkürzte
Wertschöpfungskette stärker zu verbinden und Werte
wie Solidarität, Zusammenarbeit und Gerechtigkeit
innerhalb des Marktes zu etablieren. Er versteht
ökonomisches Handeln nicht als neutrales, sondern
als soziales Handeln.57)

Vergegenwärtigt man sich allerdings, dass Kon-
sumenten bei fair gehandelten Produkten sowohl
qualitativ hochwertige Produkte als auch den „Gut-
Fühl-Faktor“ (vgl. Schmelzer, o.J., S.31) bekom-
men, Produzenten auf der anderen Seite aber
lediglich ein paar Cent mehr als auf konventionellen
Märkten, so wird die Asymmetrie des Wohlstands
zwischen Produzenten und Konsumenten deut-
lich58). Es ist wichtig, dass der Kauf einzelner Fair-
trade Produkte nicht zu einer Rechtfertigung wird,
alle anderen Produkte guten Gewissens auf konven-
tionellen Märkten kaufen zu können, sondern der

Abbau dieser Macht- und Wohlstandsasymmetrien
im Vordergrund steht (vgl. Schmelzer, o.A., S.32).
„Das Endziel von wirklicher Partnerschaft und
„fairem“ Handel sollte es sein, dass die Produzenten
am Ende des Monats vergleichbar viele und gute
Produkte konsumieren können, wie diejenigen, die
ihnen ihre Produkte abkaufen (Schmelzer, o.A.,
S.32).“

Der Beitrag, den der Faire Handel zur Entwicklung
dieses sogenannten „ethischen Konsums“ liefert,
kann nicht zuletzt auch an der Entwicklung des
Marktes für fair gehandelte Produkte in den letzten
Jahren bzw. Jahrzehnten abgelesen werden.

Während europaweit gesehen die Fair Trade Bewe-
gung in ihren bescheidenen Anfängen nicht mehr als
ein Nischenmarkt für sozial bewusste Konsumenten
des Nordens war, so sind die internationalen Fair
Trade Verkaufszahlen seit Beginn des 21. Jahrhun-
derts um mehr als 20% jährlich gestiegen. V.a. durch
die Expansion von fair gehandelten Produkten in
Hauptvertriebskanäle und den daran anschließenden
Verkauf in Supermärkten konnte die Wahrnehmung
von Fairem Handel als effizientes Instrument zur
Armutsbekämpfung und nachhaltiger Entwicklung
sowohl bei Konsumenten, öffentlichen Institutionen
als auch privaten Unternehmen enorm gesteigert
werden. Dabei stellt Europa aufgrund der
Erwirtschaftung von 60 bis 70% der globalen
Umsätze den größten Markt für fair gehandelte Pro-
dukte dar, in dem auch weiterhin enormes Potential
für beständiges Wachstum besteht.59)

2.3 Die politischen Wirkungen des
Fairen Handels

Der Faire Handel verfolgt vielfältige Ziele und strebt
u.a. auch die Ausübung politischen Einflusses an.
Mit diesen politischen Wirkungen sind nicht nur die
realen politischen Veränderungen (Einfluss auf die
nationale bzw. internationale Wirtschaftspolitik und
auf privatwirtschaftliche Unternehmen) gemeint,
sondern auch die weiter gefassten potentiellen poli-
tischen Wirkungen des Fairen Handels, der kritisch-
er Denkanstoß und politischer Impuls für die
entwicklungs- und handelspolitische Diskussion sein
will.60)

Was nun den direkten Einfluss des Fairen Handels
auf die internationale Entwicklungs- und Wirtschaft-
spolitik angeht, so kann dieser als sehr gering
eingeschätzt werden61). Zwar hat z.B. das Europäis-
che Parlament mittlerweile viele Anliegen des Fairen
Handels aufgenommen und diesbezügliche
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Forderungen an die europäische Kommission weit-
ergeleitet, bei der Gestaltung der EU-Handelspolitik
werden diese jedoch kaum wahrgenommen.62) Ein
wesentlicher Grund dafür liegt darin, dass seitens
des Fairen Handels viel zu wenig verallgemeiner-
bare wirtschaftspolitische Forderungen entwickelt
wurden, die sich auf die Änderung von derzeit
entwicklungsfeindlichen Rahmenbedingungen
beziehen.63)

Im Gegensatz dazu ist der Einfluss auf konkurri-
erende Unternehmen der Privatwirtschaft sehr viel
weitreichender. Unternehmen handeln in einer
Marktwirtschaft prinzipiell in ihrem eigenen
ökonomischen Interesse, welches allerdings zu
moralisch nicht akzeptablen Ergebnissen führen
kann. Sie geraten unter moralischen Rechtferti-
gungsdruck und versuchen diesem zu entgehen,
indem sie entweder die Staaten von einer Änderung
der Rahmenbedingungen zu überzeugen versuchen
(was aber eher selten eintritt, wenn es um moralische
Fragen geht), oder sich selbst zur Einhaltung bes-
timmter Grundsätze verpflichten.64) Diese Ein-
führung von Standards über soziale Verantwortung
bzw. für internes Monitoring (in der Regel als „Code
of Conduct“ oder Verhaltenskodex bezeichnet65)) ist
die zunehmende Reaktion von Unternehmen auf den
Marktdruck sowie auf Veränderungen der Nach-
frage.66) Der Einfluss des Fairen Handels auf diese
Tendenzen ist unklar, es gibt Argumente für und
gegen die Einschätzung, dass der Faire Handel eine
wichtige Rolle bei der Ausübung moralischen
Drucks auf Unternehmen spielt. Generell kann aber
der Faire Handel als „Nährboden“ für Initiativen,
welche Unternehmen zu ordnungspolitischem Han-
deln bewegen wollen, gesehen werden. 67)

Ein weiterer zu beobachtender Trend neben dem
Wachstum privater Standards und freiwilligen Zerti-
fizierungen ist die Beteiligung von großen
Unternehmen und Einzelhandelsketten am Fairtrade
System, welche die zunehmend steigenden Verkauf-
szahlen fair gehandelter Produkte wahrnehmen und
folglich danach streben, ebenfalls in den Fairtrade
Markt vorzudringen. Dieser sogenannte Prozess des
„Mainstreaming“ innerhalb des Fairen Handels ist
ein sehr kontroverser und zieht viele negative bzw.
unerwünschte Konsequenzen nach sich.68) Das
Problem besteht v.a. darin, dass große Unternehmen,
welche meist nur einen geringen Prozentsatz ihrer
Produkte unter dem Fairtrade Label verkaufen, das
(gesamt gesehen) relativ schwache Verständnis von
Fairem Handel seitens der Konsumenten zu ihrem
eigenen Vorteil ausnutzen und sogenanntes „clean-
washing“69), auch genannt „fairwashing“ betreiben.

Zwar ist das Fairtrade Label eine produkt- und keine
unternehmensbezogene Zertifizierung, doch es ist
wahrscheinlich, dass dies viele Konsumenten nicht
wahrnehmen und mit dem Fairtrade Label sämtliche
Handelspraktiken eines Unternehmens in
Verbindung bringen und nicht nur jene Produkte, die
wirklich zertifiziert sind.70) „Fairwashing“ hilft also
multinationalen Konzernen, ihre ausbeuterischen
Handelspraktiken wie etwa Misshandlung der
Arbeiter oder zu geringe Produzentenpreise zu recht-
fertigen und aufrechtzuerhalten71) sowie die
Botschaft des Fairen Handels zu untergraben (vgl.
Schmelzer, o.J., S.34). Diese „Aneignung“ des
Fairen Handels durch Großunternehmen findet
aktuell statt, zahlreiche „global player“ wie Star-
bucks, Lidl, Body Shop oder Nestlé nehmen mittler-
weile am Fairen Handel teil72) und verkaufen einen
meist kleinen Prozentsatz ihrer Produkte unter dem
Fairtrade Siegel.73) Kleinere Unternehmen, die
ausschließlich Fairtrade Produkte vertreiben, sind
hingegen mit der Problematik konfrontiert, kaum
mit diesen großen Konzernen konkurrieren zu kön-
nen, da diese von ihrer Marktmacht, dem Bekan-
ntheitsgrad ihrer Marke sowie „economies of scale“
im Vertrieb profitieren.74) Weiters können große
Unternehmen ihre Fairtrade Produkte aufgrund von
Profiten aus konventionellen Verkäufen stärker sub-
ventionieren und bewerben als dies bei kleineren
Unternehmen der Fall ist, die zu 100% fair gehan-
delte Produkte betreiben.75)

Der Prozess des „Mainstreaming“ von Fairtrade ist
demnach differenziert zu bewerten. Die Vorteile und
positiven Aspekte liegen klarerweise im enormen
Wachstumspotential fair gehandelter Produkte (vgl.
Krier, 2005, S.5) und folglich darin, dass eine
entsprechend größere Anzahl an marginalisierten
Produzenten von den Vorteilen des Fairen Handels
profitieren kann. Weiters besteht die Möglichkeit,
die Botschaft des Fairen Handels einem weitaus
größeren Publikum zu vermitteln als den bisherigen
„traditionellen“ Käufern alternativer, fair gehandel-
ter Produkte.76) In diesem Sinne wird auch argu-
mentiert, dass die Einschränkung von Fairtrade
Verkäufen auf „politisch korrekten“ Absatzmärkten
dem Ziel, den größtmöglichen Nutzen für Fairtrade
Produzenten in Entwicklungsländern zu generieren,
widerspricht und die zahlreichen Vorteile, die in den
vergangenen Jahren für Produzenten geschaffen
wurden, nicht möglich gewesen wären.

Im Gegenzug besteht jedoch die enorme Gefahr der
Verfälschung des ursprünglichen Konzepts sowie
der Unterminierung der Schlüsselwerte, auf welchen
die gesamte Bewegung des Fairen Handels basiert
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und ihr ihre Legitimität verleiht.77) Dies kann v.a.
dann der Fall sein, wenn für Unternehmen vielmehr
das Marktpotential des Fairtrade Sektors als die
Befolgung der Prinzipien und Standards des Fairen
Handels im Vordergrund steht.78) Es strapaziert
schließlich die Gutgläubigkeit vieler Konsumenten,
dass Unternehmen wie Nestlé oder Chiquita -
berüchtigt für ihre ausbeuterischen Praktiken im
globalen Süden - in Betracht ziehen, mit manchen
Produkten in das Fairtrade-System einzusteigen,
ohne die Gesamtproduktion an den Prinzipien des
Fairen Handels auszurichten.79)

Was die anfänglich erwähnten potentiellen politis-
chen Wirkungen betrifft, so kann festgehalten wer-
den, dass der entwicklungs- und handelspolitische
Einfluss des Fairen Handels gering ist. Die Gründe
dafür sind unterschiedlich und liegen hauptsächlich
darin, dass der Faire Handel oftmals zu sehr als
Modell für internationale Handelsbeziehungen ange-
sehen wird, dieses aber theoretisch (im Sinne einer
neoklassischen Betrachtungsweise) nicht unbedingt
überzeugend ist und beim Versuch politischer Ein-
flussnahme scheitert. Um diese zu erreichen, müsste
sich der Faire Handel ausgehend von seinem sym-
bolischen Handeln in einer Nische verstärkt mit den
strukturellen Ursachen für Entwicklungshemmnisse
bzw. der Gestaltung von Rahmenbedingungen
auseinandersetzen. Das Potential des Fairen Handels
zur Diskussion derartiger entwicklungsfeindlicher
Rahmenbedingungen und damit verbundener politis-
cher Relevanz wurde bislang nicht ausgeschöpft.

Darüber hinaus ist der Faire Handel schlichtweg
institutionell nicht für eine merkliche politische Ein-
flussnahme gerüstet, die personellen und
finanziellen Mittel sind beschränkt.80)

3. Zukünftige Herausforderun-
gen für den Fairen Handel

Die Schlüsselprobleme, mit denen der Faire Handel
momentan konfrontiert ist, sind überwiegend auf die
inhärenten Widersprüche innerhalb der Fair Trade
Bewegung zurückzuführen. So versucht der Faire
Handel gleichzeitig gegen den Markt zu agieren,
indem er sich für Änderungen bei konventionellen
Handelspraktiken einsetzt und die Nord/Süd-Ungle-
ichheiten in Frage stellt, aber auch innerhalb des
Marktes, indem er einen egalitären Handel zwischen
nördlichen Konsumenten und südlichen Produzenten
aufzubauen versucht.81) „Mehr denn je ist der Faire
Handel derzeit ein nur unpräzise abgegrenztes Hand-

lungsfeld. Das gemeinsame Profil ist undeutlicher
und das schon immer zerbrechliche gemeinsame
Selbstverständnis noch brüchiger geworden.“ 82)

Zahlreiche Konflikte und Spannungen treten auf-
grund dieser divergierenden Grundsätze auf und
werden durch das starke Wachstum der letzten Jahre
enorm verstärkt. Die Frage, um die es dabei geht, ist,
ob das angesprochene Wachstum als Erfolg verbucht
werden kann und der Faire Handel konventionelle
Handelsbeziehungen durch die Integration sozialer
Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit umgestalten kann,
oder die Ideale des Fairen Handels durch den kom-
merziellen Erfolg bereits in Vergessenheit geraten
sind und er eher dazu beiträgt, die Prinzipien des
freien Marktes aufrechtzuerhalten.83)

Die Herausforderungen für die Zukunft des Fairen
Handels involvieren verschiedene Dimensionen, die
im folgenden kurz skizziert werden sollen:

Das „Mainstreaming des Fairen Handels“

Während manche diesen Prozess als Erfolg bei der
Umgestaltung konventioneller Marktbeziehungen
deuten, meinen andere, dass dieser nichts anderes als
den Versuch von Unternehmen darstellt, aus Fair-
trade Produkten Profit zu schlagen.84) Organisatio-
nen des Fairen Handels argumentieren, dass
Großkonzerne bzw. -unternehmen dem Fairen Han-
del zwar Zugang zum Massenmarkt verschaffen,
gleichzeitig aber von einer „sozialen Marke“ profi-
tieren, die durch lange Jahre hindurch von einem
kleinen Kern an Befürwortern und Konsumenten des
Fairen Handels entwickelt wurde.85) Darüber hinaus
besteht die Gefahr, dass die steigende Anzahl multi-
nationaler Konzerne die sozial orientierten Fair Han-
dels-Unternehmen (jene, die sich zu den Prinzipien
des Fairen Handels wirklich bekennen) unterbieten
bzw. unterwandern.86) Vor diesem Hintergrund wird
gefordert, zwischen jenen Anbietern, die sich zum
ausschließlichen Verkauf von Fairtrade Produkten
bekennen und jenen, die nur einen kleinen Teil ihres
Gesamtumsatzes mit fair gehandelten Produkten
machen, zu unterscheiden.87) Ein Beispiel hierfür
wäre die von der IFAT88) im Jahr 2004 entwickelte
„Fair Trade Organization mark“ - eine Auszeichnung
für Unternehmen, die ihre gesamte Geschäft-
stätigkeit auf den Prinzipien des Fairen Handels auf-
bauen.89)
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Wachsender Umfang der Fairtrade Produktion

Es bestehen Bedenken darüber, dass der Faire Han-
del aufgrund der höheren Nachfrage seitens der
Großunternehmen verstärkt Produkte von Großbe-
sitzern und Plantagen akzeptieren muss, obwohl in
der Vergangenheit überwiegend kleinbäuerliche
bzw. auf Kooperativen basierende Produktion zuge-
lassen wurde.90) Auch wenn die Vorteile des Fairen
Handels dadurch theoretisch auf weit mehr Personen
ausgedehnt werden können (neben Kleinproduzen-
ten auch Plantagenarbeiter), stellt sich die Frage,
inwieweit auch wirklich diese Plantagenarbeiter und
nicht nur die Großgrundbesitzer von den Vorteilen
eines gerechteren Handels profitieren.91)

Herausforderungen für die Fairtrade Führung

Mit der raschen Expansion von zertifizierten Pro-
dukten, Märkten und Produzententypen sowie
–regionen haben die internen Führungsprobleme
enorm zugenommen. So stellt es zum einen eine
große Herausforderung für das Fairtrade Zerti-
fizierungssystem dar, die Überwachung und Kon-
trolle des stark ansteigenden Produktvolumens zu
garantieren92), zum anderen wird kritisiert, dass die
FLO und ihre nationalen Partner kommerzielle vor
Entwicklungsinteressen stellen würden.

Die Diskussion über die zahlreichen divergierenden
Interessen stellt eine schwierige Aufgabe dar und
wird zusätzlich dadurch verstärkt, dass nicht mehr
nur die traditionellen Süd-Nord Exportbeziehungen
eine Rolle im Fairen Handel spielen, sondern auch
zunehmend der Süd-Süd Handel bzw. jener in den
heimischen Märkten des Südens.93)

Zusammenfassend ist zu sagen, dass der Faire Han-
del unbestritten an einem kritischen Punkt angelangt
ist. Inhärente Spannungen zwischen den
ursprünglichen Zielen der Fair Trade Bewegung ein-
erseits und den marktorientierten Zielen andererseits
lassen einige glauben, dass sich der Faire Handel
zukünftig spalten wird. Die Autoren Raynolds u.
Murray sprechen diese mögliche Zersplitterung an,
sind aber der Meinung, dass diese nicht unmittelbar
bevorsteht, sondern viel eher erste Konturen einer
konstruktiven Neugestaltung des Fairen Handels
sichtbar sind. Während der Fokus des letzten
Jahrzehnts auf der Expansion des Fairtrade Marktes
bzw. des Produktangebots lag, so scheint dieser auf-
grund der anwachsenden Konflikte rund um die Welt
seine Grenzen erreicht zu haben. Eine weitere Kom-
merzialisierung des Fairen Handels würde nach Mei-

nung der Autoren im Wesentlichen eine Absorption
der Fair Trade Bewegung vom Markt zur Folge
haben. Wahrscheinlicher ist hingegen, dass kom-
merzielle „Übergriffe“ auf den Fairen Handel weit-
erhin angefochten werden, da sie sowohl die
Entwicklungsfähigkeit als auch die Legitimität des
Fairen Handels gefährden und dass die aktuellen
Spannungen und Debatten vielmehr auf eine nächste
Welle der Umgestaltung hindeuten.94)

1) Die in der gesamten Arbeit verwendete männliche
Form dient der besseren Lesbarkeit, alle diesbezüg-
lichen Bezeichnungen sind aber als geschlechtsneu-
tral zu verstehen.

2) www.fairtrade.net/faq_links.html?&no_cache=1,
13.11.2007

3) Nicholls u. Opal, 2005, S.20; Fairtrade Österreich,
2007a, S.3

4) Nicholls u. Opal, 2005, S.20
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8) Fairtrade Österreich, 2007a, S.4
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